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l!mmentar 
GegenNepperund Schlepper 
in der Weiterbildung 

Hermann Schmidt 

Die berufliche Weiterbildung befindet sich in einer Phase ex­

plosiven Wachstums. Einen entscheidenden Impuls dazu hat 

die Qualifiz ierungsoffensive in den neuen Bundesländern 

gegeben . Noch nie ist so viel Geld in diesen Bildungsbereich 

geflossen: z. B. lag der Anteil AFG-geförderter Weiterbil ­

dung 1991 mit 6,8 Mrd . DM in den neuen Bundesländern 

drei- bis viermal so hoch wie im Westen . 

Zahlen sagen bekanntlich nichts über Qualität und Wirkweise 

der Bildungsmaßnahmen aus. Viel Schlimmes wird über die 

Seriosität mancher Weiterbildungsanbieter berichtet. Es 

droht Gefahr, daß die Qualität der Kurse und Lehrgänge bei 

der Masse der Maßnahmen in den Hintergrund gerät. Der 

überwiegende Teil der Weiterbildungsangebote führt nicht 

zu anerkannten staatlichen Abschlüssen. Die Hälfte aller Kur­

se und Lehrgänge 1991 dauerten nicht einmal drei Monate. 

Erfahrungsberichte zeigen, daß westdeutsche Anbieter im 

Osten ihre westdeutschen Kurse und Seminare vielfach ohne 

Anpassung an die Bildungsvoraussetzungen und -interessen 

den Menschen in den neuen Ländern überstülpen. 

Zwar mißt die Bundesanstalt für Arbeit die AFG-geförderte 

Weiterbildung in Ost und West mit einheitlichen Qualitäts­

maßstäben . Diese verhindern jedoch nicht immer, daß unse­

riöse Anbieter zum Zuge kommen . Außerdem decken sie 

nur das von den Arbeitsämtern finanzierte Weiterbildungs­

angebot ab; fü r die von den Teilnehmern selbst finanzierte 

Weiterbildung fehlt jegliche Qualitätsprüfung . 

Die Bemühungen um eine ausreichende Qualität werden 

erfolgreicher sein, wenn die Weiterbildungsinteressierten 

selbst in der Lage sind, qualitätsbewußte Entscheidungen zu 

treffen , um als " kritische Nachfrager" auf dem Weiterbil­

dungsmarkt entsprechenden Druck auszuüben . Sie benöti-

gen Kriterien, mit denen sie Maßnahmen auswählen und 

selbst beurteilen können . Dazu gehören die Transparenz der 

Angebote und ein Instrument, das über vorhandene Quali ­

tätskriterien sowie ihre Interpretation informiert. 

Das Bundesinstitut hat als Einstieg in ein solches Qualitäts­

prüfungsverfahren eine "Checkliste" entwickelt, die Weiter­

bildungsinteressierten bei der Entscheidung für eine geeig­

nete Weiterbildungsmaßnahme helfen soll. Es ist ein Hilfs­

mittel, um die eigene Beurteilungskompetenz bei der Sich­

tung des Weiterbildungsangebots zu verbessern, z. B. bei 

der Klärung der Kostenfrage, der Einschätzung der Ange­

botsseriosität oder zur Bewertung unterschiedl icher Arten 

von Abschlüssen . ln der Broschüre wird mit Hilfe von Erläute­

rungen und Ratschlägen gezeigt, worauf bei solchen Prüfun­

gen im einzelnen zu achten ist, was ggf. nachgefragt und 

was u. U. skeptisch bewertet werden sollte. 

Das positive Echo aus den neuen und alten Bundesländern 

belegt den enormen Informationsbedarf über qualitätsrele­

vante Kriterien und den Bedarf an Beratung und Entschei­

dungshilfe. Die Checkliste wird nicht nur von Einzelnach­

fragern bestellt, sondern auch von Institutionen aller gesell ­

schaftlichen Gruppen, von Betrieben, Kammern, Beratungs­

stellen und Arbeitsämtern . Die große Resonanz zeigt, daß 

ohne entsprechende Hilfe offensichtlich viele überfordert 

sind, das unübersichtliche Weiterbildungsangebot zu sichten 

und die richtige Wahl zu treffen . Die Reaktion auf die Check­

liste zeigt auch, daß sichtrotz vielfältigen Weiterbildungsan­

gebots ein echter Wettbewerb mit marktwirksamer Ausson­

derung des qualitativ unzureichenden Angebots nicht ent­

wickelt hat. 
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FC!hbeiträge 

Hermann Benner 
Dr. phil., MA , Berufspäd­

agoge, Leiter der Abtei­

lung 5.1 " Medienentwick­

lung und Mediendidaktik " 

im Bundesinstitut für Be­

rufsbildung, Berlin 

Die duale Berufsausbildung 
in Deutschland und Aspekte ihrer 
Weiterentwicklung im Hinblick 
auf die europäische Integration 

Die berufliche Bildung gilt als ein 
entscheidender Faktor für die Wett­
bewerbsfähigkeit einer Volkswirt­
schaft. Mit der Vollendung des EG­
Binnenmarktes werden die Berufs­

bildungssysteme der EG-Staaten so­
wie deren Absolventen stärker als 
bisher miteinander konkurrieren. 
Daher ist es erforderlich, sich mit 
wesentlichen Fakten und Rahmen­
bedingungen des dualen Systems 
der Bundesrepublik Deutschland 
auseinanderzusetzen. Im Vergleich 

mit anderen Berufsbildungssyste­
men, besonders Frankreichs, sollen 
Möglichkeiten zur Weiterentwick­
lung erkannt werden. 

Das Bildungssystem und insbesondere das 

Berufsbildungssystem eines jeden Landes ist 

wesentlich durch seine sozio-kulturelle, 

wirtschaftliche und technische Entwicklung 

bedingt. Die Berufsbildungssysteme in den 

Ländern der Europäischen Gemeinschaft 

sind insofern aufgrund ihres jeweils unter­

schiedlichen historischen Entwicklungspro­

zesses verschiedenartig strukturiert. 

Zwar sieht die EG-Politik im Rahmen der 

europäischen Integration bisher nicht die 

Vereinheitlichung der Berufsbildungssysteme 

vor, doch wird sich mit der Vollendung des 

EG-Binnenmarktes und dem damit verbun­

denen freien Waren-, Personen-, Dienstlei­

stungs- und Kapitalverkehr auch im Bereich 

der beruflichen Bildung ein gewisser Anglei­

chungsdruck ergeben, der sich sowohl in­

haltlich-curricular als auch systembezogen 

auf die Ausbildungsgänge und -abschlüsse in 

Deutschland auswirken kann. 

Insofern ist es notwendig, die konstitutiven 

Merkmale bzw. die Essentials der dualen Be­

rufsausbildung im Hinblick auf solche Sach­

verhalte der Berufsbildungssysteme anderer 

europäischer Staaten darzustellen, die dort 

auf andere Weise geregelt sind, um daran 

Aspekte potentieller Modifizierungsmöglich­

keiten und -erfordernisse des dualen Systems 

erkennen zu können. Denn hierzu reicht die 

globale Feststellung, das duale System ver­

mittelt eine Berufsausbildung im Betrieb und 

in der Berufsschule, nicht aus. Der Arbeits­

teilung in der Berufsausbildung liegt ein für 

einen Außenstehenden kaum durchschauba­

res Geflecht von unterschiedlichen Zustän­

digkeiten, Entscheidungs- und Verantwor­

tungsträgern , festgelegten Ordnungsstruktu­

ren und -prinzipien, pädagogischen Wir­

kungsfeldern u. a. m. zugrunde. 

Das Berufsbildungssystem in Deutschland ist 

äußerst differenziert. Vor allem das schuli­

sche Berufsbildungswesen bietet eine Viel­

zahl von unterschiedlichen beruflichen Bil­

dungsgängen, deren Abschluß zumeist bil­

dungssystembezogen und weniger berufsqua­

lifizierend ausgerichtet ist. Die einzelnen 

Typen des beruflichen Schulwesens sollen 

hier jedoch nicht dargestellt werden. 

Der quantitativ bedeutendste Qualifizie­

rungsbereich des deutschen Bildungssystems 

überhaupt ist das duale System. 1 Mehr als 

70 Prozent eines Altersjahrganges absolvie­

ren eine Ausbildung in diesem System. Die 

Aussagen hierzu können allerdings auch nur 

generalisierend vorgetragen werden. 
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Merkmale der anerkannten 
Ausbildungsberufe 

Der Bildungsgang des dualen 
Systems ist der staatlich anerkannte 
Ausbildungsberuf. Staatlich an­
erkannte Ausbildungsberufe sind 
bildungs- und beschäftigungssystem­
bezogene Konstrukte. 

Die staatlich anerkannten Ausbildungsberufe 

sind als Qualifikationsbündel keine Abbil­

dungen der im Beschäftigungssystem beste­

henden Berufstätigkeiten. Sie sind vielmehr 

an den Tätigkeits- und Funktionsbereichen 

orientiert und unter bildungsbezogenen 

Aspekten so angelegt, daß sie einzelbetriebs­

unabhängig auf vielfältige Facharbeiter- / 

Fachangestelltentätigkeiten vorbereiten und 

einen Beitrag zur Persönlichkeitsentfaltung 

leisten. Die staatlich anerkannten Ausbil­

dungsberufe sind die Qualifikationsbasis für 

die in der Wirtschaft und Verwaltung von 

qualifizierten Fachkräften wahrzunehmen­

den Aufgaben. Diese Ausbildungskonzeption 

wird in Deutschland von allen gesellschaftli­

chen Gruppen akzeptiert, sie ist in derselben 

Weise in den europäischen Nachbarstaaten 

nicht gegeben. 2 

Das duale System reduziert die Pro­
bleme an der Schnittstelle von 
Bildungs- und Beschäftigungssystem. 

Der Übergang der Jugendlichen vom Bil­

dungssystem in das Beschäftigungssystem 

ist, individuell und gesamtgesellschaftlich 

betrachtet, mit vielfältigen Problemen behaf­

tet. Selbst wenn in Deutschland in Abhängig­

keit von der wirtschaftlichen und demogra­

phischen Situation nicht immer alle Jugendli­

chen nach dem allgemeinbildenden Schulab­

schluß ihren primären Berufswunsch ver­

wirklichen können , so sind hier doch gerade 

im Vergleich mit anderen europäischen Indu­

striestaaten die Probleme des Übergangs der 

Jugendlichen ins Beschäftigungssystem an 

der sog. ersten und zweiten Schwelle und das 

Problem der Jugendarbeitslosigkeit weniger 

stark ausgeprägt. 3 

Durch Selbstbindung des Verordnungs­
gebers sind bei der Ordnung der 
staatlich anerkannten Ausbildungs­
berufe die an der Berufsausbildung 
Beteiligten mitverantwortlich 
einbezogen (Konsensprinzip). 

Das sogenannte Konsensprinzip gewährlei­

stet in der Berufsbildungspraxis von Wirt­

schaft und Verwaltung die Akzeptanz der 

staatlich verordneten Ausbildungsgänge. Es 

garantiert im weiteren Sinne die vertrauens­

volle Zusammenarbeit der Beteiligten bei der 

Ordnung und Durchführung der Berufsaus­

bildung und ist insofern die Basis für die An­

passung der Ausbildungsberufe an die tech­

nischen, wirtschaftlichen und gesellschaftli­

chen Erfordernisse sowie für die Weiterent­

wicklung des Systems der anerkannten Aus­

bildungsberufe. Dieses für das Sozialklima 

der Berufsbildung so wichtige Konsensprin­

zip besteht in den anderen EG-Staaten in die­

ser Ausprägung nicht. 4 

Für die staatlich anerkannten Aus­
bildungsberufe gibt es keine rechtlich 
fixierten Zugangsvoraussetzungen. 

Jeder, der die Vollschulpflicht erfüllt hat, 

kann unabhängig vom Niveau seiner schuli­

schen Vorbildung in jedem der anerkannten 

Ausbildungsberufe ausgebildet werden. Die 

Ausbildungsberufe verwirklichen insofern 

ihrem Aufbau nach grundsätzlich Chancen­

gleichheit. Die Regelausbildungsdauer der 

Ausbildungsberufe kann bei entsprechenden 

Leistungen unter den in § 29 Berufsbildungs­

gesetz (BBiG) festgelegten Bedingungen ver­

kürzt oder verlängert werden. Insbesondere 

bei den schulischen Berufsbildungssystemen, 

die bei den meisten EG-Staaten bestehen, 

sind Aufnahmevoraussetzungen zu erfüllen, 

um berufliche Erstausbildungsgänge absol­

vieren zu können. 

Die Abschlüsse der staatlich an­
erkannten Ausbildungsberufe sind 
formal grundsätzlich gleichwertig. 

Unbeschadet der fachlich-inhaltlichen Un­

terschiede gilt für die staatlich anerkannten 

Ausbildungsberufe derselbe im Berufsbil­

dungsgesetz festgelegte Ordnungsrahmen 

und ist das Abschlußniveau eine gleichwerti­

ge Facharbeiter- / Fachangestelltenqualifika­

tion (das Bundessozialgericht betrachtet al­

lerdings in der Regel die wenigen Ausbil­

dungsberufe mit einer Ausbildungsdauer von 

zwei und weniger Jahren als Anlernberufe). 

Im internationalen Vergleich ist das deutsche 

Facharbeiterniveau relativ hoch einzustufen. 

Das Aufgabenspektrum der deutschen Fach­

arbeiter ist breit angelegt und bezieht Tätig­

keiten ein, wie beispielsweise CNC-Pro­

grammierung, die in anderen Ländern von 

"Technikern" wahrgenommen werden. 

Der Abschluß anerkannter Ausbil­
dungsberufe ist unterhalb der Hoch­
schulebene der hauptsächliche 
Zugang zu qualifizierten Berufstätig­
keiten des jeweiligen Fachgebietes. 

Abgesehen von den quantitativ marginalen 

sonstigen berufsqualifizierenden Bildungs­

gängen (z. B. Assistentenberufe, Behinder­

tenregelungen) gibt es unterhalb der Hoch­

schulebene außer den staatlich anerkannten 

Ausbildungsberufen in Deutschland keine 

Erstausbildungsgänge, die unmittelbar zur 

Wahrnehmung qualifizierter Berufstätigkei­

ten in Wirtschaft und Verwaltung befähigen. 

Das berufsqualifizierende Bildungssystem 

anderer EG-Staaten ist hingegen differen­

zierter. So bestehen beispielsweise in Frank­

reich verschiedenartige Erstausbildungsgän­

ge mit berufsbefähigenden Abschlüssen auf 
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demselben Niveau (z. B. CAP und BEP) und 

auf unterschiedlichen Niveaustufen (z. B. 

CAP, BT, Bac.ProV 

Mit dem Abschluß in einem der staat­
lich anerkannten Ausbildungsberufe 
werden generell sozial- und tarif­
rechtliche Berechtigungen erworben. 

Die soziale Sicherheit eines Beschäftigten 

wird durch die Art, die Dauer und den Um­

fang einer Berufsausbildung mitbestimmt. 

Absolventen staatlich anerkannter Ausbil­

dungsberufe haben Anspruch auf den Nach­

weis hinreichend qualifizierter Berufstätig­

keiten im Falle der Arbeitslosigkeit, auf 

staatliche Förderung bei Umschulung und 

Weiterbildung, auf Rente im Falle einer Be­

rufsunfahigkeit, auf eine bestimmte tarifliche 

Eingruppierung bei einer der Ausbildung 

entsprechenden Beschäftigung. Selbst bei 

einer analytischen Arbeitsplatzbewertung 

orientiert sich die tarifliche Eingruppierung 

an den in den entsprechenden Ausbildungs­

berufen erworbenen Qualifikationen. Grund­

sätzlich sind jedoch den Ausbildungsberufs­

absolventen auch diejenigen Beschäftigten 

sozialrechtlich gleichgestellt, die dieselben 

Berufstätigkeiten ständig, d. h. also nicht nur 

vorübergehend, ausüben. In Frankreich ist 

beispielsweise eine Kopplung von Ausbil­

dungsabschluß und tarifliche Eingruppie­

rung nicht gegeben. 6 

Mit dem Abschluß der staatlich 
anerkannten Ausbildungsberufe sind 
nur bedingt bildungssystembezogene 
Berechtigungen verbunden. 

Die vielfach postulierte Gleichwertigkeit von 

allgemeiner und beruflicher Bildung wurde 

in Deutschland bisher noch nicht generell 

verwirklicht. 7 Die Gleichwertigkeit kommt 

letztlich darin zum Ausdruck, daß den beruf­

lichen Bildungsgängen dieselben Berechti­

gungen zugeordnet werden wie den entspre-

ehenden allgemeinen. Häufig wird Gleich­

wertigkeit mit Gleichartigkeit verwechselt: 

Im Fall der Anerkennung der Gleichwertig­

keit mit allgemeinen Abschlüssen wird von 

den beruflichen Bildungsgängen zusätzlich 

die Aufnahme allgemeiner Inhalte gefordert, 

oder es wird beispielsweise ergänzend zum 

beruflichen Abschluß als Studienvorausset­

zung eine Aufnahmeprüfung verlangt. 

I Duale Berufsausbildung 
und anerkannte 

Ausbildungsberufe - ein 
nachahmenswertes 

Qualifizierungsmodel I? 

Die schulischen Berufsbildungsgänge der an­

deren europäischen Staaten sind generell so 

angelegt, daß mit der beruflichen Qualifika­

tion zugleich bildungssystembezogene Be­

rechtigungen erworben werden können. 

Qualifikationen oberhalb des Fach­
arbeiter-/ Fachangestelltenniveaus 
setzen (abgesehen von Hochschul­
abschlüssen) generell den Abschluß 
eines anerkannten Ausbildungs­
berufes voraus. 

Die Wahrnehmung von Funktionen oberhalb 

des Facharbeiter- /Fachangestelltenniveaus 

im Beschäftigungssystem und der Erwerb 

von entsprechenden Qualifikationen wie bei­

spielsweise Meister, Techniker, Fachkauf­

mann oder Fachwirt setzt im allgemeinen 

eine Erstausbildung in einem anerkannten 

Ausbildungsberuf und eine Höherqualifizie­

rung durch mehrjährige Berufserfahrung 

und / oder Weiterbildung voraus. Die Weiter­

bildungsabschlüsse sind beschäftigungssy­

stembezogen; sie beinhalten generell keine 

Studienberechtigung (vgl. hierzu auch An­

merkung 7). Qualifikationen auf diesem Ni­

veau sind in Deutschland nicht in einer be­

ruflichen Erstausbildung zu erwerben. In ei-
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nigen EG-Staaten wie z.B. in Frankreich be­

stehen jedoch berufliche Erstausbildungs­

gänge, die auf berufliche Tätigkeiten ober­

halb des Facharbeiter- I Fachangestelltenni­

veaus vorbereiten und darüber hinaus stu­

dienbezogene Berechtigungen verleihen. 

Das Durchschnittsalter der Aus­
zubildenden im dualen System lag 
1989 bei 18,8 Jahren. 

Das Alter der Jugendlichen in dualer Ausbil­

dung hat sich in den letzten 20 Jahren konti­

nuierlich erhöht. Dies ist auf die veränderte 

schulische Vorbildung der Auszubildenden 

zurückzuführen (längerer Verbleib in allge­

meinbildenden Schulen, vorheriger Besuch 

von berufsvorbereitenden Schulen). Hieraus 

ergeben sich auch didaktische Konsequenzen 

für die Durchführung der Berufsausbildung. 

Im europäischen Vergleich sind die Absol­

venten des dualen Systems in Deutschland 

generell um etwa 2 Jahre älter als die ent­

sprechender Erstausbildungsgänge anderer 

Länder. 

Aspekte einer Weiterentwick­
lung des dualen Systems 

Die duale Berufsausbildung und das System 

der staatlich anerkannten Ausbildungsberufe 

werden vielfach als nachahmenswertes 

QualifizierungsmodelJ8 betrachtet, das mög­

licherweise Basis für eine relativ hohe Ar­

beitsproduktivität und eine positive wirt­

schaftliche Entwicklung ist, sozialstabilisie­

rende Funktionen wahrnimmt und relativ ge­

ringe öffentlich zu tragende Ausbildungsko­

sten verursacht. Die Notwendigkeit der Ver­

mittlung einer breit angelegten beruflichen 

Grundbildung und einer darauf aufbauenden 

Fachqualifikation für alle Ausbildungsberufe 

in einer insgesamt drei- bis dreieinhalbjähri­

gen Ausbildungsdauer wird jedoch auch von 

Berufsbildungsexperten anderer EG-Staaten 

in Frage gestellt. 



Dennoch, die Effizienz des dualen Systems 

steht außer Frage. 9 Insbesondere der Praxis­

bezug, die angestrebte berufliche Handlungs­

fähigkeit mit fachübergreifenden Qualifika­

tionen und der Fähigkeit zum beruflichen 

Transfer werden durch die duale Berufsaus­

bildung gefördert. Bezogen auf die Weiter­

entwicklung des dualen Systems sind diese 

pädagogischen Intentionen durch geeignete 

didaktisch-methodische Maßnahmen zu in­

tensivieren. 

Eine staatlich geordnete Berufsausbildung, 

die in Wirtschaft und Verwaltung freiwillig 

auf privatrechtlicher Basis durchgeführt 

wird, läßt sich nur verwirklichen, wenn der 

Ordnungsrahmen die beruflichen Bildungs­

möglichkeiten und -grenzen der potentiellen 

Ausbildungsbetriebe berücksichtigt. Durch 

die Mitwirkung am Ordnungsprozeß 10 der 

an der Berufsbildung beteiligten gesellschaft­

lichen Gruppen werden die beschäftigungs­

systembezogenen und die bildungssystembe­

zogenen Aspekte der Berufsausbildung hin­

reichend berücksichtigt. Der Konsens über 

die für einen betrieblichen Ausbildungsgang 

wesentlichen Merkmale (sog. Eckdaten) und 

die auf wissenschaftlicher Grundlage durch­

geführte inhaltliche Entwicklung der aner­

kannten Ausbildungsberufe in Zusammenar­

beit mit Sachverständigen der Berufs- und Be­

rufsbildungspraxis sind unverzichtbar für das 

geordnete Funktionieren des dualen Systems 

und die systemadäquate Weiterentwicklung 

der dualen Berufsausbildung. 

Der offene Zugang zu den anerkannten Aus­

bildungsberufen, d. h. die Tatsache, daß für 

anerkannte Ausbildungsberufe keine recht­

lich vorgeschriebenen Zugangsvoraussetzun­

gen festgelegt sind, räumt den Jugendlichen 

im hohen Maße berufliche Bildungschancen 

ein, die zu qualifizierten Berufstätigkeiten im 

Beschäftigungssystem führen . Der unter­

schiedlichen Vorbildung der Auszubildenden 

könnte durch eine stärkere Individualisie­

rung 11 des jeweils persönlich zu gestaltenden 

Ausbildungsplanes Rechnung getragen wer-

den. Insbesondere von der Regelausbil­

dungsdauer sollte je nach Vorbildung indivi­

duell abgewichen werden. Dabei ist grund­

sätzlich das Facharbeiter-/Fachangestellten­

niveau anzustreben. Weniger leistungsfähige 

Auszubildende sind durch besondere päd­

agogische Maßnahmen so zu fördern , daß sie 

dasselbe Qualifikationsniveau erreichen 

(Umsetzung von entsprechenden Forschungs­

und Modellversuchsergebnissen). 12 

I Der offene Zugang zu 
den Ausbildungsberufen 
räumt den Jugendlichen 

Bildungschancen ein 

In engem Zusammenhang hierzu steht auch 

das Problem der Differenzierung der staat­

lich anerkannten Ausbildungsberufe in sol­

che mit höherem und niederem Anforde­

rungsniveau. Grundsätzlich ist das Qualifi­

kationsprofil der Ausbildungsberufe unter 

fachlichen Aspekten verschiedenartig struk­

turiert. Die einzelnen Ausbildungsberufe 

stellen beispielsweise unterschiedliche An­

forderungen bezüglich der praktischen, theo­

retischen, gestalterischen, sozialkommuni­

kativen u. a. Fähigkeiten. Sie sind aber gene­

rell und im Hinblick auf das Abschlußniveau 

sowie auf den damit verbundenen sozialen 

und sozialrechtlichen Status gleichwertig. 

Von dieser Gleichwertigkeit sollte nicht ab­

gerückt werden, d. h., es sollten in Deutsch­

land keine Ausbildungsberufe erster, zweiter 

und dritter Ordnung eingerichtet werden. 13 

Eine Weiterentwicklung des dualen Systems 

wäre aber in der Weise denkbar, daß ähnlich 

wie bei den Berufsakademien in Verbindung 

mit einer Facharbeiter- I Fachangestellten­

qualifikation eine weiterführende berufliche 

Qualifikation vermittelt wird. Beispielsweise 

könnte für leistungsfähige Auszubildende in 

einem kombinierten Bildungsgang zunächst 

der Facharbeiter- und unmittelbar anschlie­

ßend der Technikerabschluß angestrebt werden 
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oder zunächst der Industriekaufmann- und 

dann der Fachkaufmann- bzw. Fachwirtab­

schluß. Die Anerkennung der zweiten Quali­

fikation könnte beispielsweise noch an das 

anschließende Absolvieren einer entspre­

chenden fachpraktischen Tätigkeit gebunden 

sein. Auch ließe sich ein gewerblicher mit 

einem kaufmännischen Ausbildungsberufs­

abschluß in demselben Ausbildungsgang 

kombinieren. Die Praktikabilität eines in die­

ser Weise auf fachlichem Gebiet doppelt 

qualifizierenden Bildungsganges könnte in 

Modellversuchen erprobt werden. 

Eine derartige Lösung hielte uneinge­

schränkt am Qualifikationsniveau des Fach­

arbeiters/Fachangestellten als Erstausbil­

dung fest. Sie eröffnete jedoch begabten und 

forderungsbereiten Auszubildenden eine 

weitergehende berufliche Qualifizierung. 

Die dadurch reduzierte Gesamtausbildungs­

dauer verringerte auch den bestehenden 

Wettbewerbsvorteil solcher Absolventen an­

derer europäischer Berufsbildungssysteme, 

die eine Erstausbildung auf Technikerniveau 

durchliefen. 

Die Forderung nach Gleichwertigkeit allge­

meiner und beruflicher Bildung hat eine lan­

ge Tradition. 14 Sie betraf zunächst Absol­

venten schulischer Berufsbildungseinrich­

tungen, die dieselben Berechtigungen (Ver­

kürzung der Wehrpflicht, Aufnahmevoraus­

setzungen für den öffentlichen Dienst, Stu­

dienberechtigung für die damals sogenannten 

Höheren Technischen Lehranstalten) erhal­

ten sollten, wie die Absolventen allgemein­

bildender Einrichtungen mit mittlerem Bil­

dungsabschluß. Das berufliche Schulwesen 

hat nun immer neue berufsbezogene schuli­

sche Ausbildungsgänge entwickelt, deren 

Abschluß zum Besuch der jeweils weiterfüh­

renden beruflichen Schule und schließlich 

zum Studium an der Fachhochschule oder 

Hochschule berechtigt. Die duale Ausbil­

dung fand dabei bisher keine angemessene 

Berücksichtigung. Gleichwertigkeit von all­

gemeiner und beruflicher Bildung ist jedoch 

kein Problem der inhaltlichen Identität, son­

dern der bildungspolitischen Bewertung 

zweier unterschiedlicher Bildungsgänge. Die 

auf diesem Gebiet nur zögernd vorangehen­

den Gleichstellungsbemühungen könnten 

möglicherweise dadurch begünstigt werden, 

daß der Bund zur Förderung der beruflichen 

Bildung im Rahmen von Artikel 91 b Grund­

gesetz (GG) eine offene Universität 15 initi­

iert und finanziert, bei der die Studienbe­

rechtigung von der beruflichen Qualifikation 

(erworben durch einen beruflichen Bildungs­

gang und I oder praktische Berufstätigkeiten) 

abhängig gemacht wird. 

I Die Forderung 
nach Gleichwertigkeit der 
beruflichen Bildung hat 

eine lange Tradition 

Ein derartiges Modell könnte hochschuldi­

daktisch und -organisatorisch neue Wege ge­

hen und einen Beitrag zur generellen Klä­

rung der Gleichstellungsproblematik liefern. 

Im Hinblick auf die europäische Integration 

stellt sich natürlich auch die Frage der 

Gleichwertigkeit der Abschlüsse der aner­

kannten Ausbildungsberufe mit entsprechen­

den Berufsabschlüssen anderer EG-Staaten 

und umgekehrt. 

Abgesehen von den relativ wenigen Berufs­

abschlüssen, bei denen auf der Basis eines 

bilateralen Abkommens 16
, wie z. B. zwi­

schen Deutschland und Frankreich eine 

Gleichstellung durch Verordnung ausdrück­

lich festgelegt wurde, muß nach der ständi­

gen Rechtsprechung des Bundessozialgerich­

tes von der Gleichwertigkeit solcher Berufe 

ausgegangen werden, die tariflich gleichwer­

tig eingestuft sind. "In der tariflichen Ein­

stufung kommt nämlich am zuverlässigsten 

zum Ausdruck, welchen qualitativen Wert 

die am Berufsleben teilnehmenden Bevölke­

rungskreise, d. h. die Tarifpartner einer be­

stimmten Berufstätigkeit zumessen ." 17 

6 BWP21/1992/2 • Fachbeiträge 

Das bedeutet, daß durch die Beschäftigung 

und deren tarifliche Eingruppierung die 

Äquivalenz eines Berufsabschlusses, der au­

ßerhalb Deutschlands erworben wurde, indi­

rekt festgelegt wird. Dies gilt in Deutschland 

für deutsche und ausländische Beschäftigte 

in gleicher Weise. Die Bewertung der deut­

schen Abschlüsse des dualen Systems in den 

anderen EG-Staaten ist allerdings von den 

dort geltenden sozialrechtlichen Gegebenhei­

ten abhängig. Insofern wäre in allen EG­

Staaten auf einheitliche sozialrechtliche Be­

dingungen hinzuwirken. 

Zusammenfassung 

Im Hinblick auf die europäische Integration 

und eine mögliche Annäherung der Berufs­

bildungssysteme wäre davon auszugehen: 

Für die Berufsausbildung in Deutschland ist 

das duale System mit dem Konsensprinzip 

und dem offenen Zugang zu gleichwertigen 

Ausbildungsberufen unverzichtbar. 

Eine Weiterentwicklung des dualen Systems 

sollte hinsichtlich der methodisch-didakti­

schen Gestaltung und der Individualisierung 

der Berufsausbildung erfolgen. Hierbei 

könnten die Ausbildungsdauer in stärkerem 

Maße als bisher der individuellen Lernfähig­

keit angepaßt, kombinierte Aus- und Weiler­

bildungsgänge entwickelt und der Gleich­

wertigkeit von allgemeiner und beruflicher 

Bildung beispielsweise durch die Errichtung 

einer offenen Universität Rechnung getragen 

werden. 

Anmerkungen 

1 Vgl. hierzu: Bundesminister für Bildung und Wissen­
schaft (Hrsg.): Grund- und Strukturdaten 1991 /92. Bann 

1991, S. 106. Hiernach durchliefen 74,8 Prozent der Bevöl­
kerung im Alter von 16 bis unter 19 Jahren eine Ausbil­

dung im dualen System. 
2 Beispielsweise besreht in Frankreich ein weitgehend 

schulisch organisiertes Berufsbildungssystem. Die franzö­

sische Regierung har jedoch im September 1991 "einen 

Plan zur Reform der Berufsausbildung vorgestellt, der 

dem Aufbau eines dualen Bildungssystems Vorrang ein­

räumT." lgl. hierzu: Presse- und Informationsabteilung 



der französischen Botschaft (Hrsg.): Frankreich-Info Nr. 

91-34. Bonn i99i 
3 Jgl. hier.zu: Kommission der europäischen Gemein­

schaft (Hrsg.): Beschäftigung in Europa I99I. Luxemburg 

I99I {= KOM (9i) 248 endg.] S. 24. Gemeinschaftsweit 

wird danach die Jugendarbeitslosigkeit mit rd. 35 Prozent 

der Gesamtarbeitslosen angegeben. Die Bundesrepublik 

Deutschland gehört dabei jedoch zu dem Gebiet mit einer 

Jugendarbeitslosenquote von umer iO Prozent. 
4 In Frankreich hat z. B. bisher die Anhörung der So­

zialpartner zu neukonzipierten Berufsbildungsgängen ei­
nen mehr informativen Charakter, zumal die Sozialpart­

ner bei der Umsetzung der Curricula nicht beteiligt sind. 
5 Das "certificat d' aptitude professionnelle" (C4P) und 

das "brevet d' etudes professionnelles " (BEP) wird in 

Frankreich dem Niveau 5 (=qualifizierte Arbeiter /Ange­

stellte) zugerechnet, während das "brevet de technicien" 

(IJI) und das "baccalaureat professionnel" (BAC.PRO) 

dem Niveau 4 (= einfache Führungskräfte) zugerechnet 

wird. Bei allen Zertifikaten handelt es sich jedoch um Ab­

schlüsse beruflicher Erstausbildungsgänge. 
6 Ob und inwieweit die sozial- und tarifrechtliehen Be­

rechrigungen , die in Deutschland mit Berufsabschlüssen 

verknüpft sind, generell auch in der EG realisierT werden, 

hängt u. a. auch von der Umsetzung der beim EG-Gipfel 

am ll. I2. I99i in Maastricht beschlossenen Sozialunion 

(außer Großbritannien) ab. 
7 Vgl. hier.zu Pampus, K.: Die Verbindung beruflicher 

Qualifikationen mit allgemeinen Schulabschlüssen. Eine 

Übersicht über bestehende rechtliche Regelungen. Son­

derveröffentlichung, Berlin I98I. inzwischen wurde eine 

Anzahlweiterer Regelungen erlassen. Eine aktualisierte 

Fassung dieser Veröffentlichung wurde jedoch bisher noch 

nicht herausgegeben. 
8 Insbesondere fiir EG-Staaten, in denen ein Berufsbil­

dungssystem neu zufonnieren ist, wie z. B. in Portugal, gilt 

das duale System als beispielgebend, aber auch Frankreich 

sieht neuerdings wesentliche lf:>rteile bei diesem System und 

plant dessen Ausbau. Jgl. hier.zu Anmerkung 2. 
9 Vgl. hier.zu: Lipsmeier, A: Das System der beruflichen 

Bildung in der Bundesrepublik Deutschland - seine Vor­

und Nachteile im EG-Binnemnarkt. ln: Arnold, R. und 

Lipsmeier, A. (Hrsg.) : Betriebspädagogik in nationaler 

und internationaler Perspektive, Baden-Baden i989, 

s. 355-368. 
10 Vgl. hier.zu: Benner, H.: Ordnung der staatlich aner­

kannten Ausbildungsberufe, Berlin und Bonn i982 (= Be­

richte zur beruflichen Bildung, Heft 48) und 

Heine-Wiedemann, D. : Ausbildungsordnungsforschung 

als angewandte Sozialforschung, Strukturen und Prozesse 
einer Ressortforschungsinstitlllion zwischen Wissenschaft 

und politischer Entscheidungsfindung. Berlin und Bann 

i988 (= Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 95). 
11 Jgl. hier.zu: Keune, S.; Zielke, D.: Individualisierung 
und Binnendifferenzierung: eine Perspektive fiir das duale 

System? In: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis 2i 

(i992) i, s. 32-37. 
12 Vg/. hier.zu: Reisser, R.: Ansätze zur Lernortabstim­

mung in der Berufsausbildung benachteiligter Jugendli­

cher. ln: Kötner Zeitschrift für Wirtschaft und Pädagogik 

5 (i990), S. 29-36 und 

Fischer, A.: Modellversuch "curriculare Materialien für 

die handwerkliche Berufsausbildung lernbeeinträchtigter 

Jugendlicher - Erste Eindrücke zur Akzeptanz, Umset­

zung in den Betrieben und den daraus erwachsenden Pro­

blemen. ln: Kiilner Zeitschrift für Wirtschaft und Pädago­

gik, 5 (I990), S. 37-46 und 

Bunk, G. P u. a.: Berufseingliederung und Berufsausbil­

dung Jugendlicher ohne Hauptschulabschluß (DHKT-Mo­

de/1). Berlin, Teil ! I980, Teil li i98i (= Modellversuche 

zur beruflichen Bildung, Heft 4 und Heft 8). 
0 Aus der Empfehlung des Hauptausschusses des Bun­

desinstituts für Berufsbildung vom i9. 6. I989 (Veröffent­

licht im Bundesanzeiger 120 vom 1. 7. I989) zur "Förde­
rung der Berufsausbildung benachteiligter Jugendlicher" 

wird deutlich, daß der Hauptausschuß zur Verwirklichung 

des Gnmdsatzes "Berufsausbildung für alle" differenzierte 
Maßnahmen zur Förderung der Ausbildung der betroffe­

nen Jugendlichen in anerkannten Ausbildungsberufen vor­

schlägt und nicht eine Niveaudifferenzierung der aner­

kanmen Ausbildungsberufe. 
14 Bereits in den 20er Jahren hat P Ziertmann das Pro­

blem der Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher 

Bildung unter dem 77Iema "Das Berechtigungswesen" be­

handelt. ln: Kühne, A. (Hrsg.): Handbuchfür das Berufs­

und Fachschulwesen. Leipzig i923, S. 487. Vgl. hier.zu 

auch: Benner, H.; Buschhaus, B. und Pampus, K. : 

Gleichstellung beruflicher und allgemeiner Bildungsab­

schlüsse. ln: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 

12 (i983) 3, s. 93-98. 

Der Hauptausschuß des BIBB hat in seiner Empfehlung 

vom I0. / 11. Mai i984 zur ,.Gleichwertigkeit von berufli­

cher und allgemeiner Bildung" vorgeschlagen, den Ab­

schluß in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einem 

mittleren allgemeinbildenden Abschluß gleichzusetzen 
und den Absolventen beruflicher Fortbildungsprüfungen 

nach BBiG und HwO den Zugang zur Fachhochschule zu 

eröffnen. inzwischen gibt es weitergehend lf:>rschläge ver­

schiedener Institutionen und Ansätze (z. B. in Schleswig­
Holstein) der Forderung nach Gleichwertigkeit allgemei­

ner und beruflicher Bildung gerecht zu werden. 
15 Beispiel einer offenen Universität könnte die in Groß­

britannien sein. Vg/. hier.zu Scheible, K: Die offene Uni­

versität in Großbritannien. Tiibingen I975 (= Studienund 

Berichte zum Femstudium im Medienverbund, Band /2) 

und 

Berg er, W: Englands Open University. Wien I987 (= 

Schriftenreihe Fernstudien an Universitäten, Band 4) 
16 Die aufgrund von Regierungsabkommen nach § 43 

BBiG I§ 40 HwO gleichgestellten Prüfungszeugnisse der 
beruflichen Bildung sind jeweils in dem vom BIBB alljähr­

lich herauszugebenden "Ver.zeichnis der anerkan/1/en Aus­
bildungsberufe" unter der Rubrik "Rechtsverordnungen 

zur Gleichstellung von Prüfungszeugnissen" aufgelistet. 

Bei den durch CEDEFOP ermittelten Emsprechungen 

handelt es sich nicht um die Feststellung der Gleichwertig­

keit von Berufsabschlüssen, sondern um Hinweise für Be­

schäftiger, die darüber informieren, für welche Tätigkei­

ten Absolventen bestimmter Ausbildungsgänge hinrei­

chend qualifiziert sind. 
17 Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 

30. 3. I977, 5. Senat , 5 RJ 98176. 

Günter Schaub 

BETRIEBLICHE REKRUTIERUNGSSTRATEGIEN 
UND SELEKTIONSMEÖiANISMEN FÜR DIE 
AUSBILDUNG UND BESCHÄFTIGUNG 
JUNGER AUSLÄNDER 

BERICHTE Z.UR BERUFLICHEN BiLDUNG, HEH 135 
Berlin, 1991, 230 Seiten, 25,00 DM; 
ISBN: 3-88555-459-3 

Die Studie hat zum Ziel, "die betrieblichen Ent­
scheidungsprozesse hinsichtlich der Qualifizie­
rung, Beschäftigung, aber auch innerbetriebli­
chen Weiterbildung zu analysieren, um Selekti­
onskriterien zu bestimmen, die die berufliche 
Integration junger Ausländer erschweren". Fer· 
ner sollten "die unterschiedlichen Sichtweisen 
und Entscheidungskompetenzen erhoben wer­
den, um den der Personal­
einsatzplanung und Re,.krutie-
rungspraxis zu rekonstruieren." · 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung -K3Nertrieb 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 
Telefon: 86 83-5 20/5 16 

86 83-4 55 
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S. Oliver Lübke 
Referatsleiter für Berufliche 

Bildung beim DGB-Bun­

desvorstand!Mitglied des 

des Euro­

päischen Instituts für Be­

rufsbildung (EIVIJ, Paris 

Die Rolle der Sozialparteien 
im Berufsbildungssystem 

Der Beitrag*) beschreibt die Situa­
tion und Notwendigkeiten der be­
ruflichen Bildung als öffentliche 
Aufgabe, der inhaltlichen Rahmen­
setzung der gewerkschaftlichen 
Mitwirkung und Mitbestimmung 
sowie Leitlinien einer europäi­
schen Berufsbildungspolitik. Er 
verknüpft Fragen einer Qualifizie­
rungspolitik mit betrieblichen Or­
ganisationsstrukturen und nennt 
Stichworte für eine notwendige 
Weiterentwicklung der beruflichen 
Bildung in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Geschichtliche Entwicklung: 
Kurzdarstellung 
und Bewertung 

Die Wurzeln der betrieblichen Ausbildung in 

der Bundesrepublik Deutschland reichen -

wie in einer Reihe anderer europäischer Län­

der - ins Mittelalter zurück. Das von den 

Zünften geschaffene Ausbildungsmodell der 

handwerklichen Ausbildung hatte sich im 

Spätmittelalter voll durchgesetzt. Die Zünfte 

regelten das Ausbildungswesen und unter­

warfen den jungen Menschen mit dem Ein­

tritt in die Lehre ihrer umfassenden Lebens­

ordnung. 

*) Der Text stellt eine stark gekürzte Fassung des Refera­
tes des Autors anläßtich der 2. Ost-West-Europa-Konfe­
renz, Prag 199I, des Europäischen Instituts für Berufsbil­
dung dar. 

Die Berufsausbildung der Mehrheit aller Ju­

gendlichen in der Bundesrepublik erfolgt 

heute im Rahmen des "dualen Systems" auf 

der gesetzlichen Grundlage des Berufsbil­

dungsgesetzes, das im August 1969 als politi­

scher Kompromiß der Großen Koalition ver­

abschiedet wurde und in dem weitergehende 

Reformziele auf der Strecke blieben . 

Von 1969 bis Mitte der 70er Jahre gab es in 

der Bundesrepublik intensive und harte Aus­

einandersetzungen über notwendige Reform­

ansätze in der Berufsbildung und deren Fi­

nanzierung. Die Gewerkschaften forderten 

besonders 

• eine inhaltliche und institutionelle Inte­

gration von allgemeiner und beruflicher Bil­

dung; 

• öffentliche Verantwortung für die berufli­

che Bildung durch Verlagerung von 

Verwaltungs- und Kontrollfunktionen von 

den Kammern auf ein Bundesamt für Berufs­

bildung; 

• Ablösung der einzelbetrieblichen Finan­

zierung durch einen zentralen Berufsbil­

dungsfonds. 

Die Unternehmerverbände kämpften erbit­

tert gegen jede Art steuernder und regelnder 

Eingriffe in die privatwirtschaftliehen Verfü­

gungsstrukturen beruflicher Bildung. Die 

Politik wich vor den Nötigungen. 

Rückblickend ist festzustellen: 

In 20 Jahren Berufsbildungspolitik und Pra­

xis wurden schwerwiegende strukturelle 

Mängel im System der beruflichen Bildung 

nicht abgebaut, sondern als kennzeichnend 
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für das überwiegend privatwirtschaftlich ge­

steuerte duale System der beruflichen Bil­

dung in der Bundesrepublik festgeschrieben. 

Zu den herausragenden Strukturmerkmalen 

des dualen Systems gehören: 

• Ein Überangebot an Berufen, das auf 

dem Arbeitsmarkt nur schwer verwertbar 

ist, und eine Berufsstruktur, die nicht auf die 

künftige Beschäftigungsentwicklung ausge­

richtet ist. 

• Sehr starke Qualitätsunterschiede in den 

angebotenen Berufen. Dies gilt innerhalb der 

Regionen und Branchen ebenso wie zwi­

schen Klein- und Großbetrieben und zwi­

schen Industrie und Handwerk. 

• Chancenungleichheit aufgrund betrieblicher 

Auswahlmechanismen beim Zugang zu qua­

lifizierten Berufen für benachteiligte Grup­

pen von Jugendlichen (ethnische Minderhei­

ten, Jugendliche mit niedrigen Schulab­

schlüssen und I oder sozial schwacher Her­

kunft, junge Frauen) . 

Aber auch wichtige Qualitätsverbesserungen 

der beruflichen Bildung fanden in den letzten 

Jahren statt. Unmittelbare Folgen des Berufs­

bildungsgesetzes und dessen Weiterentwick­

lungen waren zum Beispiel 

• Verbesserung der Statistik und Dokumen­

tation durch das Bundesinstitut für Berufsbil­

dung 

• ein geregeltes Verfahren zur Überarbei­

tung von Ausbildungsordnungen 

• der Ausbau institutionalisierter Beteili­

gungsmöglichkeiten der Gewerkschaften. 

Ebenfalls ausgebaut wurden in Teilbereichen 

der betrieblichen Ausbildungspraxis, zum 

Beispiel über Modellversuche, innovative 

Ansätze zur Verbesserung der Ausbildungs­

qualität. Eine Entwicklung, die jedoch mit 

folgenden Makeln behaftet ist: 

1. Betriebliche Ansätze zur Verbesserung 

der Ausbildungsqualität blieben in ihren 

Wirkungen auf eine Teilgruppe der Beschäf­

tigten beschränkt. 

2. Die Weiterentwicklung betrieblicher Aus­

bildungsqualität erfolgte abgekoppelt von der 

Gesamtentwicklung des Systems beruflicher 

Bildung. 

Es bleibt eine aktuelle Aufgabe, vorhandene 

Ansätze der Qualitätsverbesserungen in der 

beruflichen Bildung in eine konkretere Re­

formperspektive überzuführen. 

Situation und Notwendigkeiten 
der Beruflichen Bildung 

Berufliche Bildung als öffentliche 
Aufgabe ausbauen 

Arbeitgeber und Gewerkschaften sind maß­

geblich an der beruflichen Bildung beteiligt. 

Die unterschiedlichen Zuständigkeiten zum 

einen, eine notwendige Ordnungspolitik zum 

anderen, führten zur Gründung des Haupt­

ausschusses für Berufsbildung. Diese Art 

der Mitbestimmung und Mitwirkung setzt 

sich auf der Ebene der Bundesländer (Lan­

desausschüsse für Berufliche Bildung), der 

Regionen (Berufsbildungsausschüsse der zu­

ständigen Stellen, in der Regel die Industrie­

und Handelskammern und Handwerkskam­

mern) und der Prüfungsausschüsse fort. Das 

Betriebsverfassungsrecht eröffnet den Be­

triebsräten und den Jugendvertretungen ein 

Mitbestimmungsrecht zur beruflichen Bil­

dung im Betrieb. 

Analysiert man die Situation allerdings ge­

nauer, so muß auch für die Bundesrepublik 

Deutschland festgestellt werden, daß das Sy­

stem der Berufsausbildung gekennzeichnet 

ist durch die alleinige Verfügungsgewalt der 

Arbeitgeber über die Ausbildungsplätze. Sie 

entscheiden, ob, wieviel und in welchen Be­

rufen ausgebildet wird. Die Ausrichtung die­

ser Entscheidungen an Rentabilitätsinteres­

sen führt dazu , daß die Qualifikationsmög­

lichkeiten der Arbeitnehmer von den kurzfri­

stigen Anforderungen des Arbeitsmarktes 

und seinen regionalen Beschränkungen ab­

hängig sind. 

Die Forderungen der Gewerkschaften zur 

beruflichen Bildung sind darauf gerichtet, 

daß Ausbildungsplätze in qualifizierten Aus­

bildungsberufen und ausreichender Zahl ge­

schaffen werden. Das Ausbildungsplatzange­

bot muß so gestaltet sein, daß jedem die 

Möglichkeit eröffnet wird, Beruf und Aus­

bildungsstätte nach seinen Interessen frei zu 

wählen. Auch wenn die Gewerkschaften sich 

für den Lernort "Betrieb" aussprechen, for­

dern sie, daß berufliche Bildung eine öffent­

liche Aufgabe ist. Die Qualifikationsinteres­

sen der Arbeitnehmer müssen im Rahmen 

eines integrierten, öffentlich kontrollierten 

Aus- und WeiterbiJdungssystems, das der 

staatlichen Verantwortung und gewerkschaft­

lichen Mitbestimmung unterliegt, durchge­

setzt werden. 

Qualifizierte Ausbildung für alle setzt 
inhaltliche Rahmen voraus 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund fordert, 

die berufliche Bildung so zu gestalten, daß 

jeder Arbeitnehmer 

• eine breite berufliche Berufsgrundbildung 

erhält 

• in einer mindestens dreijährigen berufli­

chen Erstausbildung Qualifikationen erwer­

ben kann, die ihn befähigen, eine vielseitige 

und anspruchsvolle Tätigkeit auszuüben und 

die Entwicklung in Arbeit und Wirtschaft 

mitzugestaJten 

• in die Lage versetzt wird, Veränderungen 

von Arbeitsprozessen zu bewältigen und im 

Sinne einer Humanisierung des Arbeitsle­

bens zu beeinflussen 

• befähigt wird, seine demokratischen 

Rechte aktiv in allen Lebensbereichen auszu­

üben 

• aufgrund seiner Fähigkeiten und Neigun­

gen Weiterbildungsmaßnahmen wahrnehmen 

kann. 

Um diese Ziele zu erreichen, sind - unter 

Berücksichtigung mehrfach verwertbarer In­

halte - die bestehenden Berufe zu Grundbe­

rufen zusammenzufassen. 
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Die neuen Technologien machen Änderun­

gen und Anpassungen von Ausbildungsord­

nungen erforderlich. In Zeiten der schnellen 

Entwicklung sind Anpassungen der Ausbil­

dungsnormen, die für alle Betriebe verbind­

lich vorschreiben, welche Ausbildungsinhal­

te sie in einer Berufsausbildung mindestens 

vermitteln müssen, sehr sorgfaltig abzustim­

men. Die Grundlagen für das Arbeiten an 

Maschinen von morgen kann aber auch an 

Maschinen von heute erlernt werden. 

Sozialpartner - Mitverantwortung 
setzt Mitbestimmung voraus 

Die berufliche Bildung und damit die Quali­

fikationspolitik gibt uns auf allen Ebenen 

Möglichkeiten der Mitwirkung und Mitbe­

stimmung. Diese Möglichkeiten sind nach 

gewerkschaftlicher Auffassung nach wie vor 

nicht ausreichend, deshalb ergeben sich im 

Hinblick auf die Qualifikation verschiedene 

Ebenen gewerkschaftlichen Handelns. Die 

folgenden Ausführungen bleiben auf die Nut­

zung der Mitwirkungs- und Mitbestimmungs­

möglichkeiten zur Qualifikationsverbesse­

rung aller Jugendlichen und aller Arbeitge­

ber begrenzt. 

Zielsetzung gewerkschaftlicher Qualifizie­

rungspolitik - einschließlich der betriebli­

chen - ist die möglichst umfassende Siche­

rung und Erweiterung der Qualifikationen 

der Arbeitnehmer; allen Mandatsträgern der 

Mitwirkung und Mitbestimmung stellt sich 

die Aufgabe, die Strukturen und die Inhalte 

der beruflichen Bildung so zu beeinflussen, 

daß eine möglichst umfassende Qualifizie­

rung erreicht wird. Die Probleme der Aus­

und Weiterbildung sind dabei eng mit der 

technologischen Entwicklung und der Ge­

staltung der Arbeitsorganisation verknüpft. 

Die Anwendung der Technik ist keine Ein­

bahnstraße. Vielmehr ergeben sich je nach 

Verknüpfung mit der Arbeitsorganisation un­

terschiedliche Auswirkungen auf die Anfor­

derungen an die Arbeitnehmer. Hier liegen 

Handlungsnotwendigkeiten bei den Sozial­

partnern, der Mitbestimmung bei der be­

trieblichen Berufsbildung und Personalpoli­

tik, die in der Vergangenheit nicht immer ge­

nutzt werden konnten. 

Mitbestimmung in Qualifikationsfragen setzt 

nicht erst bei Maßnahmen zur beruflichen 

Aus- und Weiterbildung im engeren Sinn ein. 

Vielmehr muß bei der technischen und orga­

nisatorischen Gestaltung der Arbeit darauf 

hingewirkt werden, Arbeitsaufgaben und Ar­

beitsbedingungen so anzulegen, daß sie den 

Arbeitnehmern die Sicherung und Erweite­

rung ihrer Qualifikation in der Arbeit er­

möglichen. Erst Bildung verschafft den Ar­

beitnehmern die Qualifikation für ihre per­

sönliche und berufliche Entfaltung. Dadurch 

wird auch Mitbestimmung möglich, um Auf­

gaben und Herausforderungen der Zukunft 

im Arbeitnehmerinteresse zu bewältigen. 

Für die berufliche Bildung gilt dies vor allem 

für die Erarbeitung moderner Ordnungsmit­

tel und deren Umsetzung im Betrieb. 

Berufliche Bildung muß die 
technologische Entwicklung und 
deren Folgen beachten 

Die Gewerkschaften stehen zum "Lernort 

Betrieb", aber es gilt die Chancen für Auszu­

bildende zu verbessern. Die Neuordnung 

von Ausbildungsberufen geschieht mit dem 

Ziel, sie der veränderten Berufswirklichkeit 

anzupassen, sie aber auch gemäß neuer Er­

gebnisse und Einsichten aus Berufsbildungs­

forschung und -politik zu orientieren . 

Die Gewerkschaften haben sich am mühseli­

gen und langwierigen "Geschäft" der Neu­

ordnung von Ausbildungsberufen beteiligt, 

weil sie das Ziel verfolgen, die Chancen für 

die Auszubildenden zu verbessern. 

Das bedeutet , daß die Überlegungen in die 

Zukunft vorgreifen müssen. Das Zuschnei-
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den der Berufe, ihre Ausbildungsinhalte und 

die Art und Weise ihrer Vermittlung beein­

flussen indirekt die künftigen Arbeitsstruktu­

ren. Für die betrieblichen Entscheidungen 

über die Arbeitsorganisation ist von großer 

Bedeutung, welche Qualifikationen zur Ver­

fügung stehen. Umgekehrt hängt es auch mit 

von den Qualifikationen der Arbeitnehmer 

ab, ob und in welcher Weise sie sich an der 

Gestaltung der Arbeitsverhältnisse im Be­

trieb beteiligen wollen und können. Neuord­

nung von Ausbildungsberufen ist also in 

einem umfassenden Sinn eine Politik der 

Qualitätsverbesserung der Berufsausbildung. 

I Bildung verschafft die 
Qualifikation für die 

persönliche und berufliche 
Entfaltung 

Da im Neuordnungsverfahren aber eine Eini­

gung mit den Arbeitgebern und den beteilig­

ten Ministerien erreicht werden muß, ist das 

verabschiedete Neuordnungspapier als ein 

Kompromiß, als ein Verhandlungsergebnis, 

anzusehen. Das Konsensprinzip bleibt für 

die Gewerkschaften ebenso wie für die Ar­

beitgeber eine Grundvoraussetzung für den 

Erlaß von Ordnungsmitteln. 

Aufgabe und Herausforderung der Mitbe­

stimmung unter Beachtung der wechselseitigen 

Beziehungen zwischen den Kolleginnen und 

Kollegen im Betrieb und auf Bundesebene ist 

die aktive Unterstützung bei der Erarbeitung 

moderner Ordnungsmittel und der Umsetzung 

dieser Ordnungsmittel im Betrieb. 

Dem Charakter der Neuordnung als Kom­

promiß entsprechend läßt das Ordnungsmit­

tel dem Betrieb erhebliche Gestaltungsspiel­

räume. Aus diesem Grund muß zur Wahrung 

der durch die Gewerkschaften im Neuord­

nungsverfahren vertretenen Arbeitnehmerin­

teressen die Umsetzung im Betrieb verhan­

delt werden, und zwar zwischen der Betriebs-



und Ausbildungsleitung und dem Betriebs­

rat. Hierzu sind die gesetzlichen Vorausset­

zungen im § 98 des Betriebsverfassungs­

gesetzes gegeben. 

Qualitätsverbesserung der Ausbildung und in 

der Folge auch der Weiterbildung ist eine 

ständige Aufgabe der Betriebsräte. Die Um­

setzung einer neuen Ausbildungsordnung ist 

keineswegs ein herausragendes Ereignis. 

Vielmehr ordnet sich eine solche Umsetzung 

in einen kontinuierlichen Strom von Moder­

nisierungsbemühungen ein. Es wäre im Hin­

blick auf die Betriebsratsarbeit falsch und ir­

reführend, alles auf die Umsetzung einer 

neuen Ausbildungsordnung zu orientieren. 

Der kontinuierlichen Modernisierungsarbeit 

der Firmenleitung muß eine kontinuierliche 

Beobachtung durch die Betriebsräte und eine 

Qualitätsverbesserung für die Auszubilden­

den und Arbeitnehmer entsprechen. Im Hin­

blick auf die Anforderungen an die Berufs­

ausbildung bedeutet dies, daß die Frage nach 

Ausbildungsinhalten und nach der metho­

disch-didaktischen Gestaltung der Ausbil­

dung immer wichtiger geworden ist. Wie 

man lernt, entscheidet mit darüber, ob man 

als Arbeitnehmer selbstbewußt, eigenstän­

dig, kompetent und flexibel beruflich han­

deln kann. Daraus ergeben sich auch Konse­

quenzen für die Aus- und Weiterbildung der 

Ausbilder. 

Staatliche Verantwortung setzt 
politischen Gestaltungswillen voraus 

Politik muß deutlich machen, welches Bild 

sie sich vom zukünftigen arbeitenden Men­

schen macht. Auch für die berufliche Bil­

dung gilt, daß das Argument, die von der 

Technik erzwungene Arbeitsteilung schreibe 

die zukünftige Qualifikation vor, nicht mehr 

aufrechtzuerhalten ist. Deshalb sind nicht 

nur klare Zielvorgaben notwendig, sondern 

dies setzt auch politischen Gestaltungswil­

len , an den Interessen der Menschen orien­

tiert, voraus. 

Die alte Vorstellung, daß es in Zukunft in der 

Wirtschaft im Grunde nur noch zwei Qualifi­

kationsebenen geben wird , die Ebene des an­

zulernenden Hilfsarbeiters und die des hoch­

qualifizierten akademisch Ausgebildeten, 

geht als Anhänger dieser technisch innovati­

ven Entwicklungslinie davon aus, daß zwi­

schen beiden Ebenen im Grunde alles We­

sentliche von Maschinen erledigt wird. 

I Qualitätsverbesserung 
von Aus- und 

Weiterbildung ist eine 
Aufgabe der Betriebsräte 

Aus gewerkschaftlich-sozialer Sicht betrach­

tet, ist eine solche Zukunftsvariante verhäng­

nisvoll , weil sie den Menschen zum Anhäng­

sel der Ökonomie macht, ihn "enthumani­

siert". Notwendig ist, daß prinzipiell jeder 

über umfangreiche Qualifikationen verfügt, 

daß er alle wesentlichen technisch-ökonomi­

schen Zusammenhänge begreifen und deren 

betriebliche Abläufe mitgestalten kann, 

d. h., nicht schematisch kontrollieren, prü­

fen, bewachen, sondern verstehen und verän­

dern kann. 

Alle, die heute zu Facharbeitern und Fachar­

beiterinnen ausgebildet werden, benötigen 

eine höhere, nicht nur fachliche, sondern 

darüber hinausgehende intellektuelle und so­

ziale Kompetenz. Dies gilt um so mehr, da 

mit der durch die Informationstechnologien 

möglich gewordenen Dezentralisierung der 

Entscheidung über Arbeitsabläufe auch eine 

Anreicherung von Arbeitsplätzen und damit 

verbunden eine Höherqualifizierung erfolgen 

kann . 

Das regelt sich aber nicht von allein, sondern 

ist eine Frage des politischen Willens, eine 

Frage des Bewußtseins und der Bereitschaft, 

den Prozeß der Einführung der neuen Tech­

nik bewußt zu steuern und nicht nur auf ihn 

zu reagieren, da über diese schon in der ge­

sellschaftlichen Auseinandersetzung ent­

schieden wird. 

In der Auseinandersetzung um eine zu­

kunftsorientierte, arbeitnehmergerechte An­

wendung der neuen Technik sind die Ge­

werkschaften eine entscheidende politische 

Instanz, die ihren Beitrag leistet, damit sich 

einerseits neue Techniken im Interesse derje­

nigen entwickeln, die mit ihnen arbeiten und 

leben müssen, andererseits Benachteiligte 

nicht durch diese Entwicklung ausgegrenzt 

werden. 

Die deutsche Einigung und das Konzept 
"Qualifizieren statt Entlassen" 

Strukturwandel in einem geeinten Deutsch­

land und der Zusammenbruch der Weiterbil­

dung in den fünf neuen Bundesländern 

machten es notwendig, als arbeitsmarktpoli­

tische Soforthilfe das Konzept des Qualifizie­

rens statt Entlassens in den Vordergrund zu 

stellen. Angesichts des enormen Qualifizie­

rungsbedarfs in den neuen, aber auch alten 

Bundesländern wurde vorgeschlagen, Be­

schäftigte nicht zu entlassen, sondern zu 

qualifizieren. Jede Hinauszögerung von Kün­

digungen erhöht die Chance einer Sicherung 

des Arbeitsplatzes, sei es aufgrund verbes­

serter Auftragslage, neuer Produkte oder auch 

der normalen Fluktuation. Durch rechtzeiti­

ge Qualifizierungsmaßnahmen erhalten die 

Betriebe die Möglichkeit der Durchführung 

von Umstrukturierungsmaßnahmen, ohne 

das Beschäftigungsverhältnis lösen zu müs­

sen. Gleichzeitig sind verbesserte vorbeu­

gende Bildungsmaßnahmen und die arbeits­

marktpolitischen Instrumente, die auch die 

individuelle Wettbewerbsposition der Ar­

beitnehmer auf dem Arbeitsmarkt verbes­

sern, zu erweitern. 

Die bisherige Strategie "Qualifizieren statt 

Entlassen", mit der die Möglichkeit eröffnet 

wurde, die Zeit der Kurzarbeit für die 
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Qualifizierung zu nutzen, hat sich bewährt. 

Ein nächster Schritt bestand darin, Qualifi­

zierungsgesellschaften zu bilden, die sich 

vor allem der Umschulung von Arbeitneh­

mern aus der Industrie für andere Bereiche, 

z. B. für die Infrastruktur widmen. Das 

oberste Ziel muß darin bestehen, Arbeits­

losigkeit zu vermeiden. 

Mit dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) aus 

dem Jahr 1969 wurde der Arbeitsmarktpoli­

tik auch ein strukturpolitischer Auftrag er­

teilt. Dies hat bisher weitgehend keine Be­

rücksichtigung gefunden. Bisher stehen kei­

ne ausreichenden Instrumente zur Verfü­

gung, die eine sozialverträgliche Gestaltung 

des Strukturwandels fördern. Das AFG muß 

daher auch erweitert und eine weitere Inter­

pretation der Bedrohung von Arbeitslosigkeit 

zugelassen werden. Zugleich sollte das vor­

handene arbeitsmarktpolitische Instrumenta­

rium um ein strukturpolitisches Anpassungs­

geld erweitert werden. 

Als Eckpunkte für das Konzept "Qualifizie­

ren statt Entlassen" sind zu nennen: 

• Entlassungen sind soweit wie möglich zu 

verhindern. Notwendig ist eine Qualifizie­

rungsoffensive als Gegenstrategie. 

• Die vorhandenen Aus- und Weiterbil­

dungskapazitäten müssen erhalten bleiben. 

• Qualifizierungs- und Beschäftigungsge­

sellschaften sind als Ergänzung erforderlich, 

um eine "Arbeitslosengesellschaft" zu ver­

hindern. 

• Die Zusammenarbeit der Betriebe mit 

den Arbeitsämtern ist zu intensivieren. 

• Die Teilnahme an Qualifizierungsmaß­

nahmen muß allen Arbeitnehmern des Be­

triebes offenstehen. 

• Die Qualifikationsinhalte müssen breit 

und langfristig verwertbar sein. 

• Für Bildungsbenachteiligte ist ein zusätz­

liches Programm mit abgestimmten weiteren 

Fördermaßnahmen notwendig. 

• Während der Weiterbildung sollten 90 

Prozent des letzten Nettoeinkommens gesi­

chert werden. 
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• Bei erfolgreicher Bildungsteilnahme soll­

te ein angemessener Arbeitsplatz in Aussicht 

gestellt werden. 

• Die Weiterbildung des Ausbildungsperso­

nals ist vordringlich. 

• Die Mitbestimmung bei beruflichen Wei­

terbildungsmaßnahmen muß erweitert wer­

den. 

Qualifizierung im Strukturwandel hat immer 

mehrere Dimensionen: die ökonomische, die 

technische und die soziale Dimension. 

Das traditionelle Instrument der Sozialpläne 

-welches in der Zeit des beschäftigungsex­

pansiven Wachstums seine Berechtigung hat­

te - ist durch neue Instrumente zu ergänzen 

und zu ersetzen. Diese neuen Instrumente 

sind Beschäftigungspläne und Qualifizie­

rungsprogramme mit dem Ziel, der Qualifi­

zierung der Arbeitnehmer auf neue produkti­

ve Aufgaben in den Betrieben oder auf neue 

Arbeitsplätze in der Region. Im geeinten 

Deutschland muß über berufliche Weiterbil­

dung neu diskutiert und Entscheidungen für 

die Menschen getroffen werden. 

Weitere arbeitsmarktpolitische Handlungs­

felder wären zu nennen, doch müssen sie an 

dieser Stelle vernachlässigt werden. 

Perspektiven in der beruf­
lichen Bildung für alle 
Menschen in Europa öffnen 

Bestimmung von grundsätzlichen 
Positionen mit Blick auf 
den Europäischen Binnenmarkt 

An die grundsätzliche Zustimmung zum EG­

Binnenmarkt haben die Gewerkschaften von 

Anfang an die Bedingung geknüpft, daß die 

Sozialpolitik auf europäischer Ebene nicht 

ausgeklammert wird. Diese geforderte Paral­

lelität von Wirtschafts- und sozialpolitischem 

Handeln muß auch tatsächlich realisiert 

werden. 



Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit in der 

Europäischen Gemeinschaft messen Deut­

scher Gewerkschaftsbund und Bundesverei­

nigung der Deutschen Arbeitgeber einer 

wirksamen Arbeitsmarktpolitik im Binnen­

markt eine besondere Bedeutung zu. Sie ha­

ben gemeinsam auf die Bedeutung der hier­

für vorhandenen Institutionen auf Gemein­

schaftsebene hingewiesen, insbesondere auf 

den Ständigen Ausschuß für Beschäftigungs­

fragen, auf das Europäische Institut für Be­

rufsbildung in Berlin und auf die sozialen 

Strukturfonds der Gemeinschaft. 

I Bildungsinvestitionen 
Voraussetzung für 

den Erfolg des gemeinsamen 
Binnenmarktes 

Zugleich sollte in allen EG-Ländern eine flä­

chendeckende öffentliche Arbeitsverwaltung 

garantiert werden, die ihre soziale Vermitt­

lungsaufgabe wirksam erfüllen kann. 

Verstärkte Bildungsinvestitionen sind eine 

wichtige Voraussetzung für den Erfolg des 

gemeinsamen Binnenmarktes. Um die Quali­

fikation der Arbeitnehmer zu verbessern und 

die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 

zu stärken, muß nicht nur eine qualifizierte 

berufliche Erstausbildung für alle Jugendli­

chen sichergestellt, sondern auch die Weiter­

bildungsmöglichkeiten ausgebaut und das 

Niveau der Weiterbildung angehoben wer­

den. 

Zur Umsetzung dieser Ziele sind Anstren­

gungen sowohl auf nationaler wie auf euro­

päischer Ebene erforderlich. Gewerkschaf­

ten und Arbeitgeber haben sich bereit er­

klärt, im Rahmen ihrer Verantwortung ihren 

Beitrag dazu zu leisten. Die von der EG be­

reitgestellten Instrumente der Bildungspoli­

tik - insbesondere die Strukturfonds und die 

Aktionsprogramme der Gemeinschaft -

müssen unter Beteiligung von Gewerkschaf­

ten und Arbeitgebern genutzt werden. Die 

"europäische Berufsbildungsskizze für die 

Zukunft" läßt sich über die Grenzen der der­

zeitigen EG erweitern. 

Leitlinien zu einer europäischen 
Bildungspolitik aus deutscher Sicht 
eines Arbeitnehmervertreters 

Im Rahmen des sozialen Dialogs hat sich der 

Deutsche Gewerkschaftsbund von folgenden 

Richtlinien im Themenfeld der beruflichen 

Bildung führen lassen, wobei zu beachten 

ist, daß Schule, Bildung und berufliche Bil­

dung sowie Hochschule keine in sich ge­

schlossenen Bereiche darstellen, sondern in 

wechselseitiger Beziehung stehen und ent­

sprechend integrative Ansätze weiterzuent­

wickeln sind: 

1. Eine zehnjährige schulische Basisbildung 

vor Beginn der Berufsausbildung muß für al­

le gewährt und inhaltlich und methodisch 

weiterentwickelt werden. 

2. Zur beruflichen Bildung gelten folgende 

Leitlinien: 

• Qualifizierte berufliche Ausbildung für 

alle ist politisches Ziel. 

• Die qualitativ hochwertige Ausbildung 

muß geregelt sein. Elemente schulischer 

Vollzeitberufsausbildung, sofern sie verhin­

dern helfen , daß veraltete industrielle Infra­

strukturen in einer Region über das Ausbil­

dungssystem in die Zukunft verlängert wer­

den, sind ebenso möglich wie Ausbildung in 

dualer Form. 

• Die Vermittlung von Theorie und Praxis 

muß die technische Entwicklung im Hinblick 

auf Flexibilität und Mobilität auf dem Ar­

beitsmarkt beachten. Kurzausbildungslehr­

gänge sind keine geeigneten Maßnahmen zur 

Erreichung dieses Zieles. 

• Den Arbeitnehmern ist durch besondere 

Maßnahmen, wie z. B. Fremdsprachenkurse, 

und durch Verbesserung der Chancengleich-

heit bzw. des Berufszugangs in ganz Europa 

verstärkt die Mobilität zu ermöglichen. 

• Die Arbeit zur Entsprechung der berufli­

chen Befähigungsnachweise setzt eine Trans­

parenz voraus. 

• Zertifikate in der beruflichen Ausbildung 

haben auf der Basis von Ausbildungsordnun­

gen mit Mindestausbildungszeiten zu erfol­

gen. Dabei ist auch eine Abgrenzung von 

beruflicher Aus- und Weiterbildung anzu­

streben. 

• Die Entwicklung von Berufsprofilen und 

beruflichen Befähigungsnachweisen setzt 

den sozialen Dialog, aber auch die Mitbe­

stimmung zu allen Fragen der beruflichen 

Bildung, vor allem bei der Regulierung der 

Ausbildungsordnungen, voraus. 

• Das Konsensprinzip hat sich in der Bun­

desrepublik Deutschland bewährt. Auf euro­

päischer Ebene könnte dieses Prinzip eine 

Grundlage zur Weiterentwicklung einer eu­

ropäischen Berufsbildungspolitik sein. 

3. Demographische Veränderungen und 

neue Technologien bedingen den Ausbau der 

beruflichen Weiterbildung als öffentliche 

Aufgabe. Von besonderer Bedeutung sind 

hierbei: 

• Gewährleistung von Weiterbildung im 

technologischen Wandel, besonders für ge­

ring Qualifizierte, die vom Arbeitsplatzver­

lust bedroht sind 

• Nutzung der beruflichen Weiterbildung 

für die Entwicklung und Restrukturierung 

benachteiligter Regionen 

• Sachbezogene Zusammenarbeit und 

Koordination verschiedener staatlicher Bil­

dungsinstitutionen und Bildungsstufen zur 

Problernlösung m einer Region (Struktur­

wandel). 

4. Berufliche Bildung und Hochschule im 

kooperativen Miteinander bedingen in einem 

vereinigten Europa folgende Leitlinien: 

• Ein öffentlich finanziertes Bildungssy­

stem schließt freien Hochschulzugang ein. 

Deshalb sind auch verbesserte Möglichkei­

ten des Zugangs zur Hochschulausbildung 
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ohne formale Hochschulzulassung zu schaf­

fen. Dabei kommt der stärkeren Öffnung von 

traditionellen "Männerberufen" für junge 

Frauen im Hochschulbereich besondere Be­

deutung zu. 

• Anzustreben ist die Verwirklichung von 

Studium als wissenschaftliche Berufsausbil­

dung in praxis- und projektbezogenen Stu­

diengängen. 

Die Verwirklichung dieser Ziele muß nicht 

ausschließlich in europäischen Einrichtun­

gen angestrebt werden. Vielmehr ist auch auf 

nationaler Ebene unter Berücksichtigung der 

jeweiligen nationalen Erfahrungen das Be­

rufsbildungssystem weiterzuentwickeln. 

Notwendigkeiten zur nationalen 
Weiterentwicklung am Beispiel der 
Bundesrepublik Deutschland 

Umfassender Bildungsauftrag 
In betrieblich organisierten Lernprozessen 

werden betriebliche Hierarchien, vorgegebe­

ne Arbeitsstrukturen oder der gesellschaftli­

che Nutzen der Produktion, auch wenn sie 

methodisch-didaktisch sinnvoll gestaltet wer­

den, in der Regel nicht thematisiert. Der 

ökonomischen Zwecksetzung des Betriebes 

entsprechend bleibt berufliche Bildung auf 

die ökonomische Verwertbarkeit der Arbeits­

kraft beschränkt. 

Hier sollte ein klar formulierter gesetzlicher 

Bildungsauftrag gegensteuern. Das Ziel der 

Integration allgemeiner und beruflicher, so­

zialer und politischer Bildungselemente 

müßte programmatisch festgeschrieben wer­

den. Dies entspricht der wachsenden Bedeu­

tung beruflicher Bildung zur selbständigen 

und gemeinsamen Bewältigung künftiger 

Arbeits- und Lebensbedingungen. Techni­

sche, soziale und ökologische Kompetenzen 

sind dafür notwendige Voraussetzungen. 

Darüber hinaus lassen sich u. a. nennen 

• Rechtsanspruch auf qualifizierte Ausbil­

dung für alle Jugendlichen 

I Bildungsaufgaben 
sind Investitionen zur 

Sicherung der 
Leistungsfähigkeit 

• Integration der beruflichen Weiterbildung 

im Betrieb 

• Regelungen zur Vereinheitlichung und 

Verbesserung der Ausbildungsqualität (z. B. 

das Ausbildungspersonal , Kostenfreiheit für 

die Auszubildenden) 

• Erweiterung der Planungsgrundlagen 

• Aufwertung der Berufsschule 

• überbetriebliche Ausbildungsstätten 

• Ablösung der punktuellen Prüfung durch 

andere Formen der Lernerfolgskontrolle 

• Prüfungsausschüsse (z. B. Freistellung, 

Qualifizierung des Prüfungspersonals) 

• Einführung gesetzlicher Finanzierungsre­

gelungen als Instrument der Qualitätskon­

trolle 

• Integration der Weiterbildung in das Be­

rufsbildungsgesetz 

• öffentliche Verantwortung und Kontrolle 

der beruflichen Bildung sowie Stärkung der 

Mitbestimmung. 

Schlußbemerkungen 

Es kam in diesem Beitrag nicht darauf an, 

bestehende Gesetze, Verordnungen und Or­

ganisationsformen darzustellen, sondern 

Handlungsnotwendigkeiten aus der Sicht 

eines deutschen Gewerkschafters für die So­

zialparteien aufzuzeigen. Diese Darstellung 

ist nicht vollständig, sollte aber sowohl posi­

tive als auch negative Aspekte skizzieren. 

Für alle Länder gilt: Bildungsausgaben sind 

langfristige Investitionen zur Befriedigung 

der Bedürfnisse der Arbeitnehmer und zur 

Sicherung der wirtschaftlichen Leistungsfä­

higkeit. Es ist notwendig, die unermüdliche 

Arbeit um die politische und soziale Gleich­

berechtigung auch im Bereich der berufli­

chen und allgemeinen Bildung fortzuführen . 
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Das bundesdeutsche Berufsbildungssystem 

ist durch eine Reihe von historisch und kultu­

rell gewachsenen Bedingungen gekennzeich­

net, die in anderen Staaten nicht gegeben 

sind: das spezifische Berufsmuster, die Re­

gulierung und Kontrolle von betrieblicher 

Ausbildung, die Kooperation der Sozialpar­

teien durch Mitbestimmungsregelungen, die 

Einbeziehung von Ausbildung ins Beschäfti­

gungssystem, die Einbeziehung von Praxis in 

die Ausbildung und schließlich die Einbet­

tung des Berufsbildungssystems in das Sy­

stem der industriellen Beziehungen zwischen 

Arbeitgebern und Gewerkschaften. Im Zu­

sammenwachsen Europas werden alle Be­

rufsbildungssysteme gegenseitig voneinander 

lernen müssen. Während die europäischen 

Nachbarn von den Vorteilen eines ins Be­

schäftigungssystem integrierten Berufsbil­

dungssystems lernen wollen, ohne es als sol­

ches "zu importieren", müssen die Deut­

schen umgekehrt den Blick auf mögliche 

Vorzüge einer stärker betriebsunabhängigen 

und damit konjunkturunabhängigen Ausbil­

dung und ihrer Integration in das allgemeine 

Bildungswesen richten. "Für Europa ler­

nen" heißt deshalb auch "von Europa 

lernen". 



Dieter Burkhardt 
Dr. sc. oec., Diplomwirt­

sclu:!ftler, Wissensclu:!ftlicher 

Mitarbeiter der Abteilung 

6. 3 "Förderung überbe­

trieblicher Berufsbildungs­

stätten (VBS) " im Bundes­

institut für Berufsbildung, 

Berlin 

Kurt Kielwein 
Leiter der Abteilung 6. 3 

"Förderung überbetriebli­

cher Berufsbildungsstätten 

(VBS)" im BundesinstiTut 

für Berufsbildung, Bann 

Entwicklung und Förderung 
überbetrieblicher Berufsbildungs­
stätten in den neuen Bundesländern 

Der Aufbau eines Netzes von über­
betrieblichen Berufsbildungsstät­
ten im östlichen Teil Deutschlands 
ist berufsbildungspolitisch eine 
sehr bedeutsame Aufgabe, die we­
sentlich höhere konzeptionelle An­
forderungen stellt, als dies bei der 
Schaffung überbetrieblicher Aus­
bildungskapazitäten in den alten 
Bundesländern der Fall war. Ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit, wird 
im folgenden beschrieben, welche 
Probleme aus heutiger Sicht zu 
meistern sind, was bei der Förde­
rung ÜBS in den neuen Bundeslän­
dern zu bedenken ist und was ge­
fördert werden kann. 

Ausgangssituation 

Bildet die mittelständische Wirtschaft in den 

alten Bundesländern rd. zwei Drittel aller 

Lehrlinge aus, so sind die Ausbildungsstruk­

turen in den neuen Bundesländern, aber auch 

weitgehend die Strukturen der beruflichen 

Weiterbildung von den regional übergreifen­

den Kombinaten und Großbetrieben geprägt 

worden. Den rd. 70 Prozent der betriebli­

chen Ausbildungsleistungen, die auf die 

volkseigenen Kombinate und Betriebe der In­

dustrie, Bau- und Landwirtschaft entfielen, 

stand eine äußerst schwache Ausprägung der 

Leistungen für Betriebe des Handels und des 

Dienstleistungsbereichs mü 25 Prozent so­

wie des Handwerks mit fünf Prozent gegen­

über. Die zentrale Steuerung der betriebli­

chen Qualifizierungsmaßnahmen hatte zu 

diesen Disproportionen und zu Konzentratio­

nen geführt. Während in den alten Bundes­

ländern durchschnittlich drei Auszubildende 

pro Ausbildungsbetrieb zu verzeichnen sind, 

waren es in der ehemaligen DDR ca. 70. Auf 

ein Viertel der Ausbildungsbetriebe konzen­

trierten sich drei Viertel der Auszubilden­

den. Dies waren Betriebe mit mehr als 500 

Beschäftigten. Sie bildeten für kleinere Be­

triebe in - verordneter und geplanter 

"Kooperation" mit aus. 1 

Die im Jahr 1991 in Gang gekommene Ent­

flechtung der Kombinate und Betriebe hat 

deshalb regionale Überkapazitäten bzw. re­

gionale Unterversorgungen an betrieblichen 

Ausbildungsplätzen entstehen lassen. Weite­

re, zum Teil gravierende Veränderungen in 

der Versorgung ergaben sich aus der Privati­

sierung bzw. Stillegung von Betrieben oder 

Betriebsteilen. Auch von den unabdingbar 

notwendigen betrieblichen Sanierungs- und 

Rationalisierungsmaßnahmen gingen negati­

ve Auswirkungen auf das Angebot an be­

trieblichen Ausbildungsplätzen aus, ebenso 

von der erforderlichen Umstrukturierung des 

Angebots nach Berufsfeldern. Die Verluste 

an betrieblichen Ausbildungsplätzen 

(1990 /91 mehr als 30 000) konnten im Vor­

feld des Ausbildungsjahres 1991 /92 nicht 

durch Neuschaffungen kompensiert werden. 

Zur kurzfristigen Schaffung von Ausbil­

dungsplätzen erließ deshalb der Bundesmini­

ster für Bildung und Wissenschaft (BMBW) 

die Ausbildungsplatz-Förderrichtlinien vom 

13. 6. 1991, wonach ein einmaliger Zuschuß 

von 5 000,- DM für jeden eingestellten Aus­

zubildenden privaten Arbeitgebern mit 
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höchstens 20 Beschäftigten gewährt werden 

kann. Eine weitere Kompensation wird z. Z. 

durch außerbetriebliche Berufsausbildung in 

sogenannten Ausbildungsringen erreicht, die 

zumeist von den Industrie- und Handelskam­

mern in Zusammenarbeit mit anderen Trä­

gern gebildet werden. Ausbildung in Ausbil­

dungsringen und außerbetrieblichen Einrich­

tungen freier Träger kann in den neuen Län­

dern als Übergang akzeptiert werden. Auf 

längere Sicht steht diese Übergangssituation 

dem Aufbau des dualen Berufsausbildungs­

systems entgegen, wenn nicht die Betriebe 

angehalten werden, sukzessiv die Ausbil­

dung wieder in eigene Verantwortung zu 

übernehmen. 

Erfordernisse und 
konzeptionelle Ziele 

Die wirtschaftlichen Erfordernisse, insbe­

sondere die Auflösung der bisherigen Pro­

duktionstiefe der großen Betriebe in Rich­

tung auf vielfaltige selbständige Produktions­

stufen geben die Entwicklungsrichtung in 

den neuen Ländern vor. Mit der Entwicklung 

einer kleinbetriebliehen mittelständischen 

Wirtschaftsstruktur und der Schaffung von 

neuen Ausbildungsplätzen im Handwerk 

wächst der Bedarf an ergänzender überbe­

trieblicher Berufsausbildung und an überbe­

trieblicher Fort- und Weiterbildung. Der 

Aufbau eines bedarfsgerechten, regional aus­

gewogenen Angebots an überbetrieblichen 

Berufsbildungsplätzen ist deshalb zwingend 

notwendig und gehört zu den vorrangigen 

Aufgaben der Berufsbildungspolitik. Über­

betriebliche Berufsbildungsstätten haben in 

erster Linie die Aufgabe, Kenntnisse und 

Fertigkeiten zu vermitteln, die Klein- und 

Mittelbetriebe als Ausbildungsleistungen 

nicht oder nicht ausreichend erbringen kön­

nen (qualitativer Aspekt). Andererseits kön­

nen diese Klein- und Mittelbetriebe erst 

durch überbetriebliche Berufsbildungsstätten 

betriebliche Ausbildungsplätze anbieten 

(quantitativer Aspekt). 

Die Erfordernisse der Finanzierung und För­

derung von überbetrieblichen Berufsbil­

dungsstätten in den neuen Ländern leiten 

sich somit prinzipiell aus den gleichen 

Grundsätzen her, wie sie für die Unterstüt­

zung der mittelständischen Wirtschaft auf 

westdeutschem Gebiet gegolten haben und 

noch gelten. Ausbildungsbereite kleine und 

mittlere Betriebe sollen in die Lage versetzt 

werden, eine vollwertige, modernen Anfor­

derungen gerecht werdende, Ausbildung an­

bieten zu können. Der Situation in den neuen 

Bundesländern ist über die prinzipiell im ge­

samten Bundesgebiet geltenden Ziele hinaus 

mit verschiedenen Förderkonditionen ent­

sprochen worden. 

Dem Aspekt des Qualitätsgefälles zwischen 

der Ausbildung in Großbetrieben einerseits 

und der Ausbildung in kleinen und mittleren 

Betrieben andererseits muß hierbei in den 

neuen Ländern besondere Aufmerksamkeit 

gewidmet werden. Die übernommene Wirt­

schaftsstruktur sowie die materiellen Ausbil­

dungsvoraussetzungen bieten den kleinen 

und mittleren Betrieben vergleichsweise un­

günstige Startchancen, Ausbildung an mo­

dernen Maschinen und Geräten entsprechend 

den Anforderungen des Berufsbildungsgeset­

zes und der Handwerksordnung sowie der 

anspruchsvoller werdenden Nachfrage des 

Beschäftigungssystems zu leisten. Die Be­

rufsbildungspolitik der Bundesregierung für 

das Gebiet der neuen Länder soll deshalb 

u. a. auch durch zielgerichtete Förderung 

überbetrieblicher Berufsbildung dazu beitra­

gen, daß die Ausbildungsleistungen der 

Klein- und Mittelbetriebe qualitativ und 

quantitativ mit den Inhaltsanforderungen der 

anerkannten Ausbildungsberufe und den 

Strukturveränderungen des Wirtschafts- und 

Beschäftigungssystems mitwachsen können. 

Mit der Eigenfinanzierung der hierzu erfor­

derlichen überbetrieblichen Berufsbildungs­

stätten wären die sich gerade erst konstitu­

ierenden zuständigen Stellen (Kammern) 

bzw. anderen Trägerorganisationen überfor­

dert. Für das Gebiet der neuen Länder ver-
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stärken sich die o. g. grundsätzlichen Finan­

zierungserfordernisse aus folgenden Gründen: 

• Die Klein- und Mittelbetriebe sind auf 

qualifizierte Fach- und Führungskräfte ange­

wiesen, wenn sie eine angemessene Markt­

position erreichen wollen; ihre Aus- und 

Weiterbildungsbereitschaft muß gestärkt 

werden. 

I ÜBS haben Kenntnisse 
und Fertigkeiten 

zu vermitteln, die Klein- und 
Mittelbetriebe nicht 
erbringen können 

• Für das Aufholen des Modernitätsrück­

standes bedürfen die kleinen und mittleren 

Ausbildungsbetriebe der verstärkten Unter­

stützung, denn in der Umstrukturierungspha­

se der Wirtschaft werden die Anstrengungen 

naturgemäß vorrangig und fast ausschließlich 

auf das wirtschaftliche Erstarken gerichtet 

sein. 

• Die im Aufbau befindlichen Länderver­

waltungen und Wirtschaftsorganisationen 

dürften erst in einigen Jahren in der Lage 

sein, einen angemessenen Finanzierungsbei­

trag beim Aufbau eines Netzes von überbe­

trieblichen Berufsbildungsstätten zu leisten. 

• Für die Finanzierung der laufenden Ko­

sten der neugeschaffenen überbetrieblichen 

Berufsbildungsstätten werden sich wegen der 

voraussichtlichen erst mittelfristig überwind­

baren Finanzschwäche der Trägerorganisa­

tionen wesentlich höhere Finanzierungsan­

forderungen an die öffentliche Hand - vor­

rangig an den Bund - ergeben, als dies im 

Rahmen des leistungsfähigen kleinbetriebli­

ehen Sektors in West-Deutschland notwendig 

war. 

Die Berücksichtigung der genannten Sach­

verhalte in modifizierten Förderkonditionen 

für die neuen Bundesländer und einer für ge­

wisse Zeit vorzusehenden Erweiterung der 

fürderbaren Kosten war notwendig, um den 

Umstrukturierungsprozeß zu beschleunigen. 



Bewilligte und beantragte Fördervorhaben Überbetriebliche Berufsbildungsstätten in 

der Stufenausbildung Bau -neue Länder 

Stand : Oktober 1991 

• Schwein 

Erfurt • 

• Walldorf 

Im Zuge der zunehmenden Leistungsfähig­

keit der Wirtschaft kann die Förderung von 

den spezifischen Anforderungen auf ein nor­

males Maß zurückgeführt werden. 

In der bildungspolitischen Diskussion wird 

zur groben Einschätzung des Bedarfs an 

überbetrieblichen Bildungskapazitäten in den 

Neubrandenburg • 

Oranienburg • 

Frankfurt/0. • 
Potsdam • Senzig 

Dresden• 

Brand-Erbisdarf • 
•Giauchau 

• 

neuen Bundesländern eine Vergleichsberech­

nung vorgenommen, die vom Bestand an Ka­

pazitäten in den alten Bundesländern ausgeht 

(bei 60,0 Mio. Einwohner rd. 600 überbe­

triebliche Berufsbildungsstätten mit rd. 

77 000 Ausbildungsplätzen). Dies würde be­

deuten, daß in den neuen Ländern ca. 150 

überbetriebliche Berufsbildungsstätten mit 

rd. 20 000 Ausbildungsplätzen geschaffen 

werden müßten. Aufgrund der Erfahrungen 

aus der bisherigen Förderung überbetriebli­

cher Berufsbildungsstätten nach dem soge­

nannten "Schwerpunkt-Programm", wonach 

in den alten Bundesländern ein Ausbauziel 

von 77 100 Ausbildungsplätzen erreicht wer­

den soll , sollten solche Bedarfszahlen keine 

festgeschriebenen Planungsziele werden. 

Welcher Bedarf an überbetrieblichen Berufs­

bildungsstätten in den neuen Bundesländern 

sich tatsächlich herauskristallisieren wird, 

läßt sich aus heutiger Sicht bei der unsiche­

ren Datenlage nicht verläßlich feststellen. 

Sachverhalte wie z. B. 

• Entwicklung der Betriebsstrukturen in 

den jeweiligen Regionen, 

• Entwicklung der Leistungsfähigkeit und 

Finanzkraft der Wirtschaft, 

• künftiges Bildungsverhalten der Jugendli­

chen, 

• bildungspolitische Entscheidungen der 

Länder zum Auf- und Ausbau des Berufs­

schulsystems 

bedürfen der ständigen Analyse, um einen 

sinnvollen Einsatz erheblicher Bundesmittel 

bei der Förderung überbetrieblicher Berufs­

bildungsstätten zu gewährleisten. 

Unter diesem Aspekt hat der BMBW eine 

mehrstufige Förderkonzeption entwickelt: 

• In der ersten Stufe orientiert sich die För­

derung situationsbedingt auf das Handwerk, 

die Kleinindustrie und die Bauwirtschaft mit 

dem Schwerpunkt der Überbrückung regio­

naler und sektoraler Über- bzw. Unterkapa­

zitäten (Umstrukturierungsphasen). 

• Die aus der Umstrukturierungsphase ge­

wonnenen Erkenntnisse müssen in die weite­

re Bedarfs- und Standortplanung eingehen. 

Deshalb soll sich die Förderung erst in der 

zweiten Stufe auf den längerfristigen Bedarf 

der Wirtschaft einstellen. 

• In der dritten Stufe sollen Möglichkeiten 

zur Ausdifferenzierung angeboten werden. 

• Die vierte Stufe dient der Arrondierung 

des verfügbaren Netzes an überbetrieblichen 

Berufsbildungsstätten und verlagert das 
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Schwergewicht der Förderung auf die Mo­

dernisierung der bestehenden Stätten. 

Eine Einteilung der Förderung in bestimmte 

Zeitabschnitte läßt sich daraus nicht ableiten. 

Die Umstrukturierung der Wirtschaft, die 

Entwicklung der Leistungsfahigkeit der Un­

ternehmen und Wirtschaftsorganisationen 

und die sich mittel- und langfristig herausbil­

denden Erfordernisse an überbetriebliche 

Berufsbildungsmaßnahmen verlangen ein 

hohes Maß an Flexibilität. Situationsbedingt 

ist es erforderlich, bei der Bedarfs- und Staud­

ortplanung überbetrieblicher Berufsbildungs­

stätten ein hohes Maß an Übereinstimmung 

mit den Spitzenorganisationen der Wirt­

schaft, mit den zuständigen Stellen nach dem 

Berufsbildungsgesetz, den Fachverbänden, 

den obersten Bundes- und Landesbehörden 

und der Arbeitsverwaltung zu erreichen. 

Es zeichnet sich ab, daß sich zunächst regio­

nale Schwerpunkte mit den früheren Be­

zirkshauptstädten und weiteren Orten mit er­

kennbar überdurchschnittlichen Qualifizie­

rungsbedürfnissen der Wirtschaft herausbil­

den, und zwar überwiegend für die Berufs­

felder Bau, Metall und Elektro und für den 

kaufmännisch-verwaltenden Bereich. 

Im Vorfeld der weiteren Planung soll der be­

sonderen Lage in den neuen Bundesländern 

bei der Vielfalt unterschiedlicher Interessen 

Rechnung getragen werden, indem spezielle 

Konzepte und Planungshilfen entwickelt und 

erarbeitet werden, zum Beispiel 

• Methoden zur Bedarfs- und Standortpla­

nung, 

• Information und Beratung potentieller 

Träger überbetrieblicher Berufsbildungsstät­

ten über Planung und Projektdurchführung, 

• Berücksichtigung des Umweltschutzes, 

• Substanzerhaltung als Folge der Bauwei­

se der ehemaligen DDR, 

• Betriebswirtschaftliche Führung überbe­

trieblicher Berufsbildungsstätten (Manage­

ment, Marketing), 

• Umstrukturierung der Landwirtschaft, 

• Möglichkeiten für die überbetriebliche 

Berufsbildung im Hotel- und Gaststättenge­

werbe, in der Tourismusbranche, für den 

kaufmännisch-verwaltenden Bereich. 

Förderungsvoraussetzungen 

Die Förderung aus dem Haushalt des BMBW 

erfolgt auf der Grundlage - der Veröffentli­

chung des BMBW "Orientierungen zu dem 

Förderprogramm überbetrieblicher Berufs­

bildungsstätten in den neuen Bundesländern" 

vom Juni 1991 - der näheren Ausführungen 

und Verfahrensregelungen zur Investitions­

kosten-Förderung bzw. zur Förderung lau­

fender Kosten überbetrieblicher Berufsbil­

dungsstätten in den neuen Bundesländern 

(Handlungshinweise des BIBB) - der 

Haushalts- und Verwaltungsvorschriften des 

Bundes. 

Die Förderung ist an Voraussetzungen zur 

Trägerschaft überbetrieblicher Berufsbil­

dungsstätten gebunden: 

Inhaltlich 

Entsprechend den "Orientierungen" des 

BMBW sollen überbetriebliche Bildungsstät­

ten in erster Linie in Ergänzung der betrieb­

lichen Ausbildung fachpraktische, berufliche 

Fertigkeiten und fertigungsbezogene Fach­

kenntnisse durch systematische überbetrieb­

liche Lehrgänge vermitteln. Bundeseinheitli­

che und, soweit solche nicht bestehen, lan­

deseinheitliche oder vom BIBB genehmigte 

Lehrpläne sollen beachtet werden. 

Die Lehrinhalte sind mit den beruflichen 

Schulen abzustimmen, damit Überschnei­

dungen zur schulischen Ausbildung vermie­

den werden. Der Zugang zu den Lehrgängen 

darf nicht an eine bestimmte Organisations­

zugehörigkeit der Ausbildungsbetriebe ge­

bunden werden. Für Fort- und Weiterbil­

dungsmaßnahmen sind vergleichbare Unter­

weisungsprogrammezugrunde zu legen. 
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Rechtlich I organisatorisch 

Als Träger überbetrieblicher Berufsbildungs­

stätten kommen in Betracht: 

• juristische Personen des öffentlichen 

Rechts wie Selbstverwaltungsorganisationen 

der Wirtschaft (z. B. Kammern) und kommu­

nale Körperschaften (z. B. Städte), 

• gemeinnützige juristische Personen des 

privaten Rechts (z. B. gemeinnützige Ver­

eine, gemeinnützige GmbHs). 

Einrichtungen, die überwiegend dem 

Zwecke eines Betriebes oder Verbandes oder 

dem Erwerb dienen, können nicht gefördert 

werden. Der Träger muß nachweisen, in 

welcher Form er die Finanzierung der Folge­

kosten der getätigten Investitionen sicherstel­

len will. Der Träger der überbetrieblichen 

Berufsbildungsstätten hat einen Koordinie­

rungsausschuß, in dem Arbeitgeber, Arbeit­

nehmer und Vertreter der Berufsschulen mit 

gleichen Stimmanteilen vertreten sind, zu 

bilden. Der Ausschuß hat insbesondere die 

Aufgabe, eine regionale Abstimmung der 

Berufsbildungsmaßnahmen zwischen Be­

trieb, überbetrieblicher Berufsbildungsstätte 

und Berufsschule herbeizuführen. Beschlüs­

se des Ausschusses bindenjedoch den Träger 

der überbetrieblichen Berufsbildungsstätte 

weder in finanzieller noch in personeller 

Hinsicht. Ist der Träger eine öffentlich-recht­

liche Selbstverwaltungseinrichtung der Wirt­

schaft, so kann der bei ihr bestehende Be­

rufsbildungsausschuß die Funktion des Koor­

dinierungsausschusses mit übernehmen. 

Gefördert werden können: 

1. Investitionskosten-Förderung 
Gefördert werden können alle Investitionsko­

sten, die zur Schaffung und Ausstattung not­

wendiger, moderner funktionstüchtiger 

Werkstatträume, sonstiger Lehr- und Unter­

richtsräume, Internatsplätze, Küchen- und 

Kantinenräume, Verwaltungsräume anfallen 

(Bau- und Ausstattungskosten). Neubauten 



sollten nur gefördert werden, wenn entspre­

chende Gebäude und Werkstätten im festge­

legten Einzugsgebiet nicht zur Verfügung ste­

hen. Zu den Bauinvestitionen zählen Neu-, 

Erweiterungs- und Umbaukosten sowie Ko­

sten der baulichen Modernisierung. Zu den 

Ausstattungsinvestitionen zählen insbesonde­

re die notwendigen Maschinen, Geräte, 

Werkzeuge und Gegenstände der Betriebs­

und Geschäftsausstattung sowie Lehr- und 

Lernmittel. 

Zur Beschleunigung des Antragsverfahrens 

und zur besseren Abwicklung der Durchfüh­

rung des Projektes können auch Leistungen 

berücksichtigt werden, die durch die Betreu­

ung einer westdeutschen Institution (Kam­

mern oder Fachverbände) entstehen. Hierfür 

sind allerdings Förderhöchstgrenzen festge­

legt worden. 

Es werden Zuschüsse zu den ausgabewirksa­

men, fürderfähigen Kosten gewährt (Anteil­

finanzierung) . Die Zuschußhöhe beträgt bis 

auf weiteres bis zu 90 Prozent der zuwen­

dungsfähigen Ausgaben. Für Leistungen des 

Betreuungspartners beträgt der Zuschuß zu­

nächst bis zu 80 Prozent der berücksichti­

gungsfähigen Ausgaben bzw. bis zu ein Pro­

zent der zuwendungsfähigen Investitions­

kosten. 

Es können auch Vorhaben in den alten Bun­

desländern gefördert werden, wenn sie der 

Durchführung überbetrieblicher Berufsbil­

dungsmaßnahmen für Teilnehmer aus den 

neuen Ländern dienen und die Erweiterung 

der bestehenden überbetrieblichen Berufsbil­

dungsstätten vergleichsweise wirtschaftlicher 

als eine Neuerrichtung in den neuen Bundes­

ländern und in Ost-Berlin ist. In diesem Fall 

beträgt der Bundeszuschuß allerdings höch­

stens bis zu 65 Prozent der zuwendungsfähi­

gen Ausgaben. 

Die Eigenbeteiligung richtet sich nach der 

Finanzkraft des Antragstellers. Sie soll zehn 

Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben 

betragen. Die Förderung mit Bundesmitteln 

kann nur vom Rechtsträger der überbetriebli­

chen Berufsbildungsstätten oder seinem 

westdeutschen Kooperationspartner bean­

tragt werden. 

I Das Schwergewicht soll 
auf Maschinen- und 

Geräteausstattung gelegt 
werden 

Um zügig notwendige, überbetriebliche Be­

rufsbildungskapazitäten aufzubauen, werden 

sich zunächst die Zuschüsse hauptsächlich 

für Investitionen bei Bauvorhaben auf die 

dringendsten Erfordernisse wie Bausanie­

rung, Renovierungen, ggf. Umbauten be­

schränken. Das Schwergewicht der Förde­

rung soll auf die für eine moderne Berufsbil­

dung erforderliche Maschinen- und auch Ge­

räteausstattung gelegt werden. 

2. Förderung laufender Kosten 
Für einen begrenzten Zeitraum können die 

laufenden Kosten vom Bund gefördert wer­

den, und zwar 

• zur Vorbereitung des Betriebes, 

• zum laufenden Betrieb überbetrieblicher 

Berufsbildungsstätten. 

Die Förderung von Aufwendungen für die 

Vorbereitung des Betriebes setzt voraus, daß 

die Errichtung oder Erweiterung der überbe­

trieblichen Berufsbildungsstätten aus dem 

Haushalt des Bundes gefördert wurde (Inve­

stitionskosten-Förderung für Bau- und I oder 

Ausstattungsvorhaben) und die geschaffenen 

Bildungskapazitäten in erster Linie der 

Durchführung überbetrieblicher Berufsaus­

bildungsmaßnahmen dienen. Die notwendi­

gen Personal- und Sachausgaben können be­

zuschußt werden. Der Zuschuß beträgt bis 

auf weiteres bis zu 80 Prozent der zuwen­

dungsfähigen Ausgaben, sofern andere öf­

fentliche Mittel nicht gewährt werden. Die 

Förderung wird auf einen Zeitraum bis zu 

sechs Monaten je Förderahschnitt begrenzt. 

Die Förderung des laufenden Betriebes über­

betrieblicher Berufsbildungsstätten bezieht 

sich auf die Nutzung der vorhandenen Be­

rufsbildungskapazitäten in überbetrieblichen 

Berufsbildungsstätten für ergänzende über­

betriebliche Berufsausbildungsmaßnahmen. 

Andere Bildungsmaßnahmen können nicht 

berücksichtigt werden. Die Förderung ist 

nicht von einer vorherigen Investitionska­

sten-Förderung durch den Bund abhängig. 

Sie ist begrenzt auf das Jahr der Inbetrieb­

nahme und sechs folgende Haushaltsjahre. 

Der Zuschuß beträgt 

• 6 000,- DM für einen gewerblichen 

Ausbildungsplatz, 

• 4 800,- DM für einen kaufmännischen 

Ausbildungsplatz , 

• 3 600,- DM für einen Internatsplatz. 

Die Beträge gelten pro genutztem Platz als 

Höchstbeträge unter Zugrundelegung einer 

Nutzung / Auslastung von 40 Teilnehmerwo­

chen pro Jahr. Der Pauschalbetrag wird nur 

für je voll erbrachte 40 Teilnehmerwochen 

pro Jahr gewährt. 

Im übrigen darf darauf hingewiesen werden, 

daß auf die Förderung kein Rechtsanspruch 

besteht. Sie erfolgt nur im Rahmen verfügba­

rer HaushaltsmitteL 2 

Zuständigkeiten 

Überbetriebliche Berufsbildungsstätten kön­

nen bundesseitig auch aus dem Haushalt des 

Bundesministers für Wirtschaft (BMWi) und 

der Bundesanstalt für Arbeit gefördert wer­

den. Im Interesse eines koordinierten Auf­

baus eines Netzes überbetrieblicher Berufs­

bildungsstätten wurde zwischen dem BMBW 

und dem BMWi ein abgestimmtes Verfahren 

zur Förderung ÜBS vereinbart, welches mit 

der Bundesanstalt für Arbeit hinsichtlich der 

Abgrenzung zwischen überbetrieblicher und 

außerbetrieblicher Berufsausbildung beraten 

wurde. Danach gilt folgendes: 

1. Überbetriebliche Berufsbildungsstätten, 

die sowohl der ergänzenden Berufsausbil-
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dung als auch der Qualifizierung Erwachse­

ner in Maßnahmen der beruflichen Fortbil­

dung und Umschulung dienen (multifunktio­

nale Nutzung), werden grundsätzlich ge­

meinsam aus den Haushalten des BMBW 

und des BMWi gefördert. 

2. Als Ausnahme von diesem Grundsatz 

gelten: 

a) Überbetriebliche Berufsbildungsstätten, 

die ausschließlich der Berufsausbildung die­

nen , sowie überbetriebliche Berufsbildungs­

stätten für die Bauwirtschaft werden schwer­

punktmäßig aus dem Haushalt des BMBW 

gefördert. 

b) Überbetriebliche Berufsbildungsstätten, 

die ausschließlich Fortbildungszwecken des 

Handwerks dienen (z. B. Fortbildung zum 

Handwerksmeister) , werden aus dem Haus­

halt des BMWi gefördert. 

c) Überbetriebliche Berufsbildungsstätten, 

die der Lösung arbeitsmarktpolitischer An­

forderungen dienen, werden grundsätzlich 

aus dem Haushalt der Bundesanstalt für Ar­

beit gefördert. Der BMBW und der BMWi 

können sich bei Bedarf an der Förderung 

dieser überbetrieblichen Berufsbildungsstät­

ten beteiligen. 

In Absprache übernimmt der federführende 

Zuwendungsgeber die Koordinierung des 

Antrags- und Bewilligungsverfahrens und 

schaltet die zur Prüfung des Bedarfs, der 

Zweckmäßigkeit und der Angemessenheil 

der Kosten zuständigen Stellen (Gutachter­

Stellen, Bauverwaltung) ein. 

Bisherige Aktivitäten des BIBB 

Es ist den Trägern ÜBS und den Antragstel­

lern in den neuen Bundesländern freigestellt, 

ob sie sich bei der Profilierung ihrer Bil­

dungsstätte und der Antragstellung für För­

dermittel der Beratung durch die westdeut­

schen Partnerorganisationen oder durch das 

BIBB bedienen. Die weitaus meisten Bera­

tungswünsche wurden an das BIBB herange­

tragen. 

Die Dimension der Umstellung des Berufs­

bildungssystems in den neuen Ländern 

(5 600 Berufsbildungseinrichtungen, 3 500 

Trägerbetriebe, 54 000 Lehrkräfte, 350 000 

Auszubildende, Ministerien, Verwaltungen, 

Institute usw.) , unzureichende Kompetenzen 

auf allen Ebenen, der Wegfall staatlicher Zu­

schüsse für die praktische Berufsausbildung, 

das Ablaufen der Sperrfristen für die Auflö­

sung von Internaten und Betriebsakademien, 

Informationsdefizite, Finanznöte u. a. Grün­

de führten zur Jahreswende 1990 /91 zur Lö­

sung von Lehrverträgen, Entlassung von 

Lehrkräften, Schließung von Ausbildungs­

stätten, Berufsberatungszentren u. a. Ein­

richtungen der Berufsbildung und verursach­

ten einen hohen Bedarf an qualifizierter 

Beratung. 

In einer Fachtagung des BMBW und des 

BIBB am 14. I 15. Januar 1991 wurde die Be­

rufsbildungspraxis über die Förderkonditio­

nen informiert. 

Seit Januar 1991 besteht eine Arbeitsgruppe 

der zuständigen Abteilung im BIBB in Ber­

lin. Sie führt umfassende Beratungen zu Fra­

gen der Berufsbildungsstätten-Förderung, 

ausgehend von der Erläuterung des rechtli­

chen Rahmens des dualen Systems, bis zur 

praktischen Betreibung einer überbetriebli­

chen Berufsbildungsstätte durch. 

In Koordinierungsgesprächen mit den Gut­

achter-Stellen wurde festgelegt, daß bei der 

Prüfung der Förderungsvoraussetzungen 

(z . B. regionaler Bedarf, Aus- und Fortbil­

dungsprogramm, Raum- und Ausstattungs­

programm) auf die Nutzung regional vorhan­

dener Kapazitäten geachtet und die Förde­

rung auf Berufsfelder konzentriert wird, wel­

che die wirtschaftliche Neustrukturierung 

erfordert. 

In der Zusammenarbeit zwischen den Gut­

achtern und dem BIBB werden derzeit Pla­

nungshilfen überarbeitet bzw. neu aufgelegt 

und ein Weg angestrebt, in bestimmten Be­

rufsfeldern die Bewilligung zu beschleuni­

gen, indem sogenannte "Ausstattungsbau-
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steine" für den Werkstattbereich ÜBS in be­

stimmten Berufsfeldern angeboten werden. 

Diese Qualitätsstandards bezogen auf die zu 

schaffenden Plätze erleichtern den Antrag­

stellern wie den Zuschußgebern die Realisie­

rung des Fördervorhabens. 

Schwierigkeiten der Antragsteller wegen der 

unsicheren Eigentumsverhältnisse an Grund­

stücken und Gebäuden sowie das Einbringen 

des geforderten zehnprozentigen Eigenan­

teils wurden mit Vertretern der Treuhand­

Anstalt beraten. Dies führte zu den Be­

schlüssen des Vorstandes der Treuhand-An­

stalt vom Februar und April 1991, wonach 

gemeinnützigen Trägern Ausbildungsein­

richtungen unter bestimmten Auflagen zu be­

vorzugten Mieten, in Erbpacht oder zum 

Kauf unter Stundung des Kaufpreises zur 

Verfügung gestellt werden können. 

Beispielhaft wurde in gemeinsamen Gesprä­

chen und bilateralen Beratungen zwischen 

dem BMBW, dem BIBB, der Treuhand-An­

stalt, dem Hauptverband der deutschen Bau­

industrie, den Landesverbänden der Bauin­

dustrie und den Gutachtern ein Netz von 

Lehrbauhöfen konzipiert und gefördert, wel­

ches mit 13 festen Standorten eine flächen­

deckende überbetriebliche Ausbildung in der 

"Stufenausbildung Bau" sichern soll. Da 

von der Bauwirtschaft eine große Schubkraft 

für die Umstrukturierung ausgeht, wurde 

auch die akute Situation berücksichtigt, in­

dem eine Mehrzahl von Provisorien an 

Standorten konzeptionell einbezogen wur­

den, die für die nächsten Jahre Ausbildung, 

Umschulung und Fortbildung anbieten, spä­

ter aber entsprechend dem langfristigen Be­

darf an ergänzender überbetrieblicher Aus­

bildung aufgegeben werden können (s. Ab­

bildung). Diesem Beispiel folgend laufen 

derzeit Verhandlungen mit weiteren Wirt­

schaftsverbänden. 

Zur Beschleunigung des Verfahrens und zur 

Koordinierung der verschiedenen Interessen 

werden mit Landesinstitutionen, mit den zu­

ständigen Stellen der Industrie, des Hand-



werks und der Landwirtschaft in den Lan­

deshauptstädten sogenannte "Regionalge­

spräche" durchgeführt. Dadurch sollen För­

dermaßnahmen koordiniert, bedarfsentspre­

chende Standortverteilung gesichert, regio­

nalen und sektoralen Über- bzw. Unterkapa­

zitäten bei Ausbildungsplätzen begegnet, die 

kommunikative Arbeit verbessert, die Effek­

tivität der Verfahrensabwicklung erhöht, die 

Verwaltungsarbeit rationalisiert werden. 

Aus den bisher geführten zahlreichen Bera­

tungsgesprächen und aus schriftlichen Einga­

ben war zu erkennen, daß wegen den beste­

henden Unsicherheiten bei den Antragstel­

lern diese eingehend informiert werden muß­

ten über 

• den Standort der überbetrieblichen Aus­

bildung im dualen Berufsausbildungssystem, 

um inhaltliche und begriffliche Klärungen 

zwischen über- und außerbetrieblicher Aus­

bildung herbeizuführen, 

• die Notwendigkeit der regionalen Ab­

stimmung mit allen an der Berufsbildung be­

teiligten Stellen, 

• Organisation und Trägerschaft überbe­

trieblicher Berufsbildungsstätten und über 

Zuständigkeiten, 

• die Ausrichtung der Projekte auf das er­

forderliche Maß, 

• Rechtsfragen, die mit der öffentlichen 

Förderung verbunden sind, 

• die Eigenverantwortung, die aus der Trä­

gerschaft einer überbetrieblichen Berufsbil­

dungsstätte erwächst, insbesondere über die 

Folgelasten, die durch den Bau einer über­

betrieblichen Berufsbildungsstätte entstehen. 

Im Jahr 1991 konnten für 27 Standorte zur 

Schaffung von rd. 6 500 überbetrieblichen 

Werkstattplätzen Bewilligungen mit einem 

Volumen von rd . 36,0 Mio. DM ausgespro­

chen werden. Zu den zehn Folgekasten-An­

trägen konnten Zuschüsse von insgesamt rd. 

2,1 Mio. DM gewährt werden. 

Für die Förderung von Investitionskosten 

überbetrieblicher Berufsbildungsstätten wur­

den 90 Anträge mit einem Antragsvolumen 

von insgesamt 480,0 Mio. DM gestellt. Nach 

dem derzeitigen Planungsstand sollen damit 

rd. 9 000 überbetriebliche Werkstattplätze 

geschaffen werden. 

Ausblick 

Für das gesamte Bundesgebiet sieht der Bun­

deshaushalt 1992 des BMBW 

• für die Investitionskosteu-Förderung 90,0 

Mio. DM Ausgaben und 80,0 Mio. DM Ver­

pflichtungsermächtigungen, 

• für die Förderung der laufenden Unter­

haltung überbetrieblicher Berufsbildungs­

stätten 15,0 Mio. DM Ausgaben 

vor. 

Entsprechend des gemeldeten und geprüften 

Bedarfs an weiterer Förderung durch den 

Bund wird die mittelfristige Finanzplanung 

fortgeschrieben . 

Der Aufbau eines Netzes überbetrieblicher 

Berufsbildungsstätten in den neuen Bundes­

ländern bedarf 

• der Bewertung und Einbindung regional­

und sektoralspezifischer Belange in ein Ge­

samtkonzept 

• der fürderpolitischen Steuerung und der 

planerisch sinnvollen Umsetzung berufsbil­

dungspolitischer Zielsetzungen . 

Diese Aufgabe kann das BIBB nicht allein 

leisten. Es ist auf die Mithilfe aller an der 

Berufsbildung beteiligten Stellen angewie­

sen. Im Interesse einer zügigen Umsetzung 

dieser gemeinsamen Aufgabe geht das BIBB 

davon aus, daß es die hierfür erforderliche 

Unterstützung erhält. 

Die Probleme beim Aufbau eines Netzes lei­

stungsfähiger überbetrieblicher Berufsbil­

dungsstätten in den neuen Bundesländern 

zeigen, daß man die historisch gewachsenen 

Strukturen sowie die demographischen, öko­

logischen, geistig-kulturellen und sozial­

ökonomischen Rahmenbedingungen genau 

kennen muß, um gestaltend wirksam werden 

zu können. Weiterhin ist zu beachten, daß es 

sich bei institutionellen Strukturveränderun­

gen um einen langfristigen Prozeß handelt, 

in dem die Praxis durch Übergangslösungen 

gekennzeichnet ist. Unter diesen Gesichts­

punkten ist die Förderung überbetrieblicher 

Berufsbildungsstätten in den neuen Ländern 

auch ein Prozeß der Sammlung von Erfah­

rungen und der Gewinnung von Handlungs­

kompetenz für die Unterstützung der berufs­

bildungspolitischen Reformbestrebungen in 

den osteuropäischen Ländern sowie für das 

Aufzeigen von Konsequenzen des westeuro­

päischen Integrationsprozesses. 

Da auf gesamteuropäischer Ebene in der Be­

rufsbildung bisher überwiegend schulisch 

ausgebildet wurde, gilt es, die Attraktivität 

des dualen Berufsausbildungssystems mit 

seinen anerkannten Erfolgen auch durch die 

überbetriebliche Berufsbildung weiter zu 

stärken. 

Dazu gehört u. a., die Verbindung zum Be­

trieb und zur Berufsschule noch enger zu 

ziehen, den Technologietransfer zu erwei­

tern, die Förderung besonderer Personen­

gruppen zu etablieren, Aus- und Weiterbil­

dung über Bausteine zertifizierbarer Zusatz­

qualifikationen zu verzahnen, neue Informa­

tions- und Kommunikationstechnologien ver­

stärkt einzuführen und auf das erweiterte be­

rufliche Qualifikationsverständnis zu reagie­

ren. Mit einem derartigen Entwicklungsan­

satz kann die überbetriebliche Berufsbil­

dungsstätte die Innovation des eigenen 

Systems und die Adaption zu anderen Syste­

men fördern . 

Anmerkungen 

1 Vgl. Autsch, B.; Brandes, H. ; Waiden, G.: Bedingun­
gen und Aufgaben bei der Umgestaltung des Berufsbil­
dungssystems in den neuen Bundesländern. BIBB, Berlin 
und Bann, 1991 
2 Nähere Informationen über Fördergrurulsätze und Ver­
fahrerlSregelungen erteilt das BIBB, Abteilung 6. 3 im 
Dienststellenteil Berlin, Fehrbelliner Platz 3, W-/000 Ber­

lin31, Telefon: 0 30186 83-1. Die veröffem/ichten "Orien­
tierungen" und "Handlungshinweise" sowie die notwen­
digen Antragsvordrucke können dort angefordert werden. 
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Dr. rer. pol. , Diplombe­
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lung der VW AG, Schwer­

punkte: Personalstrategie 

und Organisationsentwick-

lung 

Angelernte: Ihre Weiterbildungs­
und Lernerfahrungen- übertragbar 
in die Gruppenarbeit? 

Betrieb I iche Weiterbildungsmaß­
nahmen orientieren sich an den 
Qualifikationsvoraussetzungen von 
Facharbeitern. Mit der Einführung 
der Gruppenarbeit stehen auch die 
Automobilhersteller vor dem Pro­
blem, angelernte Beschäftigte in 
Weiterbildungsaktivitäten einzu­
beziehen, ohne über deren Weiter­
bildungserfahrungen und Lern­
voraussetzungen Kenntnis zu be­
sitzen. Anhand einer Fallstudie 
wurden bei der Volkswagen AG das 
allgemeine Weiterbildungsverhal­
ten von Montagearbeitern /-innen 
sowie deren Lernerfahrungen und 
Lernfähigkeiten im Hinblick auf 
ihren Einsatz in der Gruppenarbeit 
überprüft. 

Angelernte: Eine Problem­
gruppe betrieblicher Weiter­
bildung? 

Vor allem der Automobilindustrie drängen 

sich als Folge von Umstrukturierungs- und 

Modernisierungsmaßnahmen Qualifikations­

probleme auf, die neben der Neuordnung der 

Metall- und Elektroberufe auch das System 

der Personalplanung und der Personalent­

wicklung und hier insbesondere der betrieb­

lichen Weiterbildung betreffen. Wenn es 

richtig ist, daß die personalintensiven, von 

kurzzyklischen Teilarbeiten geprägten Se­

rienmontagen die Automationsaufgabe des 

Jahrzehnts sein werden 1, dann ist davon 

auszugehen, daß mit großen Teilen des vor­

handenen Qualifikationsangebots veränderte 

Arbeitsaufgaben nicht mehr zu bewältigen 

sein werden. Dies umfaßt in dem hier be­

sprochenen Fall 12 000 Belegschaftsmitglie­

der in den Montagen oder ca. 20 Prozent der 

Gesamtbelegschaft. 2 In der Industrie insge­

samt sind 1,1 Mio. Erwerbstätige mit Monta­

getätigkeiten befaßt, von denen rund 600 000 

Beschäftigte einfache Anlerntätigkeiten ver­

richten. 3 Neben der zahlenmäßigen Bedeu­

tung des "Angelerntenproblems" zeigen die­

se Zahlen auch die personenseitige Aus­

gangsJage der Montageautomation an. 

Kennzeichnend für den Ist-Stand der techni­

schen Seite der Montageautomation ist die 

Tatsache, daß in diesem Beispiel 1975 gerade 

erst ein Automationsgrad von fünf Prozent 

erreicht war und bis 1983 ein Automations­

grad von 25 Prozent erzielt wurde. Mit die­

sem - verglichen mit der Teilefertigung -

niedrigen Automationsgrad ist ein hoher An­

teil manueller Tätigkeiten verbunden, der 

noch immer eine Domäne sogenannter un­

und angelernter Arbeitskräfte ist. Mit der 

Entwicklung flexibler Automationssysteme 

werden auch Personaleinsatzkonzepte zur 

Disposition stehen, die der Gruppe der 

"qualifiziert Angelernten" bei entsprechen­

den Qualifizierungsmaßnahmen einen Be­

deutungszuwachs zumessen. 

Offenbar besteht bei den Experten Einigkeit 

darüber, daß die künftigen rationalisierungs­

bedingten Umstellungen in den Montagen 

ein Mix aus Fördermittelgestaltung, der Inte­

gration logistischer Funktionen sowie beson-
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ders von (arbeits)organisatorischen Gestal­

tungsmaßnahmen sein werden. 4 Neben der 

Fließbandmontage wird die Gruppenorgani­

sation zur Bewältigung erhöhter Sonderaus­

stattung und Variantenvielfalt der Produkte, 

der notwendigen Verringerung von Verlust­

zeiten, erhöhter Flexibilitäts- und Qualitäts­

ansprüche die Montagen in arbeitsorganisa­

torischer Hinsicht prägen. 

Gruppenarbeit und 
Lernanforderungen 

Für die Montagearbeit wird damit die ma­

nuelle Tätigkeit dominant bleiben. Eine Auf­

gabenerweiterung wird im geringeren Aus­

maß im kognitiven Anforderungsbereich der 

Anlagenführung entstehen. 5 Mit der Einfüh­

rung der Gruppenarbeit werden den Monta­

gearbeitern l -innen neben veränderten fachli­

chen Aufgabenstellungen durch erhöhte Tei­

levielfalt, verstärkte Qualitätsansprüche etc. 

Aufgaben vor allem im Bereich der Sozial­

und Selbstkompetenzen zuwachsen. Diese 

Kompetenzbereiche werden künftig infolge 

der Verbreiterung der Tätigkeitsspektren und 

der Beschleunigung der Tätigkeitswechsel zu 

einer strategischen Lerngröße in den Monta­

gen werden. 

Einen Bedeutungszuwachs als Lernaufgaben 

werden besonders 

• die Flexibilität im Sinne einer Anpas­

sungs- und Umstellungsfahigkeit und 

• die Lernmotivation im Sinne einer dau­

ernden und möglichst umfassenden Lernbe­

reitschaft gewinnen. 

Im unmittelbaren Zusammenhang mit der 

Einführung der Gruppenarbeit werden not­

wendig 

• die Kooperationsfahigkeit, die die Ab­

stimmung von Handlungen und Entscheidun­

gen bei der Bewältigung von Teilaufgaben 

beinhaltet, 

• die Konflikt- und Konsensfahigkeit, die 

Abstimmungshemmnisse ausräumen und 

überwinden sollen, und 

• die Kommunikationsfahigkeit, die eine 

verbesserte Artikulation bei der interperso­

nalen Abstimmung erreichen soll . 

Mit dem Zuwachs an Handlungsspielraum 

bei der Gruppenarbeit korrespondiert die 

verstärkte Notwendigkeit der (gruppenorien­

tierten) Selbststeuerungskompetenz, d. h. 

der subjektiven Fähigkeit zur selbstverant­

worteten Problernlösung. 

Schließlich bedarf die Erschließung sämtli­

cher personenbezogener Ressourcen und 

Handlungspotentiale auch solcher Kompe­

tenzen, die außerbetrieblich erworben und 

innerbetrieblich eingesetzt werden. Wir ha­

ben diese Fähigkeit Transferkompetenz ge­

nannt. 

I Die Kompetenzbereiche 
werden zu einer 

strategischen Lerngröße 
in den Montagen 

Neben der Frage nach diesen weitgehend in­

formell zu erwerbenden Lernfahigkeiten, ist 

die Weiterbildungsbeteiligung Un- und An­

gelernter in der Vergangenheit zu Recht als 

mager eingeschätzt worden . 6 Bezieht man 

allerdings die betrieblichen Rahmenbedin­

gungen des Weiterbildungsverhaltens in die 

Betrachtung mit ein, dann können sich auch 

die empirischen Ergebnisse ändern. Dies 

wollen wir im folgenden aufzeigen, indem 

wir anhand eines Fallbeispiels aus der Auto­

mobilindustrie in einem kurzen Überblick 

dem Weiterbildungsverhalten von Montage­

arbeitern f-innen nachgehen. Anschließend 

wollen wir die Frage nach den spezifischen 

Lernfahigkeiten der Sozial- und Selbstkom­

petenzen dieser Zielgruppe wieder aufgrei­

fen . Damit sollen in doppelter Weise die Bil­

dungsfahigkeit und Weiterbildungsbereit­

schaft dieser Beschäftigtengruppe nachge­

wiesen werden: 

1. Die formalisierte Weiterbildungsbeteili­

gung von Montagearbeiternl-innen ist unter 

bestimmten Voraussetzungen höher als ge­

meinhin angenommen und vor allem beruf­

lich orientiert. 

2. Die Lernfahigkeit dieser Beschäftigten­

gruppe entwickelt sich informell auch in der 

Massenfertigung der Automobilindustrie und 

bildet eine personenbezogene Voraussetzung 

für den Übergang zu ganzheitlichen Aufga­

benzuschnitten. 

Zum Weiterbildungsverhalten 
von Montagearbeitern /-innen: 
Beteiligung, Art, Wünsche und 
Motive der Weiterbildung 7 

Es fallt zunächst der außerordentlich hohe 

Beteiligungsgrad der befragten Montagear­

beiter / -innen auf: 60 Prozent haben minde­

stens einmal eine Weiterbildungsveranstal­

tung besucht (vgl. Abbildung 1, S. 24) . Mit 

einem Anteil von über 30 Prozent beruflich­

fachlicher Maßnahmen an der gesamten Wei­

terbildung der Montagearbeiter /-innen wird 

die große Bedeutung der beruflichen Weiter­

bildung unterstrichen. 

Dies spiegelt sich auch in den Weiterbil­

dungswünschen wider (vgl. Abbildung 2, 

S. 25) : "Arbeit und Beruf" stehen mit 42 

Prozent an der Spitze der Wünsche, zusätz­

lich haben sich bei der Befragung für die 

Nachqualifizierung zu einem Beruf 8,5 Pro­

zent entschieden. Über 50 Prozent der be­

fragten Montagearbeiter / -innen sehen dem­

nach die Weiterbildung als berufs- und ar­

beitsbezogene Einrichtung. 

Andererseits sind die Weiterbildungswün­

sche freizeitbezogen, die entweder einem ge­

sellschaftsbezogenen Orientierungsbedürfnis 

entsprechen ("Politik und Gewerkschaften" 

26 Prozent) , einer eher instrumentellen au­

ßerbetrieblichen Ausrichtung der Qualifizie­

rung folgen ("Fremdsprachen" 34 Prozent) 
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Abbildung 1: Teilnahme an Weiterbildung Montagepersonal VW 

FlAB 1988 Frage 4. 1 n ; 41 0 

oder tatsächlich als Möglichkeit der Freizeit­

nutzung erachtet werden ("Hobbys" 35 Pro­

zent; "Familie, Gesundheit" 40 Prozent). 

Hinsichtlich der Weiterbildungswünsche 

müssen wir davon ausgehen, daß es eine 

Trennung von beruflicher und allgemeiner 

Weiterbildung nicht gibt. Weiterbildung wird 

von den Montagearbeitern I -innen einerseits 

als Ganzes betrachtet und andererseits deut­

lich akzentuiert in Richtung beruflicher Wei­

terbildung. 

Dieser Doppelcharakter findet sich auch bei 

der Weiterbildungsmotivation wieder. Die 

Motive richten sich zum einen an der mate­

riellen Absicherung ihres Arbeitsvermögens 

über "Beschäftigungssicherung" (57 Pro-

zent) und "Mehr Lohn" (47 Prozent) aus 

und zum anderen an der qualitativen Ent­

wicklung ihres Arbeitsvermögens in der 

Form einer "interessanteren Tätigkeit" (58 

Prozent) und der "Verbesserung der Auf­

stiegschancen" (50,5 Prozent). Wer sich be­

ruflich weiterbildet, will auch entsprechend 

gratifiziert werden - so etwa könnte die 

Weiterbildungsdevise der Montagearbei­

ter I -innen lauten. 

Diese Ausrichtung der Weiterbildung dürfte 

auch vor dem Hintergrund zu sehen sein, daß 

das Lernen für die Arbeitstätigkeit eine All­

tagserfahrung 

• vorberuflicher Lernaktivitäten 

• innerhalb des (Massen)fertigungsprozes­

ses wie auch 

• außerhalb der betrieblichen Sphäre 
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sein kann. Diesen informellen Lernerfahrun­

gen, die in diesen Lernbereichen gemacht 

werden und sich zu Lernfahigkeiten verdich­

ten können, wollen wir im folgenden nachge­

hen. Dabei sollen fünf Merkmale gesetzt 

werden, die hier nicht weiter ausgeführt wer­

den können: 8 

1. Das Montagepersonal verfügt über eine 

heterogene Struktur der Bildungsvorausset­

zungen und nicht, wie vielfach angenom­

men, über eine homogene, tayloristisch ge­

prägte Qualifikationsstruktur. 

2. Eine Vielfalt an Lernpotentialen, die 

Bestandteil unterschiedlicher Arbeits- und 

Lebensumstände sind, bringen unterschied­

liche Lernerfahrungen und Lernfähigkeiten 

hervor. 

3. Die Lernfähigkeiten und Lernerfahrungen 

sind allerdings in ihrem Niveau und ihrer 

Anlage nur als typenspezifische und nicht 

generell zu erkennen. 

4. Vor dem Hintergrund der heterogenen 

Bildungsvoraussetzungen und Bildungsbio­

graphien können wir vier Lerntypen identifi­

zieren (im folgenden Lerntypen A-D) . 

5. Montagearbeiter I -innen in den Serien­

montagen entwickeln auch einen spezifi­

schen Kompetenzaufbau, statt, wie häufig 

angenommen, nur einen Verlust an Kompe­

tenzen zu erfahren. 

Le.rnerfahrungen und Lern­
fähigkeiten von Montage­
arbeitern /-innen 

Zwei Beispiele für einen nach Lerntypen9 

strukturierten Kompetenzaufbau sollen im 

folgenden Abschnitt dargestellt werden. Wir 

wollen dabei überprüfen, inwiefern die 

Sozial- und Selbstkompetenzen der Lernty­

pen mit den oben dargestellten Lernanforde­

rungen in der Gruppenarbeit kompatibel 

sind. Dies soll beispielhaft anhand der Lern­

erfahrungen "Kooperation" und "Selbststeue­

rung" geschehen. 10 



Abbildung 2: Weiterbildungswünsche 

Montagepersonal VW 

FlAB 1988 Frage 4.11 n = 410 
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Die Lernerfahrung "Kooperation" wird 

beim Lerntyp A innerhalb seiner Arbeitstä­

tigkeit vor allem als Anspruch an einen ganz­

heitlichen Aufgabenzuschnitt formuliert: 

"Meine Vorstellung ist, daß mehrere Leute zusammen 

komplett einen Wagen von Anfang bis Ende montieren 

oder zum Beispiel einen ganzen Motor zusammenbau­

en." 

Dieser Anspruch an die Arbeitsgestaltung 
wird in der konventionellen Serienmontage 

nicht realisiert. Dagegen werden ganzheitli­

che Kooperationserfahrungen im außerbe­

trieblichen Familienleben etwa bei der Haus­

haltsführung gemacht, in der Absprache und 

Zusammenarbeit eingeübt werden: 

"Die Hausarbeit haben wir fünfzig zu fünfzig aufgeteilt, 

wie es jeweils zeit lich paßt Wenn meine Frau z. B. zum 

Einkaufen fährt, dann mache ich den Abwasch. Meine 

Frau macht meistens die Wäsche. Gardinen nehme ich 

ab, sie wäscht sie, und ich gehe an die Fenster ran, wei l 

sie oben nicht an die Rundbögen kommt Am Wochen­

ende mache ich sauber, da wird das Essen gemacht" 

Diesen Anspruch an die Arbeitsgestaltung 

hat der Lerntyp B nicht, statt dessen werden 

am Band praktische Unterstützungsleistun­

gen und gegenseitige Hilfe vorgenommen, 

die gleichzeitig einen Belastungswechsel 

darstellen: 

"Wenn es Probleme am Band gibt, dann kommt einer 

hinzu, der hilft Dir dann, egal von welchem Band der 

jetzt kommt Es ist immer eine Hilfe da . Wenn z. B. ein 

Engländer kommt (gemeint ist ein rechtsgelenktes Kfz 

mit spezifischer Ausstattung; der Verf.), gelegentlich 

kommen fünf bis sechs Stück nacheinander, da hängt 

man ganz schön durch. Also dann kommt mal ein Kol­

lege hinzu, der schraubt dann einen ,Engländer' mit 

Wenn Du dann wieder o. k. bist, dann haut er wieder 

ab. Also wir helfen uns untereinander." 

Unterstützt und geholfen wird beim konkre­

ten Arbeitshandeln. Das passiert selbstregu­

liert, ohne Anweisung, spontan. Leistungs­

druck aktiviert in diesem Falle soziale Lern­

potentiale, die als Lernfähigkeit in den 

Handlungsvollzug aufgenommen werden. 

Einen deutlich anderen Akzent der Koopera­

tionsbereitschaft betont der Lerntyp D: 

"Die Firma wäre gut beraten, wenn sie einen älteren, 

erfahreneren Kollegen und einen jungen, der geistig 

mehr aufnehmen kann, wei l er mehr Schule genossen 

hat und mehr gelernt hat, zusammenarbeiten (lassen 

würde). Dann kann man sich helfen, denn der Ältere 

hat immer mehr Ausdauer und wenn was nicht hin­

haut, dann sagt er, das können wir nicht so machen, 

das müssen wir irgendwie hinkriegen. Der Jüngere, der 

schmeißt schneller hin, der sagt, es haut nicht hin, die 

(Kollegen) sollen sich um die Sachen selber kümmern." 

Gruppenarbeit wird hier gewünscht, vor al­

lem unter dem Gesichtspunkt der Integration 

und der Nutzung generationsspezifischer 

Kompetenzen. Die fachliche Eignung tritt in 

der Perspektive dieses Lerntyps gegenüber 

sozialen Kompetenzen zurück und verweist 

auf die kommunikativen Arbeitsbezüge. 

Lernerfahrung "Selbststeuerung" 

Individuelle Ansprüche zeigen sich auch 

beim Arbeitsvollzug, von dem, wie wir oben 

gesehen haben, nicht nur mehr Handlungs­

spielraum und Eigenständigkeit erwartet 

wird, sondern es wird auch jede nur kleine 

Möglichkeit der Veränderung von Arbeits­

vollzügen genutzt. Vor allem der Lerntyp B, 

nicht zuletzt aufgrund restriktiverer Arbeits­

bedingungen als sie etwa beim Lerntyp A in 

der Nacharbeit anzutreffen sind, setzt Krea­

tivität frei: 

"Zum Beispiel selber planen und selber einteilen, das ist 

ein Vorteil beim Packen. Ich kann mir meine Arbeit 

selbst einteilen, ich kann jetzt z. B. sagen, ich gehe jetzt 

zur Toilette. Es schreibt mir keiner vor, was ich zuerst 

einpacken muß und was nicht Das ist zwar trotz der 

Monotonie nur ein kleines Umfeld, also man muß nicht 

viel nachdenken, aber man kann mit einem guten Sy­

stem, wenn man sich das richtig gut einteilt, kann man 

früh Feierabend machen. Selber entscheiden und ein­

teilen, das würde mir liegen." 

Diese planvolle, selbstinitiierte Nutzung von 

Handlungsspielräumen verweist auf eigen­

ständige Lernstrategien in der Arbeitstätig­

keit, die von der subjektiven Seite her auch 

als Selbststeuerungskompetenz begriffen 

werden kann, nämlich in dem von uns defi­

nierten Sinne, daß hier eigenständig und 

selbstverantwortet Problemlösungsstrategien 

entwickelt werden. Deutlich ist beim Lern­

typ B eine biographische Kontinuität von ei­

ner vorberuflichen zu einer beruflichen bzw. 

arbeitsbezogenen Selbststeuerung zu beob­

achten. In den vorberuflichen Lernfeldern 

erscheint der Alltag der Kinder beider er­

werbstätiger Elternteile als Zwang zur Parti­

zipation einerseits und Vernachlässigung 

durch die Eltern andererseits, was subjektiv 

Selbständigkeit und Eigenverantwortung her­

vorbringen kann: 

",ch bin durch (die Berufstätigkeit meiner Eitern) sehr 

selbständig geworden. Ich wußte, meine Mutter 

kommt um eins nach Hause. Ich hatte einen Schlüssel, 

allerdings auch erst später, und wenn ich dann nach 

Hause kam, habe ich dann z. B. schon Kartoffeln 
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geschält, ich wußte, ich muß Essen kochen bzw. nur 

warm machen . Damit mein Vater um halb drei, wenn 

er von der Schicht kam, essen konnte." 

Schlußfolgerungen 

Fassen wir die wesentlichen Ergebnisse zu­

sammen, so kann generell davon ausgegan­

gen werden, daß bei den Montagearbei­

tern / -innen zumindest hinsichtlich' bestimm­

ter Sozial- und Selbstkompetenzen von einer 

"Lernentwöhnung" nicht die Rede sein 

kann. Gleichwohl bilden sich das Lernver­

halten und die Lernfahigkeit nach Lerntypen 

unterschiedlich aus: 

• Lerntyp A bevorzugt strukturiertes Ler­

nen und ist eher an Fremdinstruktionen 

orientiert, was sich aus der Bildungsbiogra­

phie ergibt. Informelle Lernanteile ergeben 

sich vor allem aus Beteiligungswünschen und 

außerbetrieblichen Lernerfahrungen der Ko­

operation. Vor allem die Lernmotivation ist 

ein aktiver Bestandteil seiner Lernfahigkeit. 

• Lerntyp B ist am erfahrungsgeleiteten 

Lernen insbesondere in der Arbeitstätigkeit 

orientiert. Sein Lernstil ist kooperationsbe­

zogen und konfliktorientiert Aus vorberufli­

chen, familiären Zusammenhängen ist ein 

großes Maß an Selbststeuerungskompeten­

zen erwachsen, wie auch das Flexibilitäts­

vermögen aus den unterschiedlichen berufli­

chen Erfahrungen entwickelt wurde. 

• Lerntyp C ist charakterisiert durch Lern­

erfahrungen der (fachlich orientierten) Flexi­

bilität, die Ergebnis unterschiedlicher Ar­

beitstätigkeiten und Lernmotivation ist. Vor 

allem durch außerbetriebliche Lernaktivitä­

ten ist seine Transferkompetenz entstanden . 

Sein Lernstil ist individuell und informell. 

• Lerntyp D ist geprägt von kooperativen 

und kommunikativen Lernerfahrungen. Sei­

ne Lernfahigkeiten sieht er vor allem im (Ar­

beits)zusammenhang mit fachlich orientier­

ten, jüngeren Arbeitskollegen. Seine Kom­

munikationsfahigkeit rührt vor allem aus sei­

nen außerbetrieblichen Aktivitäten. 

Generell ist das Lernen der Montagearbei­

ter I -innen durch emen individuellen 

und I oder kooperativen Erfahrungsgewinn 

und der entsprechenden Verhaltensänderun­

gen gekennzeichnet. Dabei spielen spontane, 

selbstinitiierte Lernformen eine wesentliche 

Rolle. Beides zusammen, Erfahrungsgewinn 

und Selbstinitiation, ergibt den informellen 

Lernprozeß. Informelles Lernen kann indivi­

duell und / oder kooperativ geschehen. 

Daneben hat sich ein an formalisierten Ange­

boten orientiertes Weiterbildungsverhalten 

entwickelt, das mit seiner beruflich-fachli­

chen Ausrichtung eine Ergänzung zu den in­

formellen Lernerfahrungen darstellt. 

Auf diese Qualifikationsvoraussetzungen hat 

sich die Lernorganisation, insbesondere die 

innerbetriebliche Weiterbildung, einzustel­

len. Die herkömmlichen, in Kursen organi­

sierten und stark formalisierten und zentrali­

sierten Fortbildungsmaßnahmen sollten 

durch dezentrale Lernorte ergänzt werden, 

die den selbstbestimmten und erfahrungs­

orientierten Lernformen vor allem der Ange­

lernten stärker Rechnung tragen. Die Einfüh­

rung der Gruppenarbeit in einigen Unterneh­

men der Automobilindustrie erleichtert zu­

dem die Installation arbeitsnaher Lernorte. 

Erfahrungen wie sie in der beruflichen Erst­

ausbildung mit dezentralen Lernorten ge­

macht wurden, können so in der betriebli­

chen Fortbildung überprüft und fruchtbar ge­

macht werden. 
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Das niederländische Lehrlings­
wesen zwischen Nachfrage 
und Angebot an Lehrarbeitsstellen 

Im Beitrag werden die wichtigsten 
Entwicklungen besprochen, die 
sich in den letzten zehn Jahren im 
niederländischen Lehrlingswesen 
für Jugendliche und in dessen Um­
feld vollzogen haben. Dabei unter­
scheiden wir parallel zu drei Zeit­
abschnitten, Beginn, Mitte und En­
de der achtziger Jahre, einige in­
haltliche Probleme und Maßnah­
men zur Lösung dieser Probleme. 
Unsere Darstellung bezieht sich 
insbesondere auf Veränderungen, 
die im Verlauf des Jahrzehnts im 
Verhältnis zwischen Angebot und 
Nachfrage nach Lehrstellen im 
Lehrlingswesen eingetreten sind 
oder eintreten sollten. 

Einige Merkmale des nieder­
ländischen Lehrlingswesens 

Die berufliche Bildung auf der Sekundarebe­

ne findet in den Niederlanden hauptsächlich 

in beruflichen Vollzeitschulen (MBO-Schu­

len) statt (s. Abbildung). Von der Größen­

ordnung her nimmt sich das Lehrlingswesen 

viel bescheidener aus: auf drei MBO-Schü­

ler kommt ein Lehrling. Der berufsbildende 

Sekundarunterricht der Grundstufe (LBO) 

hat eher einen vorbereitenden Charakter und 

wird wahrscheinlich in Zukunft an Bedeu­

tung verlieren. 

Wir konzentrieren uns in diesem Beitrag auf 

das niederländische Lehrlingswesen, das im 

Unterschied zum deutschen einige spezifi­

sche Merkmale aufweist. 

Das niederländische Lehrlingswesen vermit­

telt Lehrlingen in einer breitgefächerten Ska­

la von Berufen und Berufssektoren eine Aus­

bildung bis zum sogenannten "Niveau des 

angehenden Fachmanns" (berufliche Grund­

qualifikation). Kennzeichnend für das Lehr­

lingswesen ist die Kombination von Lernen 

und Arbeiten, das sogenannte Dual- oder 

doppelspurige System. Das bedeutet, daß der 

Auszubildende sein Fach erlernt, indem er 

praktisch im Beruf arbeitet (die Praxiskom­

ponente) und gleichzeitig an schulischem 

Unterricht teilnimmt (die Theoriekomponen­

te). Während der in der Regel zweijährigen 

Ausbildung wird der theoretische Unterricht 

an wöchentlich einem Tag in einer Schule für 

berufsbegleitenden Unterricht erteilt. Der 

praktische Teil der Ausbildung beansprucht 

stets vier Tage pro Woche und findet prinzi­

piell im Arbeitsprozeß eines Betriebs oder 

einer Einrichtung statt (der Arbeitsplatz als 

Lehrstelle - "on the job"). Im folgenden 

werden wir sehen, daß augenblicklich in der 

Praxiskomponente des Lehrlingswesens zu­

nehmend von "off the job" gelegenen Lehr­

stellen (beispielsweise in Betriebsschulen 

oder Lehrwerkstätten) Gebrauch gemacht 

wird. 

Die gesetzliche Grundlage für die Fachaus­

bildung bildet ein Vertrag, der zwischen dem 

Arbeitgeber (oder "Lehrherrn") und dem 

Auszubildenden abgeschlossen wird. Der 

Lehrvertrag ist - obwohl das Gesetz dies 

nicht vorschreibt - fast immer mit einem 
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Arbeitsvertrag verbunden, welcher in man­

chen Fällen, jedoch nicht notwendigerweise, 

den jeweils geltenden Tarifverträgen ent­

spricht. Auf Grund des Arbeitsvertrages hat 

der Lehrling auch den Status eines Arbeit­

nehmers. 

Aus der Kopplung von Lehr- und Arbeitsver­

trag ergibt sich die besondere Konjunkturab­

hängigkeit des Lehrlingswesens; das heißt, 

die Zahl der sogenannten Lehrarbeitsstellen 

hängt weitgehend von der Zahl der verfügba­

ren Arbeitsplätze ab. Und da sich die Betrie­

be bei der Bereitstellung von Lehrarbeitsstel­

len hauptsächlich durch ihren unmittelbaren 

Bedarf an geschulten Fachkräften leiten las­

sen, unterliegt die Zahl der verfügbaren Stel­

len starken Schwankungen. 1 Auch infolge 

der Tatsache, daß diese Angebotsschwan­

kungen nicht mit der durch demographische 

Faktoren sowie durch Schul- und Berufs­

wahlprozesse bestimmten Nachfrage nach 

Lehrarbeitsstellen Schritt halten, sind in der 

Vergangenheit regelmäßig Engpässe im An­

gebot an Lehr(arbeits)stellen entstanden. 

Maßnahmen zur Steigerung 
des Ausbildungsangebots 

Die niederländischen Statistiken zum Bil­

dungswesen zeigen, daß der Zustrom zur 

Lehrlingsausbildung 1982 mit zirka 25 000 

neu abgeschlossenen Lehrverträgen, mitbe­

dingt durch die oben erwähnte Konjunktur­

abhängigkeit, seinen niedrigsten Stand er­

reicht hatte. Dieser Tiefpunkt bildete Anfang 

der achtziger Jahre den Anlaß zu Gesprä­

chen, in denen die zuständigen staatlichen 

Instanzen, die sozialen Partner und die Ver­

antwortlichen des Bildungswesens - auch 

beeinflußt durch die Vorschläge einer Gut­

achterkommission für die Fortschreibung der 

Industriepolitik (Kommission Wagner) -

eine Vereinbarung über die Förderung des 

Lehrlingswesens trafen. Ziel dieser Überein­

kunft war eine Verdoppelung des Zustroms, 

die 1987 auch tatsächlich erreicht wurde. 

Schematische Darstellung des niederländischen Bildungssystems 

Quelle: Reuling, J. (1991). Berufsausbildung in den Niederlanden. Strukturprobleme, Reformdiskussion und Entwick­
lungslinien. Berlin: Bundesinstitut für Berufsbildung, 5. 64. 

Die Entscheidung für eine Verstärkung des 

Lehrlingswesens basierte auf dem Gedan­

ken, daß jedem Jugendlichen die Gelegenheit 

gegeben werden müsse, eine anerkannte be­

rufliche Grundqualifikation zu erwerben, 

und daß eine zweispurige Ausbildung - wie 

das Lehrlingswesen sie bot - dazu den am 

besten geeigneten Weg darstellte. Außerdem 

wurde durch die Förderung des Lehrlingswe­

sens einerseits für die Befriedigung des in 

Zukunft zu erwartenden quantitativen Be­

darfs an geschulten Fachkräften gesorgt und 

andererseits ein Beitrag zur Bekämpfung des 

damals aktuellen Problems der Jugendar­

beitslosigkeit geleistet. Der Verstärkung des 

Lehrlingswesens lagen demnach sowohl 

quantitative (die Wahl für ein bestimmtes 

Ausbildungssystem bzw. Ausbildungsinfra­

struktur) als auch qualitative (die künftige 

Nachfrage nach fachlich ausgebildetem Per­

sonal) Überlegungen zugrunde. 

Um die Verdoppelung des Zustroms zu errei­

chen, war jedoch ein strukturelles Vorgehen 

gegen die Konjunkturabhängigkeit erforder­

lich , da das Angebot an regulären Lehrar­

beitsstellen weit hinter dem tatsächlichen Be­

darf zurückgeblieben war. Abgesehen von 

den Finanzmitteln, die Regierung und Be­

triebe zur Verfügung stellten, um neue Lehr­

stellen zu schaffen, wurde deshalb auch die 

Lösung der vorhandenen Kopplung zwischen 
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Lehr- und Arbeitsvertrag ermöglicht. Das 

Fortfallen dieser Bindung machte es nun 

möglich, über den direkten Bedarf an ge­

schulten Fachkräften hinaus Lehrlinge aus­

zubilden. Übrigens bedeutete das Fortfallen 

dieser Kopplung nicht, daß in den folgenden 

Jahren Verträge dieser Art überhaupt nicht 

mehr vorkamen. Im Gegenteil: dieser Ver­

tragstyp blieb auch weiterhin der meist ge­

bräuchliche. 

Aus diesen Entwicklungen ergaben sich nun 

allerdings auch Konsequenzen, namentlich 

für die Gestaltung der Praxiskomponente in 

der Fachausbildung. Auf der organisatori­

schen Ebene wurde dem Rechnung getragen 

durch die Einführung der sogenannten ge­

meinschaftlichen Ausbildungsaktivitäten 

(GAA). Kernpunkt dieser durch Zuschüsse 

des Ministeriums für Soziale Angelegenhei­

ten und Arbeit geförderten GAAs war (und 

ist) die Übertragung der Verantwortung für 

die praktische Ausbildung an eine Gruppe 

von zu diesem Zwecke zusammenarbeiten­

den Betrieben oder Einrichtungen. Diese 

mußten außerdem für eine bestimmte Anzahl 

gemeinsamer Ausbildungstage ihrer Auszu­

bildenden in einer Lehrwerkstatt sorgen. 

Infolge dieser organisatorischen Neuerungen 

gibt es gegenwärtig im niederländischen 

Lehrlingswesen außer dem traditionellen 

Typ vier alternative Typen der praktischen 

Ausbildung. 2 Die neuen Typen der Praxis­

ausbildung, an denen übrigens inzwischen 

30 Prozent aller Auszubildenden teilnehmen, 

sind dadurch gekennzeichnet, daß die Ver­

antwortlichkeit für die praktische Ausbil­

dung nicht mehr bei nur einem Betrieb oder 

einer Einrichtung liegt und daß die Ausbil­

dung teilweise oder insgesamt "off the job" 

stattfindet. Es handelt sich um die folgenden 

vier Varianten: 

• Die praktische Ausbildung erfolgt (nahe­

zu) ausschließlich "on the job", jedoch in 

mehr als nur einem Betrieb. Durch die Ein­

schaltung mehrerer Betriebe (Rotation) wird 

die exklusive Eingliederung in einen be­

stimmten Arbeitszusammenhang und einen 

Arbeitsprozeß reduziert. 

• Die praktische Ausbildung erfolgt nicht 

mehr ausschließlich "on the job". Ein Teil 

derselben findet "off the job", also außerhalb 

des Produktionsprozesses statt. Dieses "off 

the job Training" ergänzt das "on the job 

Training", das sich jedoch in diesem Falle in 

nur einem Betrieb abspielt. 

I Jeder Jugendliche muß 
eine berufliche 

Grundqualifikation erwerben 
können 

• Auch in der dritten Variante erfolgt die 

Ausbildung nicht ausschließlich "on the 

job". Im Unterschied zu dem vorigen Typ 

findet der "on the job" absolvierte Teil der 

Ausbildung jedoch nicht in einem einzigen, 

sondern in mehreren Betrieben statt. Daher 

ist die Eingliederung in den Arbeitsprozeß 

und vor allem in einen bestimmten Betrieb in 

diesem Falle lockerer. 

• Bei dem vierten Typus handelt es sich 

um eine (nahezu) vollständig "off the job" 

erfolgende Ausbildung. Im Gegensatz zu den 

drei bereits besprochenen Varianten der Pra­

xisausbildung geht es in diesem Falle nicht 

um eine Ergänzung des "on the job Trai­

nings", sondern um dessen Ersatz. 

Die fünf Typen der praktischen Ausbildung 

unterscheiden sich voneinander durch das 

Maß der Bindung an die Arbeit, in diesem 

Falle der jeweiligen Eingliederung in den 

Betrieb und den Arbeitsprozeß. Dabei ist es 

allerdings wichtig anzumerken, daß die Bin­

dung an die Arbeit in keinem der insgesamt 

fünf Typen so gering ist, daß von einer Aus­

bildung in der Berufspraxis überhaupt nicht 

mehr die Rede sein könnte. Dadurch unter­

scheidet sich auch der Typus mit der gering­

sten Bindung an die Arbeit noch immer deut­

lich vom Praxisunterricht im Rahmen des 

schulischen Vollzeit-Berufsunterrichts, wie 

dieser in den Niederlanden neben dem Lehr­

lingswesenauch vorkommt (und dominiert). 

Eine Untersuchung zur Qualität der prakti­

schen Ausbildung in sieben ausgewählten 

Sektoren des Lehrlingswesens3 hat gezeigt, 

daß die fünfTypen der Praxisausbildung, ge­

messen an ihren ausbildungsinternen und 

-externen Effekten, einander nahezu gleich­

wertig sind. Das heißt, die Ergebnisse im 

praktischen Teil der Abschlußprüfung und 

die Chancen bei der anschließenden Stellen­

suche sind bei allen Typen mehr oder weni­

ger die gleichen. 4 Übrigens ist die Erfolgs­

quote in der Lehrlingsausbildung als beunru­

higend gering zu bezeichnen: etwa 40 Pro­

zent der Auszubildenden verlassen die Aus­

bildung vorzeitig oder ohne Abschlußzeug­
nis .5 

Im Bereich des Lehrlingswesens ist man sich 

seit langem in der Auffassung einig, daß die 

reine "on the job Ausbildung" den geeignet­

sten Weg darstellt, um den Lehrling in allen 

fachlich erforderlichen Fähigkeiten (sowohl 

den technisch-instrumentalen als auch den 

sozial-normativen oder kommunikativen) 

auszubilden. Daher begegnete man der Ein­

führung von alternativen Formen der prakti­

schen Ausbildung zunächst mit der nötigen 

Skepsis. 

Das Entstehen der neuen Typen der Praxis­

ausbildung hängt in erster Linie darum auch 

nicht zusammen mit der Intention, die Quali­

tät der Ausbildung zu verbessern, als mit 

dem bei Betrieben und Einrichtungen fehlen­

den Vermögen, ein vor allem quantitativ aus­

reichendes Ausbildungsangebot zu schaffen. 

Die Ergebnisse der oben erwähnten Unter­

suchung zeigen allerdings, daß die zögernde 

Haltung gegenüber den alternativen Ausbil­

dungsformen nicht gerechtfertigt ist. Sowohl 

hinsichtlich der Durchbrechung der Kon­

junkturabhängigkeit des Lehrlingswesens als 

auch in didaktischer Hinsicht sind die alter­

nativen Varianten mehr als interessant. 
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Die Anforderungen an die Qualifikation der Win­
zer sind in den letzten Jahren stetig gestiegen. 
Neb79 den Bereichen Technik und Mark 
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Die Broschüre ist als eine Hilfestellung gedacht 
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insbesondere für die F0rtbildung der Ausbilder. 

Wie bereits gesagt, wurde die Verdoppelung 

des Zustroms 1987 tatsächlich erreicht. Der 

positive Einfluß, der von der oben skizzier­

ten Politik ausging und zur Verdoppelung der 

Teilnehmerzahl im Lehrlingswesen führte, 

steht außer Frage. Gleichzeitig muß jedoch 

gesagt werden, daß auch die Verbesserung 

der wirtschaftlichen Lage - und damit die 

zahlenmäßige Zunahme der regulären Lehr­

stellen und Arbeitsplätze - dazu beitrug, 

daß die Gesamtzahl der neuen Ausbildungs­

verträge so stark wachsen konnte. 

Um das Jahr 1987 ist auch der Zeitpunkt an­

zusetzen, zu dem - global gesehen - der 

Bedarf an Lehrarbeitsstellen dem Angebot 

entsprach. So wird auch verständlich, daß 

sich die Aufmerksamkeit der zuständigen In­

stanzen in dieser Periode entschiedener, als 

dies zuvor der Fall war, dem Problem der 

exorbitant hohen Ausfallquote und der För­

derung des Zustroms von Lehrlingen aus den 

Reihen neuer und insbesondere chancenar­

mer Zielgruppen zuwandte. 

Maßnahmen zur Steigerung 
der Attraktivität des Lehrlings­
wesens 

Infolge des Wirtschaftswachstums und der 

damit verbundenen Zunahme an regulären 

Lehrarbeitsstellen sowie der gleichzeitig sin­

kenden Zahl der Schulabgänger, die sich für 

eine Lehrlingsausbildung entscheiden, sieht 

sich das Lehrlingswesen gegenwärtig mit ei­

nem Überschuß an Lehrarbeitsstellen kon­

frontiert . 6 Vor diesem Hintergrund muß die 

Politik der neunziger Jahre stattfinden. Ab­

gesehen von diversen sektoralen und regio­

nalen Neuorientierungen sind in diesem Zu­

sammenhang zwei Dokumente zu nennen, in 

denen Vorschläge für die nationale Politik 

der kommenden Jahre enthalten sind: der 

Neue Entwicklungsplan für das Lehrlings­

wesen und der Bericht der sogenannten 

Kommission Rauwenhoff. 7 Der erstgenannte 
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Plan gibt einen Einblick in die landesweite 

Strategie zur Entwicklung des Lehrlingswe­

sens selbst. Der Bericht der Kommission 

Rauwenhoff enthält u. a. Vorschläge für die 

Einführung des dualen Systems in allen Be­

reichen des niederländischen Berufsbildungs­

wesens. Wir geben im folgenden einen kur­

zen Überblick über die beiden Dokumente. 

I Wirtschaftswachstum 
führt durch 

sinkende Lehrlingszahlen 
zum Überschuß an 
Lehrarbeitsstellen 

Der Neue Entwicklungsplan wurde 1989 

vom Parlament verabschiedet. Der Plan setzt 

sich zum Ziel, die Arbeiten und Vorhaben 

zur Entwicklung und Reform des Lehrlings­

wesens planmäßiger, effizienter und gezielter 

verlaufen zu lassen. Mit dem konzeptionel­

len Rahmen des Entwicklungsplans beab­

sichtigen die Autoren, dem erzieherischen 

Charakter des Lehrlingswesens als einer 

Ausbildung in der Berufspraxis besser ge­

recht zu werden. Die Arbeiten und Vorhaben 

des Entwicklungsplans beziehen sich sowohl 

auf die theoretische als auch auf die prakti­

sche Komponente des Lehrlingswesens und 

richten sich u. a. auf die Förderung des Zu­

stroms zur Fachausbildung sowie die Verbes­

serung der Erfolgsquote in der Fachausbil­

dung. 

Die Notwendigkeit der Förderung des Zu­

stroms beruht einerseits auf dem wachsen­

den Bedarf an qualifizierten Fachkräften und 

andererseits auf dem Rückgang der Anzahl 

von Schülern, die sich für eine Fachausbil­

dung im Rahmen des Lehrlingswesens ent­

scheiden. In der durch das Projektmanage­

ment Lehrlingswesen (PML) entworfenen 

Regelung zur Förderung des Zustroms wird 

die Situation besonderer Gruppen auf dem 

Arbeitsmarkt nachdrücklich mit den oben 

genannten Gegebenheiten in Verbindung ge-



bracht. Dieses ergibt sich u. a. aus der fol­

genden Bemerkung: 

"Da der traditionelle Zustrom gegenwärtig 

abnimmt, während in den Betrieben der Be­

darf an qualifizierten Mitarbeitern eher 

wächst als sinkt , bietet sich eine ausgezeich­

nete Möglichkeit, diesen Zielgruppen neue 

Ausbildungschancen zu verschaffen." 8 

Die Förderung des Zustroms soll auf dreifa­

chem Wege erreicht werden: 

• durch die Intensivierung der aktiven Wer­

bung und Beratung von Schülern (Akquisi­

tion) an Schulen für den berufsbildenden Se­

kundarunterricht der Grundstufe (LBO) und 

den allgemeinbildenden Sekundarunterricht 

der Mittelstufe (MAVO) oder mittels Werbe­

spots im Fernsehen, 

• durch Werbung und Beratung für neue 

Zielgruppen: Jugendliche aus ethnischen 

Minderheiten, Frauen in typischen Männer­

berufen, Langzeitarbeitslose usw., 

• durch Schaltprojekte, in denen (angehen­

de) Lehrlinge bildungsmäßig den Niveauan­

forderungen angepaßt werden. 

Die genannten Maßnahmen schließen im we­

sentlichen an bereits früher eingeleitete För­

derungsaktivitäten an. 

Verbesserung der Erfolgsquote 

Der drohende Mangel an ausgebildeten 

Fachkräften hat auch eine zunehmende Be­

sorgnis um die Erfolgsquote in der Lehr­

lingsausbildung aufkommen lassen. Wie ge­

sagt, ist die Zahl der Lehrlinge, die die Aus­

bildung abbrechen oder sie ohne Abschluß­

zeugnis verlassen, beunruhigend groß. Über 

die Hintergründe dieser hohen Ausfallquote 

gibt es bislang keine systematisch gesammel­

ten Forschungsdaten. Daß Lehrlinge ihre 

Ausbildung vorzeitig abbrechen, hängt unter 

anderem wahrscheinlich mit ihrer geringen 

Motivation zusammen, am theoretischen 

Teil der Ausbildung teilzunehmen. Darüber 

hinaus ist die theoretische Ausbildung, die 

manchmal kein hohes Niveau aufweist, nicht 

ausreichend auf die praktische Ausbildung 

abgestimmt. Daß Lehrlinge die Ausbildung 

ohne Abschlußergebnis beenden, ist auf die 

Durchfallquote bei den Prüfungen zurückzu­

führen. Sie ist namentlich in den technischen 

Berufen recht hoch . Da jedoch das Angebot 

an Lehrlingen zur Zeit ohnehin hinter dem 

Bedarf zurückbleibt, liegt es durchaus im In­

teresse der sozialen Partner, daß ein mög­

lichst großer Anteil der Lehrlinge die Ausbil­

dung erfolgreich abschließt. 

Dementsprechend enthält der Entwick­

lungsplan ein besonderes Projekt zur Be­

kämpfung der Ausfallquote in der Lehrlings­

ausbildung. Der Ansatz zur Lösung des Pro­

blems geht in die Breite und in die Tiefe. Das 

heißt, daß eine Reihe bereits operationeHer 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausfall­

quote in Reformpläne der sogenannten 

"überregionalen Organe" (die für die Praxis­

komponente der Ausbildung zuständig sind) 

und der Schulen (zuständig für die theoreti­

sche Ausbildung) aufgenommen werden. 

Beispiel dafür sind Aktivitäten auf dem Ge­

biet der Systematik der Registrierung (d . h. 

der Kopplung von Lehrlingen und erworbe­

nen Abschlüssen, so daß effektive Kontrolle 

möglich wird) und auf dem Gebiet des soge­

nannten "Schülermonitoringsystems", mit 

Hilfe dessen festgestellt werden kann, aus 

welchen Schulstufen Lehrlinge rekrutiert 

werden, wie sie die Ausbildung durchlaufen 

und in welchen Berufen oder Funktionen sie 

nachher arbeiten. In einer Anzahl von Pilot­

projekten, die sich auf spezifische lokale 

oder regionale Situationen richten, will man 

zudem die Möglichkeiten für eine wirksame 

Verminderung der Ausfallquote untersuchen. 

Über die Erfolgschancen dieser Maßnahmen 

läßt sich noch nicht viel sagen, da die in die­

sem Rahmen geplanten Vorhaben erst jünge­

ren Datums sind. 

Auch im ganzen läßt sich die Bedeutung des 

Entwicklungsplans für die Reform bzw. Ver­

stärkung des Lehrlingswesens noch kaum 

beurteilen. Das erklärt sich aus dem sehr 

mühsamen Start des Entwicklungsplans für 

das Lehrlingswesen als Folge der in diesem 

Punkt äußerst trägen parlamentarischen Pro­

zedur. Übrigens sind im Laufe der letzten 

Jahre mit Maßnahmen derselben Art, wie sie 

nun unter der Flagge des Entwicklungsplans 

laufen, schon zahlreiche Erfahrungen gesam­

melt worden. Soweit diese die Rekrutierung 

von Schülern aus neuen Zielgruppen betref­

fen , stimmen die bisherigen Resultate wenig 

hoffnungsvoll . Es zeigt sich nämlich, daß die 

Zahl der aus diesen neuen Zielgruppen stam­

menden Schüler, die sich für eine Lehrlings­

ausbildung anmelden, gering ist. Außerdem 

liegt die Erfolgsquote bei der Ausbildung 

dieser Lehrlinge noch bedeutend niedriger 

als bei Auszubildenden aus den traditionell 

im Lehrlingswesen vertretenen Schichten. 9 

Die Tatsache, daß der Entwicklungsplan in 

so starkem Maße auf den Ausgangspunkten 

und Methoden bereits vorhandener Projekte 

aufbaut, ist deshalb nicht ohne weiteres als 

günstig zu bezeichnen. Nur wenn es auch in 

Zusammenhang mit Entwicklungen auf dem 

Lehrstellenmarkt gelingt, auch innerhalb 

dieser Projekte und Maßnahmen Reformen 

zu bewerkstelligen, scheint der Entwick­

lungsplan im ganzen eine Erfolgschance zu 

haben. 

Maßnahmen zur Verbesserung 
des Übergangs von 
Ausbildung und Arbeit 

Abschließend wenden wir uns dem Gutach­

ten der Kommission Rauwenhoff zu, wie 

dies im Sommer 1990 unter dem Titel "On­

derwijs-arbeidsmarkt: naar een werkzaam 

traject" ("Bildung-Arbeitsmarkt: auf dem 

Wege zu einem wirksamen Trajekt") 10 ver­

öffentlicht wurde. Ausgangspunkt für die Ar­

beit dieser durch den Bildungsminister ein­

gesetzten Gutachterkommission war die In­

tensivierung der Beziehung zwischen Schule 

und Betrieb. In diesem Zusammenhang führ­

te die Kommission unter anderem den Be­

griff "Dualisierung" ein. 
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Die Kommission plädiert für eine Dualisie­

rung der Ausbildungswege in den verschie­

denen Formen der Berufsbildung. Das be­

deutet, daß sie generell die Kombination von 

Lernen und Arbeiten in der Berufsausbil­

dung befürwortet, so wie wir diese bisher 

nur im Lehrlingswesen kannten. Wegen der 

unterschiedlichen Ausbildungstraditionen in 

den verschiedenen Formen der Berufsbil­

dung in den Niederlanden vertritt die Kom­

mission die Auffassung, daß die Kombina­

tion in unterschiedlicher Weise gestaltet wer­

den müsse (Flexibilität in Form und Zeit) . 

Zweierlei Überlegungen waren bei der Ent­

scheidung der Kommission für das Prinzip 

der Dualisierung bestimmend: 

• Das offenkundige Vertrauen hinsichtlich 

der Möglichkeiten, durch duale Ausbil­

dungsgänge und namentlich deren Praxis­

komponente einen befriedigenden Übergang 

von der Ausbildung zur Arbeit zu sichern. 

• Arbeitsmarkt-Überlegungen: Die Kom­

mission hält das System von Nachfrage und 

Angebot an Lehrstellen für ein brauchbares 

Instrument zur Regulierung des Zustroms. 

Die Kommission gibt keine Antwort auf die 

Frage, warum ein dualer Ausbildungsgang 

den derzeit bestehenden Ausbildungen im 

Vollzeit-Berufsunterricht vorzuziehen ist. 

Mit anderen Worten: Es fehlt eine erzie­

hungswissenschaftliche Begründung des 

durch die Kommission eingenommenen 

Standpunkts. 11 Damit wird nicht behauptet, 

die Auffassung der Kommission sei falsch . 

Doch das Fehlen einer derartigen Begrün­

dung oder zumindest eines entsprechenden 

Hinweises wirkt sich zweifellos negativ auf 

die Rezeption der Ideen der Kommission 

aus. 

Sodann stellen wir mit der Kommission Rau­

wenhoff fest, daß die Aufnahmekapazität in 

einem dualen System durch das Verhältnis 

zwischen der Nachfrage und dem Angebot 

an Lehrarbeitsstellen bestimmt wird. Ob dies 

jederzeit gleich vorteilhaft ist, bleibt jedoch 

zu bezweifeln. Aus den Erfahrungen im 

Lehrlingswesen wissen wir, daß die Kon­

junkturabhängigkeit der Ausbildung eher als 

Problem denn als besonderer Segen erfahren 

wird. Das scheint auch logisch, da bei einer 

Diskrepanz zwischen Nachfrage und Ange­

bot stets entweder ein Überschuß an Lehrlin­

gen (und daher häufig Jugendarbeitslosig­

keit) oder ein (drohender) Mangel an ausge­

bildeten Fachkräften auftritt. Die Kommis­

sion spricht sich daher unseres Erachtens zu 

vorbehaltlos für ein duales System aus, in 

welchem die Zahl der Jugendlichen, die zu 

einer Ausbildung zugelassen werden kann , 

von der Zahl der verfügbaren Lehrarbeits­

stellen abhängig ist. 

Schlußbemerkung 

Verglichen mit der Lage zu Beginn der acht­

ziger Jahre befindet sich das niederländische 

Lehrlingswesen gegenwärtig in einer voll­

kommen neuen Situation. Der bestimmende 

Faktor ist jetzt nicht mehr der Stellenmangel 

auf dem Lehrstellen-Arbeitsmarkt, sondern 

vielmehr ein Überschuß. Dieser Zustand 

macht eine rasche Anpassung der noch im­

mer auf der früheren Situation beruhenden 

Politik erforderlich. Dabei scheint der nun 

eingeschlagene Weg, nämlich die Steigerung 

des Zustroms und die Verbesserung der Er­

folgsquote bzw. die Bekämpfung der vorzei­

tigen Ausbildungsabbrüche, der einzig gang­

bare. Für den Erfolg dieser neuen Strategie 

ist es jedoch von größter Bedeutung, daß die 

zuständigen Instanzen sich nicht mit Ad­

hoc-Anpassungen des vorhandenen Instru­

mentariums begnügen, sondern daß darüber 

hinaus eine adäquate Einschätzung der neu 

entstandenen Situation auf dem Lehrstellen­

markt stattfindet und die Politik mit ihren 

Strategien und Maßnahmen darauf richtig 

reagiert. 

32 

\ 
BWP 21/1992/2 • Fachbeiträge 

Anmerkungen 

1 Hövels, B.: Arbeidsorganisatie in her leerlingwezen 

(Die Arbeitsorganisation im Lehrlingswesen). Ministeri­

um für Soziale Angelegenheiten und Arbeit. Den Haag 

1985 

Frietman, J: De kwaliteit van de praktijkcomponent in het 

leerlingwezen (Die Qualität der Praxiskomponente im 

Lehrlingswesen) . Dissertation. Nimwegen 1990, 1TS 
2 Frietman, J: De kwaliteit van de praktijkcomponent in 

het leerlingwezen. a. a. 0. 

Frietman , J ; van Onna, B.: Die Qualität der praktischen 

Ausbildung im niederländischen dualen System. In: Zeit­

schrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 87. Band 

Heft 5 (1991). 
3 Die Untersuchung wurde in folgenden Sektoren durch­

geführt: 

• Landwirtschaft und Gartenbau 

• Administrative Berufe 

• Metall 

• Bau 

• Elektrotechnik 

• Kraftfahrschlosserei 

• Straßen- und lllisserstraßenbau 
4 Frietman, J: De kwaliteit van de praktijkcomponent in 

her leerlingwezen. a. a. 0. 

Frietman , J. ; van Onna, B.: Die Qualität der praktischen 

Ausbildung im niederländischen dualen System. a. a. 0. 
5 Commissie Rt:tuwenhoff: Onderwijs-arbeidsmarkt: naar 

een werkzaam traject (Bildung-Arbeitsmarkt: auf dem l*­

ge zu einem wirksamen Trajekt). Alphen aan de Rijn: 

Samsam H. D. 1Jeenk Willink 1990 
6 Die Nachfrage nach Lehrstellen wird hauptsächlich 

durch demographische Faktoren bestimmt sowie durch 

Faktoren, die das li?rhalten Jugendlicher bei der Schul­

und Berufswahl betreffen. Eine bekannte Tatsache ist, daß 

die Zahl der Jugendlichen in den hier relevanten Alters­

gruppen rasch sinkt und daß außerdem innerhalb dieser 

Gruppen der Anteil derjenigen, die eine allgemein bil­

dende bzw. berufsvorbereitende Schulform wählen , zu­

nimmt. 
7 PML: De vemieuwing van het leerlingwezen. Stand 

van zaken en perspectieven (Die Reform des Lehrlingswe­

sens. Gegenwärtiger Stand und Perspektiven). Project­

management Leerlingwezen. Den Haag 1989 

Commissie Rt:tuwenhoff: Onderwijs-arbeidsmarkt: naar 

een werkzaam traject (Bildung-Arbeitsmarkt: auf dem l*­

ge zu einem wirksamen Trajekt) . a. a. 0. 
8 PML: Bevordering van de instroom in de vakopleiding 

(Förderung des Zustroms zur Fachausbildung). Project­

management Leerlingwezen. Den Haag 1990 
9 li?rijdt, H.: Nieuwe doelgroepen in het leerlingwezen 

(Neue Zielgruppen im Lehrlingswesen). ITS. Nimwegen 

1990 
10 Ebenda 
11 Raad voor het Jeugdbeleid (Beirat für die Jugendpoli­

tik) . Jongeren , school en werk. Commentaar op het rap­

port van de Commissie Rt:tuwenhoff (Jugendliche, Schule 

und Arbeit. l0mmentar zum Bericht der Kommission Rt:tu­

wenho.ff). 1990 



aerufsbi ldung E.Europa 

Treffen der nationalen 
Koordinatoren der 
Gemeinschaftsinitiative 
NOW am 17. und 
18. Dezember 1991 im BIBB 

Brigitte Wolf 

Mit der Koordination der EG-Initia­
tive NOW zur Förderung der beruf­
lichen Chancengleichhe.it von Frau­
en hat das Bundesinstitut für Be­
rufsbildung eine neue Aufgabe 
übernommen. Diese Initiative, von 
der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft am 18. Dezember 
1990 beschlossen, bietet den Mit­
gliedsstaaten der EG die Möglich­
keit, durch gemeinsame Finanzie­
rung aus den Strukturfonds der EG 
Maßnahmen durchzuführen. 

Sie tragen dazu bei, 

• die beruflichen Qualifikationen von Frau­

en aufzuwerten und zu fördern, 

• Frauen in den regulären Arbeitsmarkt ein­

zugliedern und 

• Existenzgründungen von Frauen zu för­

dern. 

Die Gemeinschaft unterstützt außerdem er­

gänzende Kinderbetreuungseinrichtungen, 

eine technische Hilfe zur Durchführung und 

Koordination der Projekte und eine Evaluie­

rung der Initiative. 

Förderfähig sind Projekte, die auf minde­

stens einen der fünf Zielbereiche der Struk­

turfonds ausgerichtet sind 1 und Partner­

schaftsbeziehungen zu anderen Projekten der 

EG-Länder unterhalten. Diese BündeJung 

der Projekte durch die Zielvorgaben der 

Strukturfonds und die Ausrichtung auf eine 

grenzüberschreitende Kooperation stellen 

eine neue Dimension der Förderprogramme 

der Gemeinschaft dar. Die Institutionalisie­

rung der transnationalen Partnerschaften vor 

allem zwischen den entwickelten Regionen 

der EG und Regionen mit Strukturdefiziten 

erfordert eine ausgeprägte Entwicklungsar­

beit, hohe Qualitätsstandards und eine enge 

Kooperation der einzelnen Projekte. 

Die Umsetzung der Programmziele der In­

itiative NOW im nationalen Rahmen verlangt 

neue Formen der Projektkoordination, bei 

denen die vom BIBB wahrgenommene Auf­

gabe der fachlichen Koordination im Vorder­

grund steht. Diese Aufgabe beinhaltet die 

Mitwirkung an der Erstellung eines Antrages 

für einen Globalzuschuß aus den Mitteln der 

Strukturfonds, in dem über die Festlegungen 

durch das Programm hinaus die Förderziele 

präzisiert werden, sowie die fachliche Beur­

teilung der eingehenden Projektanträge, die 

Koordinierung, Betreuung und Evaluierung 

der Projekte, die Hilfestellung bei der Suche 

nach transnationalen Partnern und die Be­

gleitung der transnationalen Partnerschaften. 

Die Absicherung der transnationalen Part­

nerschaften war Hauptthema des Workshops 

der nationalen Koordinatoren der Initiative 

NOW, angeregt durch die zuständigen Bun­

desministerien. Die fast vollständige Anwe­

senheit der Vertreterinnen aus den EG-Län­

dern (nicht vertreten waren Dänemark, Lu­

xemburg und der Wallonische Teil Belgiens) 

der programmverantwortlichen Arbeitsgrup­

pe der EG-Komrnission und des Bundesmi­

nisteriums für Arbeit und Sozialordnung ist 

ein Hinweis auf die Bedeutung, die alle Be­

teiligten der transnationalen Zusammenar­

beit beimessen. 

Die Berichte über den Stand der Arbeiten im 

Rahmen der Initiative NOW machten auch 

die unterschiedliche Schwerpunktsetzung in 

den Ländern der EG deutlich. Während es in 

der Bundesrepublik vor allem darum geht, 

durch Qualifizierung eine Anpassung an die 

derzeitigen Berufsanforderungen zu errei­

chen, um so die Wettbewerbsfähigkeit der 

Iangzeitarbeitslosen Frauen und Berufsrück­

kehrerinnen auf dem Arbeitsmarkt zu erhö­

hen, werden vor allem in den südlichen Län­

dern Europas Maßnahmen durchgeführt, die 

den Frauen eine berufliche Basisqualifika­

tion vermitteln sollen, oder die ihnen, und 

dies trifft insbesondere für die ländlichen 

Regionen zu , die notwendigen Qualifikatio­

nen vermitteln, um eine Kooperative zu 

gründen. 

Aufgabe der nationalen Koordinatoren auf 

dieser Tagung war es, für die Projektpartner­

schaften gemeinsame, inhaltlich-konzeptio­

nelle Ansätze festzustellen und die Partner­

schaften abzusichern. Dies geschah im Rah­

men von kleinen, ständig wechselnden Ar­

beitsgruppen, die es den Teilnehmern er­

möglichten, das inhaltliche Spektrum der 

Projekte des jeweils anderen EG-Landes 

kennenzulernen. 

Die unterschiedliche Problemlage der Frau­

en auf dem Arbeitsmarkt in den alten und 

neuen Ländern der Bundesrepublik Deutsch­

land wurde zu Beginn der Tagung in zwei 

Referaten dargestellt und durch Besuche in 

zwei Qualifizierungsprojekten in den ehema­

ligen Ost- und Westteilen Berlins vertieft. In 

den Diskussionen mit den Projektarbeitern 

wurden vor allem die Qualifizierungskon­

zepte in den Projekten und die unterschiedli­

chen staatlichen Stützungsstrukturen in den 

EG-Ländern diskutiert. 

In einer Plenumsdiskussion zum Abschluß 

des Workshops wurden die Arbeitsschritte 
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für eine weitere Zusammenarbeit bei der 

Koordination festgelegt. Dabei soll ein ein­

heitlicher Fragebogen zur transnationalen 

Zusammenarbeit diskutiert werden , über die 

von der Kommission einberufenen Koordina­

torentreffen hinaus weitere Arbeitstreffen der 

nationalen Koordinationsstellen durchzu­

führen . 

Anmerkung 

1 Die fonf Zielbereiche richten sich zum einen auf die 
Regionen und Gebiete mit Entwicklungsschwierigkeiten 
und zum anderen auf Personengruppen, deren Eingliede­
rung in den Arbeitsmarkt Schwierigkeiten bereitet. In der 
Initiative NOW sind dies Iangzeitarbeitslose Frauen sowie 
Frauen , die nach längerer Abwesenheit wieder auf den 
Arbeitsmarkt zurückkehren möchten, und junge Frauen 
unter 25 Jahren, die schwer in den Arbeitsmarkt einzu­

gliedern sind. 

Koordinatoren der 
Gemeinschaftsinitiative 
EUROFORM trafen sich 
im BIBB 

Jochen Reuling 

Die Gemeinschaftsinitiative EURO­
FORM soll neue berufliche Qualifi­
kationen und neue, aus den Bedin­
gungen des Binnenmarktes hervor­
gehende Beschäftigungsmöglich­
keiten fördern helfen. 

Im einzelnen gehören dazu 

• die Förderung der Entwicklung von Re­

gionen mit Entwicklungsrückstand; 

• die Umstellung von Regionen, die von 

rückläufiger Entwicklung betroffen sind; 

• die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosig­

keit; 

• die Förderung der Eingliederung von Ju­

gendlichen in das Berufsleben; 

• die schnelle und strukturelle Anpassung 

der Agrarregionen und die Entwicklungsfor­

derung für den ländlichen Raum. 

Ein wesentlicher, neuer Aspekt ist die Insti­

tutionalisierung transnationaler Partner­

schaften im Rähmen von , durch den Struk­

turfonds geforderten Berufsbildungsmaßnah­

men sowie eine ausgeprägte Zusammenar­

beit zwischen entwickelten und unterent­

wickelten Regionen Europas. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung als na­

tionale Koordinierungsstelle der Gemein­

schaftsinitiative EUROFORM veranstaltete 

auf Anregung des Bundesministers für Arbeit 

und Sozialordnung und des Bundesministers 

für Bildung und Wissenschaft am 16. und 

17. Dezember 1991 in Berlin einen Work­

shop, zu dem es die nationalen Koordina­

toren aus den verschiedenen Mitgliedsstaaten 

eingeladen hatte. Ziel dieses Workshops war, 

einen Überblick über die transnationalen 

Partnerschaften der Projektgruppen zu erhal­

ten, die einen Antrag auf Förderung aus dem 

Strukturfonds gestellt hatten, sowie neue 

Partnerschaften zu vermitteln . 

Als Ergebnis des Workshop zeigte sich: 

• Die meisten Projektgruppen hatten be­

reits transnationale Partnerschaften auf­

gebaut und erste gemeinsame Arbeitsschritte 

geplant. Diese Partnerschaften sind ent­

weder bilateral strukturiert, also zwischen 

beispielsweise einer deutschen Projekt­

gruppe mit einem Partner einer sogenannten 

"Ziel-I-Region" wie Griechenland, Irland, 

Nord-Irland, Portugal sowie bestimmte 

Regionen in Italien und Spanien. Häufiger 

noch sind multilaterale Partnerprojekte 

geplant, also zwischen Partnern aus ver­

schiedenen entwickelten Regionen mit einem 

oder mehreren Partnern aus den "Ziel-I­

Regionen". 

• In einer Reihe von Fällen konnten die 

Koordinatoren helfen, neue Partnerschaften 

zu vermitteln. 

• Schließlich zeigte sich aber auch, daß ei­

nige angestrebte Partnerprojekte institutio­

nell auf schwachen Füßen zu stehen schei­

nen , so daß gemeinsam nach Alternativen 

gesucht wurde. 
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Wie stabil und wie produktiv diese Partner­

schaften aus den verschiedenen Mitglieds­

staaten sein werden, wird sich erst im Pro­

jektverlauf und an den Ergebnissen zeigen. 

Die gemeinsame Entwicklung und Durch­

führung von innovativen Maßnahmen zur be­

ruflichen Qualifizierung stellen hohe Anfor­

derungen an alle Beteiligten. Denn zum ei­

nen müssen sie angesichts unterschiedlicher 

Bildungssysteme, Verwaltungsstrukturen, 

Bildungstraditionen und auch eigener Ent­

wicklungs"philosophien" einen gemeinsa­

men Nenner für ihre Projektarbeit finden . 

Zum anderen ist es notwendig, genau diese 

Unterschiede zu beachten, um zu transnatio­

nal übertragbaren Lösungen und Ergebnis­

sen zu kommen. Die nationalen Koordinie­

rungsstellen werden gemeinsam diese Pro­

zesse begleiten und evaluieren. Dabei lassen 

sich Synergien mit den anderen vom Bundes­

institut für Berufsbildung betreuten europäi­

schen Berufsbildungsprogrammen wie PE­

TRA, FORCE, EUROTECNET, IRIS und 

NOW herstellen. 

BIBB-Koordinierungsstelle 
EUROTECNET 

Christel Alt 

Veranstaltet von EUROTECNET bzw. 

- dem Bildungswerk der Sächsi­

schen Wirtschaft e. V. und bfz -

den Berufliche(n) Fortbildungszen­
tren der Bayerischen Arbeitgeber­
verbände e. V. fand am 23. Januar 

1992 der Kongreß "Weiterbildung 
- Mittel zum Erfolg der Unterneh­
men in den neuen Bundesländern" 
mit rund 170 Teilnehmern statt. 

In den Einführungsvorträgen ging es um die 

wirtschaftlichen, beschäftigungs- und ar­

beitsmarktpolitischen Herausforderungen in 



den neuen Bundesländern und die Schlüssel­

rolle der Aus- und vor allem der Weiterbil­

dung zur Bewältigung des Strukturwandels 

in der Region. Gefordert wurde die Koopera­

tion aller in der Region an beruflicher Wei­

terbildung Beteiligten und mehr Transparenz 

in der Weiterbildungslandschaft Die Ent­

wicklung in den neuen Ländern wurde ge­

spiegelt und bezogen auch auf die Weiterbil­

dung für Europa. Als Qualifikationen für 

Europa wurden neben der unerläßlichen 

Sprachkompetenz die berufliche Flexibilität 

und vor allem die Schlüsselqualifikationen 

beschrieben. Berufliche Handlungskompe­

tenz für qualifizierte Facharbeit wurde als 

Wettbewerbsfaktor für Arbeitskräfte und Un­

ternehmen gewertet. Die Transparenz der 

Qualifikationsprofile und Qualifizierungsan­

gebote muß im europäischen Kontext verbes­

sert werden. Die Überlegungen zur Schaf­

fung eines Europäischen Berufsbildungspas­

ses wurden als pragmatischer Ansatz für die 

·Förderung von Transparenz diskutiert. 

In vier parallelen Arbeitsgruppen wurden die 

vorgetragenen Fragen vertieft. Es ging um 

folgende Themenkreise: 

1. Bildungsmarketing: Wie kommen Bil­

dungsträger und Unternehmen zusammen? 

2. Neue Methoden der betrieblichen Weiter­

bildung. 

3. Personalplanung in der Umbruchphase der 

Wirtschaft in den neuen Bundesländern. 

4. Weiterbildung im europäischen Kontext. 

Die Veranstalter haben die Herausgabe eines 

Tagungsberichts mit den Referaten und Dis­

kussionsergebnissen vorgesehen. 

· Nachrichten 
KdBerichte 

Ausbildungsvergütungen 
1991 in den alten Bundes­
ländern 

Ursula Beicht 

1991 stiegen die tariflichen Ausbil­
dungsvergütungen in den alten 
Bundesländern um 11,7 Prozent 
auf durchschnittlich 838 DM pro 
Monat an. Dies war die stärkste 
Vergütungserhöhung in den letz­
ten 15 Jahren. 1 Selbst die hohe 
Steigerungsrate in 1990, die mit 
8,1 Prozent im Vergleich zu den 
achtziger Jahren bereits ein her­
ausragendes Ergebnis darstellte, 
wurde noch erheblich übertroffen. 

Die Ausbildungsvergütungen entwickelten 

sich 1991 auch mit Abstand günstiger als die 

Tariflöhne und -gehälter, die um durch­

schnittlich 6,5 Prozent zunahmen. Eine we­

sentliche Ursache für den verstärkten An­

stieg der Ausbildungsvergütungen ist in dem 

sich immer deutlicher abzeichnenden Auszu­

bildendenmangel in den westlichen Bundes­

ländern zu sehen. In vielen Branchen wird 

versucht, die Attraktivität einer betrieblichen 

Berufsausbildung unter anderem auch durch 

verbesserte Vergütungszahlungen zu er­

höhen. 

Zu diesen Ergebnissen führte die neueste 

Auswertung tariflicher Ausbildungsvergü­

tungen, die im Bundesinstitut für Berufsbil­

dung seit 1976 regelmäßig zum Stand 1. Ok­

tober erfolgt. Die Grundlage bilden dabei je­

weils die Tarifvereinbarungen zu den Ausbil­

dungsvergütungen aus über 450 Tarifberei­

chen der alten Bundesländer. Mittels einer 

Zuordnung von Ausbildungsberufen zu Ta­

rifbereichen werden derzeit die durchschnitt­

lichen Ausbildungsvergütungen für 211 Beru­

fe berechnet. Einbezogen sind nur Berufe 

mit einer Besetzungszahl von mindestens 250 

Auszubildenden. Insgesamt entfallen auf die 

erfaßten Berufe 93 Prozent aller Ausbil­

dungsverhältnisse in Westdeutschland . 

Die in Abbildung 1 (s. S. 36) ausgewiesenen 

Vergütungsdurchschnitte der Jahre 1976 bis 

1991 schließen nur die tariflich festgelegten 

Grundbeträge ein. In knapp 15 Prozent der 

Tarifverträge sind darüber hinaus erhöhte 

Vergütungen für Auszubildende ab einem be­

stimmten Lebensalter, meist ab 18 Jahren, 

vorgesehen. Werden diese altersabhängigen 

Zuschläge mü berücksichtigt, so liegt 

der Vergütungsdurchschnitt 1991 noch um 

sieben DM höher, also bei 845 DM (s. Ab­

bildung 2, S. 37) . Die im folgenden genann­

ten Vergütungswerte beziehen die "Alterszu­

schläge", sofern solche tariflich vereinbart 

sind, jeweils ein, da die meisten Auszubil­

denden inzwischen 18 Jahre oder älter sind. 

Den "Spitzenverdienst" erreichten 1991 die 

Auszubildenden im Gerüstbaugewerbe; in 

dem im Jahr zuvor neu geschaffenen Ausbil­

dungsberuf Gerüstbauer I -in konnten Ju­

gendliche ab 18 Jahren mit durchschnittlich 

1 591 DM pro Monat rechnen. Auch die 

Ausbildungsvergütungen der künftigen Bin­

nenschiffer I -innen waren mit durchschnitt­

lich 1 538 DM sehr hoch. Im Bauhauptge­

werbe wurden ebenfalls vergleichsweise ho­

he Vergütungen gezahlt; die angehenden 

Maurer, Zimmerer, Straßenbauer, · Stukka­

teure / -innen, Fliesen-, Platten- und Mosaik­

leger I -innen kamen durchschnittlich auf 
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einen Betrag von I 322 DM pro Monat. Aus­

bildungsvergütungen über 1 000 DM gab es 

darüber hinaus beispielsweise in den Berufen 

Versicherungskaufmann I-frau (1 240 DM), 

Bergmechaniker (I 168 DM) und Bankkauf­

mann / -frau (1 Oll DM) . 

Die mit Abstand geringsten Vergütungen er­

hielten - wie in den Vorjahren - auch 1991 

die Auszubildenden im Schneiderhandwerk: 

Für die Herrenschneider I -innen lag der 

Durchschnitt bei 260 DM, für die Damen­

schneider I -innen bei 281 DM pro Monat. 

Relativ niedrig waren auch die Ausbildungs­

vergütungen im Friseurhandwerk mit durch­

schnittlich 506 DM. 

Bei den berufsspezifischen 

Vergütungsbeträgen ist zu beachten, daß es 

sich in zweifacher Hinsicht um Durch­

schnittswerte handelt. Zum einen gibt es für 

den einzelnen Beruf aufgrund des bestehen­

den Tarifsystems in der Regel keine einheitli­

che Ausbildungsvergütung. In der Bundesre­

publik existiert eine Vielzahl von Tarifverträ­

gen mit begrenzten fachlichen und regiona­

len Geltungsbereichen und voneinander ab­

weichenden Vergütungsregelungen, weshalb 

die in einem bestimmten Beruf zu zahlenden 

Vergütungsbeträge meist mehr oder weniger 

stark nach Branchen und Regionen differie­

ren. Zum anderen sind nach § 10 Berufsbil­

dungsgesetz von Lehrjahr zu Lehrjahr an­

steigende Ausbildungsvergütungen vorge­

schrieben und dementsprechend in den Tarif­

verträgen jeweils unterschiedliche Vergü­

tungssätze für die einzelnen Ausbildungsjah­

re festgelegt. 

Werden die berufsspezifischen Ausbildungs­

vergütungen nach Ausbildungsjahren diffe­

renziert, so ergibt sich folgendes Bild: Im er­

sten Ausbildungsjahr reichte 1991 die Spanne 

von 240 DM in den Berufen Damenschnei­

der I -in und Herrenschneider I -in bis 1 350 

DM im Beruf Gerüstbauer I -in. Im zweiten 

Lehrjahr betrugen die Vergütungen zwischen 

255 DM (Herrenschneider I -in) und 1 832 DM 

Abbildung 1: Entwicklung der durchschnittlichen Ausbildungsvergütungen 

von 1976 bis 1991 

Monatliche Beträge I Steigerung gegenüber dem Vorjahr 
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( Gerüstbauer I -in). Im dritten Jahr bewegten 

sie sich zwischen 285 DM (Herrenschnei­

der / -in) und 1 730 DM (Binnenschiffer I -in), 

im vierten Jahr zwischen 660 (Feinmechani­

ker) und 1 383 DM (Bergmechaniker) . Beim 

dritten und vierten Ausbildungsjahr ist zu be­

rücksichtigen, daß hier nur die Berufe mit 

einer drei- bzw. dreieinhalbjährigen Ausbil­

dungsdauer einbezogen sind . 

In den meisten Berufen waren die Ausbil­

dungsvergütungen allerdings von den o. g. 

Extremwerten relativ weit entfernt. Im ersten 

Ausbildungsjahr waren die Vergütungen 1991 

schwerpunktmäßig im Bereich von 500 DM 

bis 899 DM angesiedelt; an 87 Prozent der 

Auszubildenden im ersten Jahr wurden Be­

träge in dieser Größenordnung gezahlt. Im 

zweiten Lehrjahr erreichten die Vergütungen 

meist eine Höhe von 600 DM bis 999 DM 

(82 Prozent der Auszubildenden), im dritten 

Jahr von 700 DM bis 990 DM (82 Prozent) 

und im vierten Jahr von 800 DM bis 1 099 

DM (89 Prozent). Bemerkenswert ist, daß 

viele Auszubildende selbst im dritten oder 

vierten Ausbildungsjahr nicht die Vergü­

tungsbeträge erzielen wie andere bereits zu 

Beginn der Ausbildung. 
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Abbildung 2: Durchschnittliche Ausbildungsvergütungen pro Monat insgesamt und 

nach Ausbildungsbereichen 1991 

Gesamtdurchschnitte 

nur Grundbeträge 

mit altersabhängigen 
erhöhten Vergütungen 

Ausbildungsbereiche * 

Industrie und Handel 
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Landwirtschaft 
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Handwerk 

Hauswirtschaft 

300 400 500 600 700 800 900 DM 

Basis: Tarifliche Grundbeträge sowie altersabhängige erhöhte Vergütungen 

BIBB 

Insgesamt erhielten 92 Prozent der Auszubil­

denden im Jahr 1991 Beträge zwischen 500 

DM und 1 099 DM. Für fünf Prozent der 

Auszubildenden lagen die Vergütungen bei 

1 100 DM und mehr, für drei Prozent dage­

gen bei weniger als 500 DM. Die durch­

schnittliche Vergütung betrug im Ausbil­

dungsjahr 731 DM , im zweiten 840 DM, im 

dritten 947 DM und im vierten 982 DM. 

Bei Betrachtung der Ausbildungsvergütun­

gen in den einzelnen Ausbildungsbereichen 

sind erhebliche Unterschiede im Vergütungs­

niveau festzustellen (s. Abbildung 2). Die 

höchsten Beträge wurden 1991 - ebenso wie 

in den vorangegangenen Jahren - in der In­

dustrie und im Handel mit durchschnittlich 

935 DM pro Monat gezahlt. Die Hauswirt­

schaft wies mit durchschnittlich 702 DM 

wieder den niedrigsten Vergütungsdurch­

schnitt auf; sie hat jedoch mit einem Auszu­

bildendenanteil von knapp einem Prozent nur 

eine geringe quantitative Bedeutung. Im 

Handwerk - nach der Industrie und dem 

Handel der zweitgrößte Ausbildungsbereich 

- war der Durchschnitt mit 716 DM eben­

falls relativ niedrig. 

Für die neuen Bundesländer ist eine entspre­

chende Auswertung der tariflichen Ausbil­

dungsvergütungen in 1991 aufgrund fehlen­

der statistischer Daten noch nicht möglich 

gewesen. Bereits seit Mitte letzten Jahres 

sind die Ausbildungsvergütungen in Ost­

deutschland größtenteils tarifvertraglich ge­

regelt. 2 Dabei bildete sich, ebenso wie in 

den westlichen Bundesländern, eine sehr 

starke Differenzierung heraus. Zum Stand 

1. Oktober 1991 erreichte das Vergütungs­

niveau in den meisten Tarifbereichen der 

neuen Bundesländer zwischen 50 und 65 

Prozent der vergleichbaren Ausbildungsver­

gütungen im Westen. 

Anmerkungen 

1 Vgl. Beicht, U; Holzschuh, ]. : Die Ausbildungsvergü­

tungen in der Bundesrepublik Deutschland- Zeitreihen­

untersuchung auf der Grundlage tariflicher 11!rgütungen 

von 1976 bis 1988. Hrsg.: Bundesinstitut für Berufsbil­
dung. Berlin und Bonn 1990 (Berichte zur beruflichen Bil­

dung, Heft 122) 
2 Vgl. Beicht, U; Berger, K.: Ausbildungsvergütungen: 

Große 11!ränderungen bei den Lehrlingsentgelten. In: Be­
rufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 21 (1991) Sonder­

heft, S. 36-38 

Klaus Krüger - zum 
erfolgreichen Wirken eines 
internationalen Berufs­
pädagogen 

Hermann Schmidt 

Im Oktober erfuhr die internationale Berufs­

bildungsgemeinde, daß einer ihrer herausra­

genden Vertreter, Klaus Krüger, Oberstu­

diendirektor und Diplomingenieur, Direktor 

des German Singapore Institute in zweifa­

cher Weise für seine weltweit bekannt ge­

wordene berufspädagogische Arbeit in Sin­

gapur geehrt worden ist. Der Ministerpräsi­

dent Singapurs verlieh Klaus Krüger den Sin­

gapore Public Service Star für seine Ver­

dienste um die Berufsbildung des Landes. 

Zugleich zeichnete der Verband Deutscher 

Maschinen- und Anlagenbau das German 

Singapore Institute, ein Joint Venture der Re­

gierung von Singapur und der Deutschen Ge­

sellschaft für Technische Zusammenarbeit, 

unter ausdrücklicher Würdigung seines 

Gründers und Leiters, Klaus Krüger, mit 

dem Preis des Deutschen Maschinenbaus 

1991 aus. 

Klaus Krüger erhält diese Ehrung zu recht. 

Er war in Deutschland und ist in der interna­

tionalen Berufsbildungsszene als Diplomin­

genieur und Berufspädagoge eine Ausnah­

meerscheinung, der Prototyp des modernen 

"Qualifizierungsunternehmers", ein dynami­

scher Kopf, ideenreich und mitreißend. 

Er kommt aus dem für die deutsche Berufs­

pädagogik besonders fruchtbaren Stall von 

Günther Wiemann aus Niedersachsen. In 

den sechziger und Siebziger Jahren konnte 

Klaus Krüger unter der Ägide exzellenter 

Lehrmeister wie Ernst Neumann (Betrieb) 

und Günther Wiemann (Schule) in einer sehr 

günstigen Konstellation für die Erprobung 

neuer Ansätze der dualen Berufsausbildung 

die theoretischen Grundlagen einer moder­

nen, handlungsorientierten Berufsbildung 
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"einatmen" und ihre konkreten Ausprägun­

gen in innovativen, didaktisch-methodischen 

und organisatorischen Modellen selbst ge­

stalten. Seine Berufspädagogik lebte bereits 

in den Kategorien der von Günther Wiemann 

favorisierten "Produktionsschule", als ich 

ihn zu Beginn der 70er Jahre in Salzgitter 

kennenlernte. Als Vertreter des Bundesmini­

steriums für Bildung und Wissenschaft för­

derte ich einen vom damaligen Bundesinsti­

tut für Berufsbildungsforschung zusammen 

mit Ernst Neumann, Günther Wiemann und 

Klaus Krüger entwickelten Modellversuch 

eines Berufsgrundbildungsjahres in der Form 

des projektorientierten Handlungsmodells in 

Salzgitter. Die Philosophie dieses Salzgitter­

Teams, dem Klaus Pampus vom damaligen 

Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 

ein kongenialer Partner war, gipfelte in der 

These, daß die günstigste Ausgangssituation 

für kreative Lernprozesse dort geschaffen 

wird , wo sich ein Team von Lernenden mit 

ganz konkreten und als nützlich angesehenen 

Arbeitsaufgaben auseinandersetzen muß. 

Klaus Krüger hat die in den siebziger Jahren 

in Salzgitter erworbenen wichtigen Erfah­

rungen mitgenommen, als er 1981 Direktor 

des neugegründeten German Singapore Insti­

tute wurde. Als ich 1991 die Gelegenheit hat­

te, die mir aus der Literatur und zahlreichen 

Gesprächen mit begeisterten ausländischen 

Kollegen bekannte Ausbildungseinrichtung 

in Singapur zu besuchen, war ich von der 

Einmaligkeit der Gesamtanlage (Japaner, 

Franzosen, Singapurer und Deutsche mit je 

eigenen Ausbildungsinstituten in einer ko­

operativen Lernlandschaft) und der pädago­

gischen Konzeption (Teams von lernenden 

Ingenieuren, Technikern und Facharbeitern 

erarbeiten intelligente technische Problemlö­

sungen für die Industrie Singapurs) außeror­

dentlich beeindruckt. Überraschend ist , daß 

dieses eminent erfolgreiche Qualifizierungs­

modell des German Singapore Institute trotz 

zahlreicher internationaler Besucher bis heu­

te nicht nachgeahmt worden ist. Eine Er­

klärung hierfür könnte sein, daß die Zahl 

der "Qualifizierungsunternehmer", wie 

Klaus Krüger einen darstellt, ausgesprochen 

gering ist. 

Es wäre ein Glücksfall für die sich ent­

wickelnde europäische Berufsbildung, wenn 

Klaus Krüger in absehbarer Zeit aus Asien 

zurückkehrte und - ein Sponsor müßte sich 

finden - den Umgestaltungsprozeß der 

osteuropäischen Berufsbildungssysteme durch 

den Aufbau eines dem German Singapore In­

stitute vergleichbaren Qualifizierungslabora­

toriums fördern und befruchten könnte. 

Zu den verdienten Ehrungen beglückwün­

schen wir Klaus Krüger. 

Osnabrücker Workshop 
zur Berufs-Begabungs­
forschung 

Rudolf Manstetten 
Thomas Bals 

Mit Unterstützung des Bundesmi­
nisters für Bildung und Wissen­
schaft (BMBW) fand am 22. und 23. 
November 1991 in Osnabrück unter 
Beteiligung von Begabungsexper­
ten aus den neuen und alten Bun­
desländern sowie Vertretern des 
BMBW und des Bundesinstituts für 
Berufsbildung ein "Workshop zur 
Ermittlung von Fragestellungen 
zur Erforschung des Handlungsfel­
des Begabung und Beruf" statt. In­
itiiert und durchgeführt wurde die 
Veranstaltung von den an der Uni­
versität Osnabrück lehrenden Be­
rufspädagogen Rudolf Manstetten 
und Thomas Bals. 

Hintergrund dieser Initiative ist die traditio­

nelle Benachteiligung der Auszubildenden 

im Berufsbildungssystem, obwohl gerade 

dessen Attraktivitätssteigerung angesichts 
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des häufig beklagten Fachkräftemangels in 

vielen Branchen derzeit besonders dringlich 

erscheint. Während nämlich der Staat her­

vorragende Gymnasiasten und Studenten 

über Begabtenförderungswerke wie die Stu­

dienstiftung des deutschen Volkes e. V. und 

die Stiftung von Parteien, Kirchen und Ge­

werkschaften sowie verschiedene Schüler­

wettbewerbe und -olympiaden mit zuletzt 

jährlich HO Millionen DM unterstützte, gin­

gen die Auszubildenden bislang fast leer aus. 

Daß es auch im beruflichen Bereich, sei es 

im Friseursalon, im Einzelhandelsgeschäft 

oder im Produktionsbetrieb, besonders fähi­

ge Auszubildende und junge Spitzenkräfte 

gibt, ist ebenfalls keine neue Tatsache. Unge­

wöhnlich ist es bisher allerdings, in diesem 

Zusammenhang von "Begabten" zu spre­

chen und vor allem, diese Personenaufgrund 

ihrer beruflichen Leistung mit staatlicher 

Unterstützung gezielt zu fördern und wissen­

schaftlich zu erforschen. 

Auf politischer Ebene hat hier inzwischen, 

wie das seit August 1991 laufende BMBW­

Programm belegt, ein Umdenken begonnen. 

Mit der Osnabrücker Expertentagung soll 

die noch völlig in den Anfängen steckende 

Forschung zum Thema "berufliche Bega­

bung" konzipiert werden. 

Ziel dieser berufs- und wirtschaftspädagogi­

schen Veranstaltung war es, unter Beteili­

gung von Pädagogen, Psychologen und So­

ziologen zu klären , inwieweit nachbarwis­

senschaftliche Disziplinen dazu beitragen 

können, ein Berufsbegabungskonzept zu ent­

wickeln , Kriterien der Identifikation von be­

sonders Begabten zu gewinnen und konkrete 

Möglichkeiten der Begabtenförderung in der 

Berufsbildung zu erforschen. Die Ergebnisse 

sollen der künftigen praktischen Begabten­

förderung wie auch der systematischen Bega­

bungsforschung in der Berufsbildung dienen. 

Die Beiträge und Ergebnisse des Workshops 

werden in Kürze als Buch veröffentlicht. An­

gesichts der Resonanz und der Anfragen im 



Vorfeld dieser Expertentagung sind für 1992 

weitere Veranstaltungen geplant, die sich 

z. T. über den wissenschaftlichen Raum hin­

aus auch an die interessierte Fachöffentlich­

keit in Kammern, beruflichen Schulen usw. 

richten sollen. 

Weiterführende Informationen erteilen Prof. 

Dr. Rudolf Manstetten und Dr. Thomas 

Bals, Universität Osnabrück, Berufs- und 

Wirtschaftspädagogik, Albrechtstraße 28, 

W-4500 Osnabrück. 

Ausbildungsförderung: 
BIBB erprobt Seminar über 
"Lernen in heterogenen 
Gruppen - Kooperation in 
der Ausbildung" 

Sabine Kamp-Decruppe 

ln vielen Betrieben sind die Jahr­
gänge der Auszubildenden nicht 
mehr so gleichmäßig zusammen­
gesetzt, wie es noch vor einigen 
Jahren der Fall war. Betriebliche 
Ausbilderl-innen haben immer 
häufiger mit Gruppen zu tun, die 
ein unterschiedliches Vorbildungs­
niveau aufweisen, die aber auch 
durch sehr verschiedene biographi­
sche Merkmale charakterisiert 
sind. 

In der Ausbildung ist daher ein Vorgehen er­

forderlich, das auf diese Unterschiede Rück­

sicht nimmt, so daß jede/ r Auszubildende im 

Bereich der persönlichen Möglichkeiten zu ei­

nem für alle fruchtbaren Lemprozeß beitragen 

kann. Deshalb müssen differenzierende For­

men der Lerngestaltung ermöglicht werden. 

Im Bundesinstitut für Berufsbildung wird 

derzeit im Rahmen der Ausbilderförderung 

an der Konzeption eines Seminars gearbeitet, 

mit dem Möglichkeiten aufgezeigt werden 

sollen, wie Lernwege auf unterschiedliche 

Art und Weise gestaltet werden können und 

wie man sich durch Kooperation gegenseitig 

im Ausbildungsverhalten und beim Auspro­

bieren neuer Methoden unterstützen kann . 

Die Rolle der Ausbilder als Berater von Aus­

zubildenden, als Initiatoren und Moderato­

ren von Lern- und Gruppenprozessen, als 

Gestalter von Ausbildung gewinnt dabei an 

Bedeutung. 

Inhalte und Ziele der Seminare 

Das Seminar "Lernen in heterogenen Grup­

pen - Kooperation in der Ausbildung" gibt 

den Teilnehmern die Möglichkeit , verschie­

dene Vorgehensweisen kennenzulernen, an 

sich selbst zu erfahren und einzuschätzen. 

Die Seminarinhalte werden während der 

Durchführung unterschiedlich bearbeitet. 

Methodisch werden verschiedene Formen 

von Gruppenarbeit angeboten, die damit 

selbst erfahrbar, machbar werden. Nach der 

Erarbeitung verschiedener Inhalte wird je­

weils die Methode reflektiert und gleichzei­

tig Bezug genommen auf Anwendungsmög­

lichkeiten in der betrieblichen Ausbildung. 

Inhaltlich sind Schwerpunktsetzungen wie 

Grundlagen des Lernens, Gruppenarbeit und 

ihre Voraussetzungen, Kommunikation und 

Kooperation möglich. 

Zu letzterem können Möglichkeiten und For­

men erarbeitet werden, die dann im Berufs­

alltag weiterverfolgt werden. Dabei sollen 

auch scheinbar unveränderliche Rahmenbe­

dingungen und Traditionen hinterfragt 

werden. 

Erprobung zweier Pilotseminare 

Auf dieser Grundlage hat das Bundesinstitut 

zwei Pilotseminare konzipiert und Ende 1991 

• ein organisationsspezifisches Seminar mit 

dem Schwerpunkt innerbetriebliche Koope­

ration in einem Berliner Betrieb sowie 

• ein überbetriebliches offenes Seminar in 

Kooperation mit einer westdeutschen Firma 

erprobt. 

Die rege Teilnahme und der Wunsch der 

Teilnehmer in beiden Seminaren nach einer 

Verlängerung des zweitägigen Programms 

unterstreichen den Bedarf nach derartigen 

Konzepten. Den Teilnehmern - Ausbilder 

und Ausbilderinnen sowie Lehrkräfte in der 

Weiterbildung, Sozialpädagogen und Ausbil­

dungsleiter aus dem gesamten Bundesgebiet 

- wurde ein breiter und intensiver Einstieg 

in verschiedene Methoden der Gruppenar­

beit sowie Möglichkeiten zur selbständigen 

kooperativen Weiterarbeit geboten. 

Beide Seminare waren gerade auch in ihrer 

unterschiedlichen Schwerpunktsetzung er­

folgreich. Auch wenn von Teilnehmerseite 

der Wunsch nach fertigen Lösungen geäußert 

wurde und die Reflexion von Methoden noch 

einiger Unterstützung bedarf, so nahmen die 

Teilnehmer doch Erfahrungen mit, die sie 

nach eigenem Bekunden teilweise sofort um­

setzen wollten. 

Neuerscheinungen 
des BIBB 

Günter Schaub 

Betriebliche Rekrutierungsstrategien und 
Selektionsmechanismen für die Ausbildung 
und Beschäftigung junger Ausländer. 
Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 135, 

Berlin 1991, 232 Seiten, 25,- DM , ISBN 

3-88555-459-3 

Helena Podeszfa, Margitta Klähn , Brigitte 

Melms 

Man tut sich schwer, bis man wieder im 
Tritt ist. Betriebliche Umschulung mit an­
erkanntem Abschluß - Maßnahmen und 
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Kooperationsformen zur Minderung von 

Problemen. 

Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 136, 

Berlin 1992, 155 Seiten, 19,- DM, ISBN 

3-88555-460-7 

Hans-Christian Steinborn, Ingeborg Weiln­

böck-Buck (Hrsg.) 

Ausbilder in der Industrie. Veränderte 

Rahmenbedingungen, neue Ziele, neue 

Ansprüche. 

Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 139, 

Berlin 1992, 287 Seiten, 25,- DM , ISBN 

3-88555-464-X 

Richard von Bardeleben, Ursula Beicht, Rita 

Stockmann 

Kosten und Nutzen der betrieblichen Be­

rufsausbildung - Forschungsstand, Kon­

zeption, Erhebungsinstrumentarium. 

Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 140, 

Berlin 1991, 212 Seiten, 19,- DM, ISBN 

3-88555-465-8 

Bundesinstitut fOr Berufsbildung • 
Annemarie Chehade 

Begleitender Unterricht in 
berufsbildenden Fernlehrgängen 

Eine Auswertung von Gutachten 

----

Fernunterricht 
Hell 20 

i 

' 

Hans-Dieter Höpfner 

Entwicklung selbständigen Handeins in 

der beruflichen Aus- und Weiterbildung. 

Ein auf der Theorie der Handlungsregula­

tion begründetes didaktisches Modell. 

Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 142, 

Berlin 1991, 113 Seiten, 15,- DM , ISBN 

3-88555-473-9 

Helmut Pütz 

Weichenstellung für das Leben. Forde­

rung der Berufsausbildung von benachtei­

ligten Jugendlichen - Positionen, Sozial­

recht, Prüfungen, Computer. 

Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 144, 

Berlin 1992, 182 Seiten, 19,- DM, ISBN 

3-88555-477-1 

Rainer Vock 

Einrichtungen zur Externenprüfung. Eine 

empirische Untersuchung der Durchfüh­

rer von Lehrgängen und Kursen zum 

Nachholen des Berufsabschlusses. 

Annemarie Chehade 

BEGLEITENDER UNTERRICHT IN 
BERUFSBILDENDEN FERNLEHRGÄNGEN 

EtNE AUSWERTUNG VON GUTAC HTEN 

INfORMATIONEN ZUM BERUfLICHEN FERNUNTERRICHT, 

HEFT 20 
Berl in 1991, 75 Seiten, 12,-DM. 
ISBN 3-88555-436-4 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung -K3/Vertrieb 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Be.rhn 31 
Telefon: 86 83-5 20/5 16 
Telefax: 86 83-4 55 

40 BWP 21/1992/2 • Nachrichten 

Materialien und statistische Analysen zur be­

ruflichen Bildung, Heft 90, Berlin 1991, 135 

Seiten, 12,- DM , ISBN 3-88555-474-7 

Karlheinz Sonntag, Dieter Heun 

Anforderungsgerechte Qualifizierung in 

der Berufsausbildung unter besonderer 

Berücksichtigung der Steuerungstechnik 

- Endbericht 

Modellversuche zur beruflichen Bildung, 

Heft 27, Berlin 1992, 236 Seiten, 25,- DM, 

ISBN 3-88555-467-4 

Hannelore Paulini 

Qualifizierung von nebenberuflichen Aus­

bildern. Berichte und Ergebnisse aus Mo­

dellversuchen. 

Modellversuche zur beruflichen Bildung, 

Heft 28, Berlin 1992, 130 Seiten, 15,- DM, 

ISBN 3-88555-476-3 

Berufsbildender Fernunterricht wird zunehmend 
für Weiterbildung genutzt Er wird jedoch häufig 
mit Präsenzunterricht kombiniert, da dessen 
unterstützende Funktion beim Lernen mit Fern ­
lehrmaterial von den Fernlehrinstituten erkann.t 
und genutzt wird. 
Eine Auswertung der im BIBB bis 1988 vorliegen­
den Gutachten über begleitenden Unterricht gibt 
Aufschluß über die Struktur dieses Unterrichts: 
Es handelt sich um einen eher konventionellen, 
lehrerzentrierten Unterricht, in dem innovative 
Elemente wie Gruppenunterricht, Fallmethode, 
Plan- und Rollenspiele noch weitgehend fehlen. 
Auf der Grundlage der Auswertungsergebnisse 
wurde das vorhandene Beurteilungsinstrument 
für den begleitenden Unterricht revidiert 



Arbeit des I Hiptausschusses 

Kurzbericht über die 
Sitzung 1/92 des 
Hauptausschusses am 
4./5. Februar 1992 in Bonn 

Die erste Sitzung des Hauptausschusses 1992 

fand am 4. I 5. Februar 1992 in Bonn statt. 

Der Hauptausschuß hat den Entwurf des Be­

rufsbildungsberichts 1992 beraten und erst­

mals seit 14 Jahren eine gemeinsame Stel­

lungnahme zum Berufsbildungsbericht 
verabschiedet. 

Im Rahmen seiner Funktion als Beschlußor­

gan des Bundesinstituts befaßte sich der 

Hauptausschuß unter anderem mit dem 

Haushaltsplanentwurf für 1993. Er stimmte 

dem vom Generalsekretär vorgelegten Ent­

wurf mit Änderungen zu . 

Er beschloß die Aufnahme folgender For­

schungsprojekte in das Forschungspro­

gramm: 

FP 3.923- Grundlagen zur Neuordnung der 

Berufsausbildung in der industriellen Ober­

flächentechnik 

FP 3.924 - Grundlagen für die Neuordnung 

der Berufsausbildung im industriellen Mo­

dellbau 

FP 3.925 - Grundlagen für die Neuordnung 

des Ausbildungsberufes Sozialversiche­

rungsfachangestellter I Sozialversicherungs­

fachangestellte 

FP 4.203 - Qualitätskriterien für die beruf­

liche Qualifizierung Körperbehinderter -

Entwicklung und Erprobung von Qualitätssi­

cherungskonzepten für berufsfördernde Bil­

dungsmaßnahmen in der Rehabilitation. 

Es wurden dem Hauptausschuß Ergebnisse 

aus dem Projekt 2.074 "Betriebliche Berufs­

ausbildung benachteiligter Jugendlicher" so­

wie Ergebnisse aus der EMNID-Untersu­

chung "Daten und Fakten über Jugendliche 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung" prä­

sentiert. Diese Präsentationen wurden vom 

Hauptausschuß mit Interesse aufgenommen 

und diskutiert. 

Der Hauptausschuß beauftragte den Ständi­

gen Unterausschuß, ihm zur nächsten Sit­

zung einen überarbeiteten Entwurf seiner 

Empfehlungen von 1984 zur Gleichwertig­
keit von beruflicher und allgemeiner Bil­
dung vorzulegen. 

Der Hauptausschuß wurde zur Zweiten Ver­

ordnung zur Änderung der Ausbilder-Eig­

nungsverordnung Landwirtschaft angehört. 

Die nächste Sitzung (2192) des Hauptaus­

schusses findet am 6. 17. Mai 1992 in Berlin 

statt. 

Stellungnahme des 
Hauptausschusses zum 
Entwurf des Berufs­
bildungsberichts 1992 

1. Die Ausbildungsstellensituation in Deutsch­

land stellt sich sehr unterschiedlich dar. In 

den alten Bundesländern gab es erheblich 

mehr Ausbildungsangebote als Nachfrage. 

Dadurch haben sich die Ausbildungschancen 

der Jugendlichen weiter verbessert. 

Vor allem in den verschiedenen gewerblich­

technischen Berufen ist die Nachfrage erheb­

lich zurückgegangen, so daß viele Betriebe 

ihre Ausbildungsplätze nicht mehr besetzen 

können. Die Entspannung auf dem Ausbil­

dungsstellenmarkt hat demnach Strukturpro­

bleme gelöst, aber auch neue geschaffen. 

2. Die Datenlage in den neuen Bundeslän­

dern ist noch immer unbefriedigend. Den­

noch läßt sich feststellen, daß das betriebli­

che Ausbildungsangebot nicht ausgereicht 

hat, um der Nachfrage der Jugendlichen zu 

entsprechen. Viele Ausbildungsplatzbewer­

ber haben deshalb eine außerbetriebliche 

Ausbildung begonnen, mehr Jugendliche als 

erwartet sind in die gymnasiale Oberstufe 

eingetreten oder haben eine Ausbildung in 

den alten Bundesländern aufgenommen. Auf 

diese Weise konnte den Jugendlichen weit­

gehend ein Bildungs- oder Ausbildungsange­

bot gemacht werden. 

Wegen der stark wachsenden Nachfrage im 

Osten Deutschlands wird auch 1992 nicht auf 

außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen 

verzichtet werden können; die betriebliche 

Ausbildung muß allerdings Vorrang haben. 

Das betriebliche Ausbildungsangebot muß 

erheblich ausgeweitet werden. Der Haupt­

ausschuß fordert daher alle Beteiligten auf, 

ihre Anstrengungen zur Gewinnung betrieb­

licher Ausbildungsplätze zu verstärken. In 

diesem Sinn appelliert der Hauptausschuß 

auch an die Treuhandanstalt. 

Die Qualität der Ausbildung in Betrieben, 

außerbetrieblichen Einrichtungen und beruf­

lichen Schulen weist noch Mängel auf. Es 

sind erhebliche Anstrengungen erforderlich, 

um die Ausstattung der betrieblichen und 

schulischen Ausbildungsstätten und die Qua­

lifikation des Ausbildungspersonals zu ver­

bessern. Dazu gehören auch der bedarfsge­

rechte Ausbau überbetrieblicher Ausbil­

dungsstätten und die Sicherung eines funk­

tionsfahigen Prüfungswesens. 

Die Kommunen werden aufgefordert, die 

schulische Entwicklungsplanung voranzu­

treiben und die ihnen zugewiesenen Mittel 
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aus dem "Gemeinschaftswerk Aufschwung 

Ost" auch für berufliche Schulen zu verwen­

den. Bund und Länder werden aufgefordert, 

ihre finanziellen Anstrengungen zur Verbes­

serung der beruflichen Bildung im Ostteil 

Deutschlands unvermindert fortzusetzen. 

3. Der Hauptausschuß ist sich einig in dem 

Ziel, für möglichst alle Jugendlichen eine 

qualifizierte Berufsausbildung zu gewährlei­

sten. Dies gilt auch für ausländische Jugend­

liche, deren Anteil an den Auszubildenden -

gemessen an der ausländischen Bevölkerung 

- noch zu niedrig ist. Einvernehmen besteht 

auch darüber, die Förderung benachteiligter 

Jugendlicher fortzusetzen und die Instrumen­

te weiterzuentwickeln. Gemeinsame Auffas­

sung ist es weiter, daß es einen allgemeingül­

tigen Lösungsansatz zur Qualifizierung für 

diese Personengruppe nicht gibt. Während 

die Beauftragten der Arbeitgeber und die 

Mehrheit der Länder die Position der Bun­

desregierung teilen, daß auch neue Aus­

bildungsgänge für bestimmte Zielgruppen 

erforderlich sind, teilen die Beauftragten der 

Arbeitnehmer diese nicht . Sie sehen die 

Lösung insbesondere in einer verbesserten 

Förderung. Die Beauftragten der Arbeitneh­

mer lehnen die Schaffung von neuen Berufen 

außerhalb von § 25 BBiG /HwO nachdrück­

lich ab. 

Um leistungsfähigere junge Menschen anhal­

tend an einer Ausbildung im dualen System 

zu interessieren und die Attraktivität der Be­

rufsausbildung zu steigern, sollte endlich mit 

der Gleichwertigkeit von beruflicher und all­

gemeiner Bildung Ernst gemacht werden. 

Der Hauptausschuß hat bereits 1984 zu die­

ser Frage eine Empfehlung abgegeben und 

Lösungsansätze vorgeschlagen. Er begrüßt 

die derzeitige intensive öffentliche Diskus­

sion und wird seine damaligen Vorschläge 

aktualisieren. Der Hauptausschuß bewertet 

positiv auch Modelle für freiwillige Zusatz­

angebote während der Ausbildung, z. B. 

Fremdsprachen, kaufmännisches Grundwis­

sen für Auszubildende in gewerblich-techni­

schen Berufen. 

4. Der Hauptausschuß unterstützt die Posi­

tion der Bundesregierung zur Änderung des 

EWG-Vertrages und zur Subsidiarität im Ver­

hältnis zwischen europäischen Institutionen 

und den Mitgliedsstaaten im Bildungsbe­

reich, d. h., er befürwortet die unterstützen­

de und ergänzende Tätigkeit der EG unter 

Wahrung der Zuständigkeit der Mitglieds­

staaten. 

Der Hauptausschuß begrüßt die Öffnung 

verschiedener EG-Programme für die mittel­

und osteuropäischen Staaten und sieht darin 

einen weiteren Schritt zur Intensivierung der 

Zusammenarbeit mit diesen Ländern in ei­

nem größeren Europa. Die Bestrebungen zur 

europäischen Einigung bedingen, allen An­

sätzen der Ausländerfeindlichkeit entgegen­

zutreten. 

5. Die im Hauptausschuß vertretenen Grup­

pen werden weiterhin dazu beitragen, daß 

die berufliche Weiterbildung zu einem 

gleichgewichtigen Teil des Bildungssystems 

wird. 

Viele Angebote vor allem in Ostdeutschland 

erfüllen nur ungenügend die Qualitätserfor­

dernisse an eine bedarfsgerechte Weiterbil­

dung. Die Steigerung der Qualität der Wei­

terbildungsmaßnahmen muß weiterhin ein 

wichtiges berufsbildungspolitisches Anlie­

gen bleiben. 

Der Hauptausschuß stellt fest, daß bei der 

Behandlung der beruflichen Weiterbildung 

im Berufsbildungsbericht der Schwerpunkt 

auf die Entwicklung in den neuen Ländern 

gelegt wird. Wenngleich die besondere Be­

deutung der beruflichen Weiterbildung für 

die Umstrukturierung in den neuen Ländern 

anerkannt wird , darf die berufliche Weiter­

bildung in der gesamten Bundesrepublik 

nicht aus dem Blickfeld geraten. Zu solchen 

Maßnahmen, die zu einer Weiterentwicklung 

der beruflichen Weiterbildung beitragen kön­

nen, gehört u. a. die verstärkte Förderung 

von bisher weiterbildungsfremden Personen­

gruppen, wie z. B. Un- und Angelernte und 

die Verbesserung der Transparenz in der 

Weiterbildung. 
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Bundesinstitut für Berufsbildung 

Staatliche Zentralstelle 
für Fernunterricht (ZFU) 

Fernunterricht 
Fernstudium 

Katalog der Fernlehrangebote 
in der Bundesrepublik Deutschland 

lnlormationen 
zum berulhchen Fernuntemcht 

Heft 17 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
Staatliche Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) 

FERNUNTERRICHT· FERNSTUDIUM 

KATALOG DER FERNLEHRANGEBOTE IN DER 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHlAND 

Berlin 1991, 1276 Seiten, 19,-DM, 
ISBN 3-88555-446-1 

Die neue Ausgabe des Katalogs der Fern Iehr­
angebote bietet detaillierte Angaben über 
• das Lernziel, 
• die Teilnahmevo.raussetzungen, 
• die Lehrgangsdauer und -kosten, 
• den Umfang des Lehrmaterials und 
• die Abschlußprüfung, 
• die Lehrgangsinhalte, 
• die Möglichkeiten der finanziellen 
• den begleitenden Unterricht. 
E.rstmals enth.ält der Katalog auch I fnrrn ;'lliiflitc 

Ober die Fernstudienangebote der 
1n den neuen Bundesländern. Angaben 
gemacht zu den Studiengängen/Studien­
richtungen, Teilnahmevoraussetzungen, zur 
Studiendauer sowie zum Studienbeginn. 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung -K3Nertrieb 
Fehrbell iner Platz 3 
1 000 Berlin 31 
Telefon: 86 83-5 20/5 16 
Telefax: 86 83-4 55 
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Berufsbildung 

Handbuch für Betriebe: 

Technik ist 
auch Frauensache 

Angelika Schmidtmann-Ehnert 

Die berufliche Qualifizierung der 
Frauen in männerdominierten Be­
rufen und neuen Technologien be­
sitzt in der nationalen ebenso wie 
in der europäischen Berufsbil­
dungs- und Arbeitspolitik eine zen­
trale Bedeutung. Dabei geht es um 
Fragen der Qualität und der Per­
spektive von Ausbildungs- und Ar­
beitsplätzen für Frauen, um be­
rufsbildungspolitische Maßnah­
men und einzelwirtschaftliche 
Konzepte zur Erreichung höherer 
Chancengleichheit für Frauen. 

In der Vergangenheit wurden auf dem natio­

nalen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt viel­

faltige Anstrengungen unternommen, um der 

nach wie vor vorhandenen, einseitig zugun­

sten der Männer ausgerichteten, Arbeits­

marktstruktur entgegenzuwirken. 

Vom Bundesminister für Bildung und Wis­

senschaft wurde in der Bundesrepublik 

Deutschland ab 1978 eine Modellversuchs-

reihe "Zur Erschließung gewerblich-techni­

scher Ausbildungsberufe für Mädchen" 

durchgeführt, die durch das Bundesinstitut 

für Berufsbildung koordiniert und fachlich 

betreut wurde. An praktischen Beispielen 

konnte hier aufgezeigt werden, daß auch die 

Frauen geeignet sind, in überwiegend mit 

Männern besetzten Ausbildungsberufen aus­

gebildet zu werden, um so ungerechtfertigte 

Benachteiligungen von jungen Frauen im 

Ausbildungs- und Beschäftigungssystem ab­

zubauen. 

Konkrete Ziele der Modellversuchsreihe 

waren: 

• Entwickeln von Konzepten und Maßnah­

men zur Motivierung von jungen Frauen für 

diese Ausbildungsberufe und zur Gewinnung 

von Ausbildungsbetrieben 

• Sammeln von praktischen Erfahrungen in 

der Ausbildung, Identifizieren und Ausräu­

men von beidseitigen Vorbehalten, Erkennen 

von eventuellen Hindernissen und Entwick­

lung von Lösungsansätzen 

• Sammeln von Erfahrungen beim Über­

gang von der Ausbildung in die berufliche 

Tätigkeit, Gewinnen von Erkenntnissen über 

die berufliche Integration der jungen Frauen. 

Betriebe, die es bisher gewohnt waren, nur 

junge Männer in gewerblich-technischen Be­

rufen auszubilden, sind vielfach unsicher in 

der Ausbildung junger Frauen und stellen 

sich die Frage nach möglichen Veränderun­

gen bei der Rekrutierung neuer Zielgruppen. 

In diesem Zusammenhang haben Ausbilder 

(meist männlich) in den Betrieben als Beein­

flusser der Qualität und des Klimas der Be­

rufsausbildung eine schwierige Aufgaben zu 

erfüllen. Sie haben die zunehmenden qualifi­

katorischen Anforderungen an die Ausbil­

dung zu bewältigen. Sie sind es, die auch die 

neuen Zielgruppen der Ausbildung zu inte­

grieren haben, mit denen sie bisher kaum Er­

fahrungen hatten. Sie können zudem Multi­

plikatoren und Vorbilder im Umgang mit und 

in der Förderung von Frauen in technikorien­

tierten Berufen sein. 

Der vorliegende Band versucht, hier die er­

forderliche Unterstützung für das Ausbil­

dungspersonal zu leisten und enthält eine 

Fülle von Anregungen und Hilfen für die 

praktische Berufsausbildung. Dazu wurden 

die vorliegenden Erfahrungen der o. g. Mo­

dellversuche ausgewertet und als Grundlage 

für die Erstellung dieser Materialien heran­

gezogen. Die Ergebnisse zeigen, daß junge 

Frauen (wie bisher auch junge Männer) in 

der Lage sind, eine gewerblich-technische 

Berufsausbildung aufzunehmen, erfolgreich 

abzuschließen und in ihrem Beruf tätig zu 

werden, wenn ihnen die Chance eröffnet 

wird. 

Die hier vorliegenden Materialien enthalten 

viele interessante Informationen und Emp­

fehlungen , 

• die eine erfolgreiche Werbung und Ein­

stellung von Frauen betreffen 

• die sich auf didaktische Gesichtspunkte 

und die Gestaltung der Ausbildung beziehen 

• hinsichtlich geschlechtsspezifischer Rol­

lenerwartungen und 

• zur Förderung der Entwicklung von Be­

rufsidentität. 

Intention dieses Handbuchs ist, 

• Unsicherheiten von Ausbildern im Um­

gang mit Qungen) Frauen in der Berufsausbil­

dung durch gezielte Informationen abzubauen 

• die Sensibilisierung für eigenes Rollen­

verhalten und Reflexion eigener eingeschlif­

fener Denk- und Verhaltensweisen zu för­

dern, um ein tieferes Verständnis für die be­

rufliche Arbeit mit Qungen) Frauen zu ge­

winnen 

• eine Veränderung der Ausbildereinstel­

lung herbeizuführen, indem sie ein Beispiel 

geben für den erforderlichen Bewußtseins­

wandel in der Gesellschaft und im berufli­

chen Kontext und dazu beizutragen, daß auch 

die weiblichen Auszubildenden ihr Potential 

selbstverständlich und möglichst optimal 

entfalten können 

• eine Einstellungsänderung bezüglich der 

Leistungsfahigkeit von Frauen sowie hin-
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sichtlich des Stellenwerts, den die Berufsbil­

dung in technikorientierten Berufen für die 

gesamte Lebensplanung der Frauen hat, her­

beizuführen 

• unterschiedliche Probleme in der Praxis 

mit weiblichen Auszubildenden aufzuzeigen 

und praktische Hinweise und Hilfen zu ge­

ben. 

Auch in der Europäischen Gemeinschaft 

wachsen viele Initiativen zur Chancengleich­

heit und Förderung der Qualifikation der 

Frauen. 

In diesem Sinne enthält das Handbuch viel­

fältige Hinweise und Hilfen für die Ausbil­

dungspraxis zur Ausbildung und Förderung 

junger Frauen in technikorientierten Be­

rufen. 

Das Handbuch liegt nur in englischer Fas­

sung vor, "Technology's for Women too", 

102 Seiten, Preis : 19,- DM, ISBN 

3-88555-470-4, Best.Nr. 12.552. 

Zu beziehen über Bundesinstitut für Berufs­

bildung, Fehrbelliner Platz 3, 1000 Berlin 31, 

nähere Auskunft Tel. 86 83-4 08. 

K:ensionen 

Bewältigung von 
Arbeitslosigkeit 

Peter Backfisch 

Bewältigung von Arbeitslosigkeit im sozia­

len Kontext - Programme, Initiativen, 

Evaluationen. 

Thomas Kieselbach I Ali Wacker (Hrsg.) 

Deutscher Studien Verlag, Weinheim, 1991, 

445 Seiten, 44,- DM, ISBN 3-89271-267-0 

Die nun ein volles Jahrzehnt anhaltende 

Massenarbeitslosigkeit, nicht nur in der 

Bundesrepublik Deutschland, sondern im 

ganzen Bereich der EG, hat in Anknüpfung 

an die Armutsforschung in den USA zu Zei­

ten der Weltwirtschaftskrise, diesem For­

schungszweig eine Renaissance beschert. 

"Psychologische Arbeitslosenforschung" 

findet heute ein breites internationales Betä­

tigungsfeld . 

Der Deutsche Studien Verlag, Weinheim, hat 

1990 mit der Herausgabe einer Reihe, mit 

dem anspruchsvollen Titel "Psychologie so­

zialer Ungleichheit", begonnen. Zur Buch­

messe 1991 erschien der zweite Band, "Be­

wältigung von Arbeitslosigkeit im sozialen 

Kontext - Programme, Initiativen, Evalua­

tionen". Der Band versteht sich als Fortset­

zung psychologischer Arbeitslosenfor-
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schung, gleichzeitig erhebt der Verlag mit 

dieser Veröffentlichung den Anspruch, die 

Abhängigkeit individueller und gesellschaft­

licher Entwicklungsbedingungen von sozia­

ler Ungleichheit und unterschiedlichen so­

zialen Chancen zu thematisieren. Ein Orien­

tierungspunkt der Reihe stellt das von der 

Weltgesundheitsorganisation (WHO) konzi­

pierte Programm "Soziale Gerechtigkeit und 

Gesundheit" dar. Diesen sicherlich sehr 

hoch gesetzten Anspruch haben die Heraus­

geber Thomas Kieselbach und Ali Wacker 

mehr als erfüllt. 

Die Beiträge und Dokumente geben einen 

umfassenden Überblick über die verschiede­

nen Beschäftigungsprogramme und -projekte 

über Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 

auf nationaler und internationaler (EG-Be­

reich) Ebene. Besonders interessant ist da­

bei , daß die Beiträge davon geprägt sind , die 

psychosozialen Auswirkungen von Massen­

arbeitslosigkeit auf die Arbeitslosen darzu­

stellen und gleichzeitig Vorschläge zur Ver­

besserung der Lebenslage von Arbeitslosen 

zu thematisieren. 

Der Problemgruppe der Langzeitarbeitslosen 

sind mehrere Beiträge gewidmet, wobei der 

Leser umfassende Informationen aus dem 

gesamten EG-Raum erhält. 

Im Mittelpunkt dieser Beiträge sind die ver­

schiedenen Anstrengungen und Erfahrungen 

bei der Eingliederung von Langzeitarbeitslo­

sen in Arbeit und Gesellschaft dargestellt. 

Kritisch wird dabei resümiert, daß die bishe­

rigen Versuche von sozialen Beschäftigungs­

initiativen, für diese Personengruppe oft an 

der nicht ausreichenden Finanzierung schei­

tern bzw. an den Betroffenen vorbei konzi­

piert werden. 

Im umfangreichen Dokumentationsanhang 

finden sich zahlreiche Dokumente und Stel­

lungnahmen der EG, den politischen Gremien 

der Bundesrepublik Deutschland, der Kirche, 

der Gewerkschaften und der Kommunen. 



Der Band wendet sich an alle Berufsgrup­

pen, die mit dem Personenkreis der von Ar­

beitslosigkeit Betroffenen zu tun haben: Psy­

chologen, Lehrer, Ausbilder und Sozialar­

beiter. 

Entwicklung von Arbeit, 
Beruf und Bildung 

Martin Hartmann 

Lust auf Zukunft? 
Annäherung an die Zukunft. Zur Ent­
wicklung von Arbeit, Beruf und Bildung. 
Herausgegeben von Wolfgang Wittwer, Beltz 

Verlag für Weiterbildung, Weinheim 1990, 

218 Seiten, 34,- DM, ISBN 3-407-36600-0 

Wie werden die Arbeits-, Berufswelt, die zu­

nehmend im Mittelpunkt des öffentlichen In­

teresses stehen , und die Weiterbildungsland­

schaft der Zukunft aussehen? Hätten wir die­

se Frage Fachleuten in den 50er Jahren ge­

stellt, wäre als Antwort ein sehr vielfliltiges 

und vom Glauben an den technischen Fort­

schritt geprägtes Bild entstanden. Seitdem 

haben wir die Entwicklung unserer heutigen 

Arbeits- und Bildungswelt bewußt miterlebt 

und haben erleben müssen, wie vieles anders 

gekommen ist als erwartet. Geprägt durch 

diese Erfahrung sind wir vorsichtiger gewor­

den, wenn es um die Zuverlässigkeit von Zu­

kunftsprognosen und skeptisch, wenn es um 

den zu erwartenden "Segen" der technischen 

Entwicklung geht. 

Diese Haltung kennzeichnet auch die Beiträ­

ge, die sich in einem von Wolfgang Wittwer 

herausgegebenen Buch an die zukünftige 

Entwicklung von Arbeit, Beruf und Bildung 

heranwagen. Die Annäherung an die Zu­

kunft erfolgt behutsam, beschäftigt sich ein­

gehend mit Tendenzen, wie sie zur Zeit in 

der Arbeits- und Weiterbildungswelt zu be­

obachten sind und versucht dann, einen Aus-

blick in die nähere Zukunft zu geben. Es 

geht hier also um das Morgen und nicht um 

Utopien für Übermorgen. Dieses Vorgehen 

wirkt auf der einen Seite ehrlich und seriös, 

auf der anderen Seite aber auch etwas er­

nüchternd, enthüllt es doch keine mit Span­

nung zu lesenden Science-fiction-Vorstellun­

gen einer schönen oder gar gruseligen Neuen 

Welt. 

Der Schwerpunkt der einzelnen Beiträge 

liegt beim "Einsatz der neuen Informations­

und Kommunikationstechniken m der 

Arbeits- und Berufswelt und den sich daraus 

ergebenden Konsequenzen für die Tätigkeit 

und Qualifikation der Erwerbsfahigen". So 

beschreibt Wolfgang Wittwer die schon zu 

beobachtenden und noch zu erwartenden 

Folgen, die sich durch den immer stärkeren 

Einsatz neuer Techniken für menschliche 

Arbeit, individuelles Berufswissen, Schlüs­

selqualifikationen oder berufliche Bildung 

ergeben. Christiane Schiersmann beleuchtet 

die Auswirkungen dieser Entwicklung auf 

die zukünftige Rolle von Frauen im Arbeits­

leben. Hermann G. Ebner untersucht am 

Beispiel des Computers, wie sich ein vom 

Menschen selbst geschaffenes Werkzeug in 

die Art "einmischt", wie der Mensch seine 

Umwelt und sich selbst wahrnimmt, wie er 

handelt, denkt oder sich verständlich macht. 

Besonders spannend lesen sich die Zukunfts­

überlegungen von Karlheinz A. Geißler. 

Geißler geht davon aus, daß sich unsere Ge­

sellschaft von einer "Schulbildungsgesell­

schaft" zu einer "Weiterbildungsgesell­

schaft'' entwickeln wird. "Die Betriebe wer­

den die berufliche Weiterbildung ausbauen 

(die Berufsausbildung wird eher stagnieren) 

und den Mitarbeitern weitgehend zur Pflicht 

machen. Die Arbeitnehmer werden ihre Kar­

rieren nicht mehr über Ausbildung, sondern 

immer mehr über berufliche Weiterbildung 

machen." Diese Entwicklung wird einen ge­

samtgesellschaftlichen Regelungsbedarf er­

zeugen, wie er heute noch nicht abzusehen 

ist. Wenn zum Beispiel die betrieblich orga-

nisierte Weiterbildung über Inhalte und Ab­

schlüsse immer wichtiger für Aufstieg und 

Erfolg im Berufsleben wird , somit über die 

Verteilung von Lebenschancen mitbestimmt, 

dann wird sich nach Geißler "auch in der 

Weiterbildung in Zukunft ein Titel- und Zer­

tifikatesystem durchsetzen, das in größerem 

Maße als bisher staatlicher und I oder öffent­

licher Kontrolle unterstellt ist und das damit 

für die Titel und die Zertifikate auch eine 

breite Anerkennung möglich macht". Solch 

eine staatliche und / oder öffentliche "Einmi­

schung" wird aber auch vor Themen wie der 

Ausbildung und Qualifikation von Trainern 

und Dozenten in der Weiterbildung nicht 

Halt machen und sich natürlich mit dem 

zukünftigen Zusammenwirken von Berufs­

ausbildung und Weiterbildung auseinander­

setzen. 

Auch für die Beschäftigten im Arbeitsprozeß 

wird sich nach Geißlers Ansicht Grundle­

gendes ändern: Weiterbildung wird "keine 

freie Entscheidung eines sich frei wähnenden 

Individuums sein", sondern " immer mehr 

zum (notwendigen) Zwang ... " "Die ein­

zelnen Berufstätigen - aber auch die Ar­

beitslosen - sind gezwungen, mehr andau­

ernd und in immer neuen Formen zu ler­

nen ." Aus "lebenslanges Lernen" wird " le­

benslängliches Lernen". 

Ob das alles aber auch wirklich so eintreffen 

wird, muß sich noch zeigen. Es gibt- so die 

Autoren - keinen automatischen Weg in 

eine vorbestimmte Zukunft. Die Zukunft 

wird von Menschen gemacht, auch Verände­

rungen lassen sich verändern. Und das gilt 

auch für das konkrete Aussehen unserer zu­

künftigen Bildungslandschaft und der damit 

verbundenen Risiken und Chancen für die 

Beteiligten. Sie wird das Ergebnis von Aus­

einandersetzungen aller gesellschaftlichen 

Gruppierungen sein. Einige Überlegungen 

zum Aussehen eines reformierten Weiterbil­

dungssystems stellt der Beitrag von Friedrich 

Edding vor; es handelt sich dabei jedoch um 

die persönlichen Wünsche und Hoffnungen 
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des Autors. Sie verstehen sich als Diskus­

sionsgrundlage und wollen - wie auch die 

anderen Beiträge dieses Buches - die Leser 

dazu anregen, eine eigene Annäherung an 

die Zukunft von Arbeit, Beruf und Bildung 

zu versuchen. 

Ausbildung der 
gesundheits- und sozial­
pflegerischen Berufe 
erfordert Neuorientierung 

Ute Laur-Ernst 

Schlüsselqualifikationen für gesundheits­
und sozialpflegerische Berufe. 
Barbara Meifort (Hrsg.) 

In: Hochschule und berufliche Bildung, 

Band 20, Leuchtturm Verlag, Alsbach 1991 

Der Sammelband mit Beiträgen zu den 

"Hochschultagen Berufliche Bildung '90" in 

Magdeburg sowie zwei ergänzenden Aufsät­

zen greift einen Problemkomplex auf, der im 

Gesundheitswesen bisher noch nicht den 

Stellenwert und den Diskussionsstand er­

reicht hat wie in anderen Berufsbereichen: 

Es geht um die sogenannten "Schlüsselquali­

fikationen" als wesentlicher Bestandteil ei­

ner menschengerechten und sozialverant­

wortlichen Aus- und Weiterbildung in diesen 

Berufen und dem damit verknüpften verän­

derten Verständnis von Professionalität und 

konkretem Arbeitshandeln. 

Barbara Meifort, Herausgeberio dieses Ban­

des und mit mehreren Beiträgen vertreten, 

rückt jedoch sogleich mögliche Fehlerwar­

tungen aufgrunddes Titels zurecht: Beim er­

sten Treffen mit Vertretern der Berufsbildung 

im Gesundheits- und Sozialwesen der ehe­

maligen DDR stand ein grundsätzliches 

Sichkennenlernen, ein Verdeutlichen der je­

weiligen Positionen, der Struktur, Organisa-

tion und Qualifikationsziele der gesundheits­

und sozialpflegerischen Berufe im Vorder­

grund. Die ursprünglich beabsichtigte theo­

retische und praxisorientierte Aufarbeitung 

des Konzepts "Schlüsselqualifikationen" im 

Hinblick auf diesen Berufsbereich fand des­

halb nicht statt . Vielmehr wurde eine Annä­

herung an dieses Thema auf der Basis bishe­

riger Erfahrungen und Standortbestimmun­

gen in den beiden Teilen Deutschlands ver­

sucht, ergänzt um einige grundsätzliche 

Überlegungen zum Schlüsselqualifikations­

konzept 

Barbara Meifort leitet diese Annäherung von 

"westlicher" Seite über eine kritische Aus­

einandersetzung mit den Problemen der Be­

rufsbildung und der Praxis im Gesundheits­

bereich ein. Dabei hebt sie besonders die 

Zersplitterung der Berufe, die zu eng ausge­

legten Bildungsgänge und die neuen Qualifi­

kationsanforderungen infolge des Struktur­

wandels im Gesundheitswesen hervor. 

Von "östlicher" Seite gibt Thomas Lang die 

orientierende Einführung. Er konstatiert le­

diglich - ohne kritische Kommentierung -

wie in der ehemaligen DDR offiziell die 

Ausbildung für die "nichtärztlichen medizi­

nischen Berufe" an den einschlägigen Fach­

schulen aussah : hierarchisch verfaßt, plan­

voll durchorganisiert, trotz praktischer Aus­

bildungsphasen stark wissenschaftlich ausge­

richtet, hochspezialisiert - der Mensch als 

Objekt der Anwendung wissenschaftlich be­

gründeter medizinisch-pflegerischer Techni­

ken. So heißt es in seinem Beitrag bezeich­

nenderweise (S. 37): "Der Objektcharakter 

der menschlichen Persönlichkeit in der Tä­

tigkeit der medizinischen Fachschulkader er­

fordert diese dauerhafte und stets unter­

richtswirksame Bindung an die theoretische 

Ausbildung." 

Dieser Sichtweise und Auslegung der 

Gesundheits- und Pflegeberufe begegnen wir 

teilweise auch in den alten Bundesländern. 

Folglich fragt sich der Leser, welche Chan-
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cen die von fast allen Autor(inn)en geforder­
te Neuorientierung im Sinne einer ganzheit­

lichen, patientenzentrierten und breiter ange­

legten Berufsbildung tatsächlich hat. Sehr 

gut stehen sie offensichtlich nicht, aber sie 

sind auch nicht hoffnungslos, wie die weite­

ren Beiträge zeigen. 

So berichtet Karin Busch aus der ehemaligen 

DDR anschaulich und engagiert über ihre 

Erfahrungen als Gemeinde-Krankenschwe­

ster und hebt in ihrer Schilderung die Not­

wendigkeit einer ambulanten Versorgung, 

die auch die geistig-sozialen Bedürfnisse der 

Betroffenen einschließt , hervor: Der Alte, 

Kranke, Behinderte muß in seiner indivi­

duellen Persönlichkeit respektiert und in den 

Pflegeprozeß aktiv einbezogen werden. Bei 

allen Pflegebedürftigen " ist gezielte Hilfe 

gefragt, aber keine vollständige Ausschal­

tung des zu Pflegenden" (S. 50). Fachkom­

petenz und menschliche Zuwendung müssen 

sich ergänzen, wissenschaftliche Kenntnisse 

müssen mit alltagsweltlicher Erfahrung kom­

biniert werden. 

Aber solche Orientierungen reichen nicht 

aus, um die notwendigen Verbesserungen im 

Gesundheitswesen zu bewirken. Strukturelle 

und gesellschaftspolitische Veränderungen 

sind ebenso erforderlich. Dies unterstreichen 

der Praxisbericht von Margret Herrmann 

zum Thema "Hauspflege" sowie die kon­

struktiven Überlegungen von Barbara Mei­

fort zur "Häuslichen Versorgung pflegebe­

dürftiger Menschen". Gerade sie macht sehr 

deutlich , wo ein zentrales Problem liegt: in 

der geringen Wertschätzung von ambulanter, 

ganzheitlicher Pflegetätigkeit Diese bisher 

unzureichend im Berufsbildungssystem dif­

ferenzierten und verankerten Berufe rangie­

ren am Ende der Statuspyramide, obwohl 

eine Vielfalt an Fähigkeiten zur Bewältigung 

des Alltags im Haushalt von Pflegebedürfti­

gen notwendig ist. Flexible, einfühlsame, 

umsichtige "Generalisten" sind in diesen 

komplexen Arbeitssituationen gefragt und 

nicht "Spezialisten" wie im Krankenhaus 



mit seiner hochgradigen vertikalen und hori­

zontalen Arbeitsteilung. Doch dieses fachbe­

zogene "Spezialisten-Denken" dominiert 

Aus- und Weiterbildung in den Gesundheits­

und Pflegeberufen; als professionell gilt mei­

stens nur der Spezialist. Hierin liegt ein zen­

trales Problem. 

Vor diesem Hintergrund führt Wolfgang 

Becker in das Thema "Schlüsselqualifikatio­

nen" ein, und zwar indem er die in anderen 

Bereichen schon lange geführte kritische 

Diskussion um dieses Qualifikationskonzept 

aufgreift und seine Problematik unter plane­

rischen, bildungs- und arbeitsmarktpoliti­

schen sowie technologischen Aspekten auf­

rollt. Dabei macht er besonders auf die Dis­

krepanz zwischen den propagierten "Schlüs­

selqualifikationen" und einer Förderung der 

individuellen Persönlichkeitsentwicklung auf­

merksam. Mit der gängigen Auslegung (ln­

strumentalisierung) der Schlüsselqualifika­

tionen als Mittel zur Flexibilisierung der Ar­

beitskraft sowie mit der Tendenz, sie "tech­

nizistisch" zu vermitteln, entfernt man sich 

vom Ziel der Persönlichkeitsbildung. Würde 

man dieses Schlüsselqualifikationskonzept 

auf den Gesundheits- und Pflegebereich 

übertragen, dann würde man dort nur etwas 

unter anderer Begrifflichkeit fortführen , was 

es gerade zu überwinden gilt, nämlich ein an 

Naturwissenschaft und Techniken orientier­

tes Berufsverständnis. 

An diesem Punkt setzt auch Ulrich Klemens 

in seinem Beitrag "Schlüsselqualifikationen 

im Gesundheitswesen" an. Er verweist aus­

drücklich auf die Besonderheiten dieses Ar­

beitsfeldes: "Qualifikationen in Gesundheits­

und Sozialberufen umfassen ( ... ) von vorn­

herein mehr persönlichkeitsbezogene Kom­

petenzen als sie in anderen Berufsfeldern ge­

fordert sind" (S. 99). Der Patient ist- wie 

der I die Pfleger I -in - selbst ein erkennen­

des Subjekt und sollte als solches wahrge­

nommen und behandelt werden. Auch er 

geht vom Gesundheitsbegriff der Ottawa­

Charta aus, nach dem jeder Mensch selbst 

aktiv an der Förderung seiner Gesundheit zu 

beteiligen ist: "Die Sorge um das Gesund­

sein wird auf das Individuum übertragen. 

Der bisweilen unerträgliche Zustand, Objekt 

helfender und heilender Zuwendung zu sein, 

kann sich verändern in ein gleichberechtigtes 

und gleich kompetentes Miteinander von 

professionellen Helfern und ( ... ) Patienten" 

(S. 103). 

In diesem Sinne skizziert er ein didaktisches 

Raster, in dessen Mittelpunkt das erkennende 

Ich steht - sich seiner Körperlichkeit, seines 

Geistes, seiner Individualität und seiner ge­

sellschaftlichen Einbindung gleichermaßen 

bewußt- und leitet daraus curricular-inhalt­

liche Dimensionen sowie methodische und 

lernorganisatorische Vorschläge für eine künf­

tige Berufsbildung ab. Damit versucht er, 

eine konkrete Antwort auf die Frage nach ei­

nem umfassenderen Qualifikationsprofil für 

die Gesundheitsberufe und nach seiner Um­

setzbarkeit in Lehr-Lerngeschehen zu geben. 

Barbara Meifort zieht in ihrem letzten Arti­

kel ein Resümee aus den Einsichten, die auf 

den Hochschultagen 1986 und 1990 gewon­

nen wurden, um tragfahige Bildungs-(Be­

rufs-)Konzepte für das Gesundheits- und 

Pflegewesen zu entwickeln, die den Struk­

turwandel sowie die neuen qualifikatori­

schen Anforderungen berücksichtigen . So 

plädiert sie für ein "gemeinsames fachliches , 

berufsübergreifendes Fundament, auf dem 

die eigene (berufsspezifische) Fachlichkeit 

gründet" (S. 120) , kombiniert mit einer Neu­

schneidung der Gesundheitsberufe, einer 

verbesserten Fort- und Weiterbildung sowie 

der Implementation des Berufsbildes der 

"Haus- und Familienpflege" mit verschiede­

nen Fachrichtungen. Daran liegt ihr beson­

ders viel, um eine sozial bedrohliche Versor­

gungslücke zu schließen. Die bildungs- und 

gesellschaftspolitischen Entscheidungen hier­

für stehen jedoch noch aus. 

Der von ihr und anderen kritisierte Über­

hang an Vermittlung von Sachkompetenz in 

den bisherigen Bildungsgängen ist aus ihrer 

Sicht zugunsten des Lernens, wie "Bezie­

hungsarbeit professionell gestaltet" werden 

kann, abzubauen. Dabei bedeutet professio­

nelle Beziehungsarbeit nicht die Anwendung 

von Sozialtechniken, vielmehr gilt es, "mit 

offenen, keiner eindeutigen Lösung zugäng­

lichen, die ständige Gefahr des Scheiterns re­

flektierende, unter kein "Ergebnis" subsu­

mierbaren Situationen umzugehen" (S. 123) 

- ein wichtiges, aber zugleich anspruchsvol­

les Bildungsziel, dessen Erreichbarkeit die 

Berufsbildungsforschung und -praxis vor 

schwierige Aufgaben stellt. 

Abschließend setzt sich Wolfgang Becker 

von einem bildungstheoretischen Standort 

aus noch einmal mit den Schlüsselqualifika­

tionen auseinander und stellt die grundsätz­

liche Frage nach ihrer Bedeutung und Funk­

tion für die Berufsbildung. Er wählt dazu 

einen historischen Ansatz, da eine solche 

"Rückschau die scheinbare Einzigartigkeit 

des Problems ,Schlüsselqualifikationen' 

( .. . ) auf ein Normalmaß reduziert" (S. 127) 

und reiht es damit in vergleichbare Legitima­

tionsformeln ein, wie "Perfektion", "Bil­

dung" auch als "Lernen von Lernfahigkeit" 

und "Leistung", die in den letzten 200 Jah­

ren dem Bildungswesen als Leitlinien und 

Schlüsselbegriffe galten und so nicht nur die 

jeweilige Theorie von Bildung und Erzie­

hung prägten, sondern zugleich Zielvorga­

ben für konkrete Lehr-Lernprozesse waren. 

In diesem Sinne interpretiert Wolfgang 

Becker die in den letzten zehn bis 15 Jahren 

propagierte Neuorientierung beruflicher Bil­

dung in Richtung auf eine "Schlüsselqualifi­

zierung" als "logische Konsequenz einer 

funktional hoch differenzierten Gesell­

schaftsstruktur, die sich der ( . .. ) Folgen 

ihrer Differenzierung nach Leistungsmerk­

malen bewußt wird . . . " (S. 148) . 
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